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Der rheinland-pfälzische Ministerpräsident a. D. Kurt Beck wurde im Rahmen 
der Jahresmitgliederversammlung der FES am 9. Dezember 2013 in Berlin zum 

Vorsitzenden des Vorstands gewählt. 
Nach dem Tod des ehemaligen Vorsitzen-
den Peter Struck hatte er die Leitung der 
Stiftung Anfang 2013 zunächst kommis-
sarisch übernommen.
Als stellvertretende Vorsitzende wurden 
die nordrhein-westfälische Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft und der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer gewählt. 
Neu im Vorstand ist die Chemnitzer 
Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig.
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FUNDAMENTE EINER  
FORSCHUNGSRICHTUNG
D A S  T H E M A  M I G R AT I O N  U N D  I N T E G R AT I O N  I N  D E R  G E S C H I C H T E  D E R  F E S

„Obwohl die Rekrutierung der Gastarbeiter (...) 
bereits Mitte der 1950er Jahre begann, entstand 
eine intensivere Forschung erst Mitte der 1970er- 
Jahre (…). Ein großer Teil der Untersuchungen 
(…) beschäftigte sich mit Arbeitsmarktfragen 
und ihren Kontexten. Die Arbeiten Ursula Mehr-
länders können hierfür als paradigmatisch ange-
führt werden.“ Ursula Mehrländer war von 1966 
bis 2006 maßgeblich für die Arbeiten der Fried-
rich-Ebert-Stiftung zu den Themen Migration 
und Integration verantwortlich, zunächst als Re-
ferentin später als Abteilungsleiterin. Dieses Zi-
tat von Friedrich Heckmann aus einem aktuellen 
Aufsatz zur Geschichte der Migrations- und 
Integrationsforschung in Deutschland do-
kumentiert die langfristige und kontinuierliche 
Beschäftigung der FES mit Integrationsthemen. 
Die FES hatte die Bedeutung der Zuwanderungen 
für die Entwicklung der deutschen Gesellschaft 
bereits zu einem Zeitpunkt erkannt, als andere 
sie noch für ein vorübergehendes Randphäno-
men hielten.
Eine institutionelle Verankerung dieses Aufga-
bengebietes innerhalb der FES ist auch der Initi-

ative Heinz Kühns zu verdanken. Der ehemalige 
Ministerpräsident Nordrhein-Westfalens war 
von November 1978 bis Herbst 1980 der erste 
Ausländerbeauftragte der Bundesregierung. Im 
sogenannten Kühn-Memorandum forderte er 
u. a. eine Anerkennung der faktischen Einwan-
derungssituation, eine Intensivierung der Inte-
grationsanstrengungen vor allem für die Zweite 
Generation und die Einführung eines Kommu-
nalen Wahlrechts für lange anwesende Auslän-
der. Heinz Kühn war seit den Siebzigerjahren 
stellvertretender Vorsitzender der FES und von 
1983 bis 1987 auch deren Vorsitzender. 
Zu Beginn der Achtzigerjahre etablierte sich im 
Forschungsinstitut der FES die „Gruppe Aus-
länderforschung und Ausländerpolitik“. Die 
verschiedenen Forschungsprojekte dieser Jahre 
hatten das Ziel, zu einer Anerkennung Deutsch-
lands als Einwanderungsland beizutragen und 
zu mehr Integrationsanstrengungen aufzu-
rufen. Erwähnenswert sind zum Beispiel die drei 
Repräsentativuntersuchungen zur Lebenssitu-
ation der ausländischen Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen und ihrer Familien von 1980, 

Einleitung zum 
Schwerpunktthema

MIGRATION UND INTEGRATION
T h e m e n f e l d  E i n w a n d e r u n g s - 

u n d  F l ü c h t l i n g s p o l i t i k
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1985 und 1995, die im Auftrag des Arbeitsmini-
steriums durchgeführt wurden und zum Stan-
dardwerk der Integrationsforschung gehörten.
Neben der wissenschaftlichen Arbeit standen 
die Politikberatung und der öffentliche Diskurs 
im Mittelpunkt der Arbeit der FES. Bereits 1992 
veröffentlichten Mehrländer/Schultze eine Bro-
schüre mit dem 
Titel „Einwande-
rungskonzept für 
die Bundesrepublik 
Deutschland: Fak-
ten, Argumente, 
Vorschläge“. An-
gesichts der ho-
hen Zuzugszahlen 
in diesen Jahren 
forderten sie un-
ter anderem eine 
Verzahnung von 
Einwanderungs- 
und Flüchtlings-
politik und die 
Einführung eines 
Punktesystems für 
die Steuerung der 
Zuwanderung aus 
ö k o n o m i s c h e n 
Gründen. Das 
Punktesystem fand dann den Weg in den Ent-
wurf des Zuwanderungsgesetzes von 2005, wur-
de aber in den Kompromissverhandlungen von 
der CDU/CSU wieder gestrichen. Die Forderung 
steht heute deshalb erneut auf der politischen 
Tagesordnung (siehe Artikel Perspektivenwech-
sel).
Anfang der Neunzigerjahre erfolgte eine Neu-
ausrichtung der Arbeit des Forschungsinstituts 

der Friedrich-Ebert-Stiftung, weg von eigenstän-
digen empirischen Forschungsprojekten hin zur 
Politikberatung und Diskurs- und Dialogorgani-
sation. Die Themen Migration und Integration 
wurden in dieser Zeit in der Gesprächsreihe Ar-
beit und Soziales mitbehandelt. Eine der ersten 
Veranstaltungen dieser neuen Reihe fand 1991 

in Leipzig zum Thema „Ausländer im vereinten 
Deutschland“ statt. Seit 2001 gibt es den eigen-
ständigen Gesprächskreis Migration und 
Integration. Mit Konferenzen, Fachgesprä-
chen, Workshops, Gutachten und Tagungsdo-
kumentationen mischt er sich in die öffentliche 
Debatte ein und entwickelt Konzepte für eine 
nachhaltige Integrations- und eine kohärente 
Migrationspolitik. 

A U S W A H L  A N  P U B L I K AT I O N E N  

D E S  G E S P R Ä C H S K R E I S E S  M I G R AT I O N  U N D  I N T E G R AT I O N : 

•	 Ziele und Handlungsfelder einer kohärenten Migrationspolitik, 2013
•	 Kulturelle Vielfalt im Fußball: Vereine als Lernort für gesellschaftliche 

Veränderungsprozesse, 2013
•	 Perspektivenwechsel in der Einwanderungsgesellschaft Deutschland : 

Grundlagen für eine neue Migrations- und Integrationspolitik, 2013
•	 Das Alter wird bunter: Lebenslagen älterer Menschen mit Migrationshin-

tergrund und Handlungsbedarfe für Politik und Gesellschaft, 2013
•	 Migrantenorganisationen : Engagement, Transnationalität und  

Integration, 2013
•	 Sozialraumorientierung und Interkulturalität in der Sozialen Arbeit, 2013
•	 Muslimbilder in Deutschland : Wahrnehmungen und Ausgrenzungen in 

der Integrationsdebatte, 2012 
•	 Migrationsfamilien in der Einwanderungsgesellschaft Deutschland, 2011
•	 Übergänge in eine berufliche Ausbildung :  

geringere Chancen und  schwierige Wege für junge  
Menschen mit Migrationshintergrund, 2009

http://www.fes.de/wiso/content/publikationen/p_migration.php

TAY F U N  K E LT E K ,  V O R S I T Z E N D E R  D E S  L A N D E S I N T E G R AT I O N S R AT E S  N RW

„Die Veranstaltungen und Publikationen des Gesprächskreises Migration und Integration sind wich-
tig für die Arbeit der Integrationsräte und Integrationsausschüsse in Nordrhein-Westfalen. Die FES 
ist eine langjährige und verlässliche Partnerin bei unserem Bemühen, das Zusammenleben unter-
schiedlicher Ethnien und Kulturen in den Kommunen zu gestalten. Sie greift unter anderem aktuelle 
politische Entwicklungen auf und bietet eine Plattform für öffentliche Diskussionen der gesellschaft-
lichen und politischen Konsequenzen. Vor allem die Tagungsdokumentationen, die wissenschaft-
liche Analysen, politische Positionierungen und praktische Erfahrungen verbinden, bereichern die 
Arbeit der Integrationsräte. Ein Beispiel hierfür ist die Publikation „Schule in der Einwanderungs-
gesellschaft“. Sie zeigt, wie die Schulen ihre Elternarbeit verbessern und die Mehrsprachigkeit der 
Schülerinnen und Schüler fördern können.“
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LEISTUNGEN AN BEDÜRFNISSE ANPASSEN
G R U N D L A G E N  F Ü R  E I N E  N E U E  M I G R AT I O N S -  U N D  I N T E G R AT I O N S P O L I T I K

Die Bundespolitik ist nach einem langen Dorn-
röschenschlaf erwacht und hat in den letzten 
Jahren zahlreiche Initiativen in der Integra-
tions- und Migrationspolitik eingeleitet: Integra-
tionsgipfel und Islamkonferenzen haben stattge-
funden, und die rechtlichen Möglichkeiten für 
hochqualifizierte Arbeitskräfte aus Drittstaaten, 
nach Deutschland einzureisen, wurden erleich-
tert. Und trotzdem greifen diese Reformen zu 
kurz: Es fehlt ein Selbstverständnis in Politik und 
Gesellschaft, das ein neues gesellschaftliches  
Zusammengehörigkeitsgefühl unabhängig 
von ethnischer Zugehörigkeit beschreibt. 
Der Gesprächskreis Migration und Integra-tion 
hat deshalb eine Expertengruppe einberufen, 
um notwendige Perspektivenwechsel in der Mi-
grations- und Integrationspolitik auf bundespo-
litischer Ebene zu erarbeiten. 
„Perspektivenwechsel in der 
Einwanderungsgesellschaft 
Deutschland“ ist daher der Ti-
tel einer aktuellen Publikation, 
die auf einer gemeinsamen 
Konferenz der FES und des 
Bundesverbandes der Arbeiter-
wohlfahrt am 1. Oktober 2013 
in Berlin der Öffentlichkeit 
präsentiert wurde.
Das Positionspapier entwickelt 
fünf notwendige Perspektiven-
wechsel für die Bundespolitik:

Erstens: Ein neues Verständ-
nis von Integration muss poli-
tisches Handeln prägen. Ein weiter gefasstes Inte-
grationsverständnis für moderne Gesellschaften 
bezieht alle Menschen und Gruppen ein und ist 
nicht auf Einwanderinnen und Einwanderer und 
auf kulturelle und religiöse Aspekte beschränkt. 
„Integration“ in „die“ Gesellschaft gibt es nicht. 
Vielmehr sind die einzelnen Lebensbereiche und 
die Institutionen die Orte, in denen das Zusam-
menleben gelingt und Zugangswege geöffnet 
oder Barrieren errichtet werden. Rassistisches 
Denken und Verhalten ist aufzudecken und zu 
bekämpfen.

Zweitens: Die Bundesministerien und nach-
geordnete Behörden müssen sich interkulturell 
öffnen. Interkulturelle Öffnung ist  mehr als 
die Einstellung von Menschen mit Migrations-

hintergrund. Sie ist ein systematischer Prozess 
der Organisationsentwicklung. Bei Gesetzes-
initiativen ist zum Beispiel zu prüfen, welche 
Wirkungen sie hinsichtlich des Abbaus sozialer 
Ungleichheit bei Einwanderinnen und Einwan-
derern haben. 

Drittens: Eine Neukonzeption der Migrations-
politik ist erforderlich. Deutschland wird auch 
in Zukunft zur Behebung der Fachkräftelücke 
auf weitere Einwanderungen angewiesen sein. 
Neben den bereits eingeleiteten Reformen ist 
die Einführung eines Punktesystems als Steue-
rungsinstrument sinnvoll. Im Inland muss für 
Einwanderung geworben und im Ausland das 
Selbstverständnis als Einwanderungsland 
glaubhaft präsentiert werden. Und schließlich 
sind Migrations- und Entwicklungspolitik besser 
aufeinander abzustimmen, unter anderem um 

Fluchtursachen zu beseitigen.
Viertens: In der Europä-

ischen Union ist eine neue 
Verantwortungsteilung bei 
der Aufnahme von Flüchtlin-
gen notwendig. Aber auch in 
Deutschland brauchen wir eine 
andere Flüchtlingspolitik. Bis-
her bleibt der Aufenthaltsstatus 
vieler Flüchtlinge über Jahre 
unsicher, obwohl sich ihre Le-
bensperspektive verfestigt hat. 
Deshalb sollten frühzeitig In-
tegrationsangebote gemacht 
werden. Die räumliche Be-

schränkung des Aufenthaltes von Flüchtlingen 
sollte aufgehoben und die sozialen Leistungen 
an die realen Bedürfnisse angepasst werden. Die 
Unterbringung in Sammelunterkünften muss die 
Ausnahme, die in Wohnungen die Regel sein. 

Fünftens: Eine neue Organisation der Zustän-
digkeiten der Migrations- und Integrationspo-
litik muss der gewachsenen Bedeutung dieser 
Politikfelder gerecht werden. Das durchsetzungs-
starke Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
könnte federführend mit der Migrations- und 
Integrationspolitik betraut werden. Sicherheits-
politische Aspekte dürfen nicht mehr länger das 
politische Handeln dominieren.

Positionspapier

I

Expertisen und Dokumentationen 
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik

Perspektivenwechsel in der 
Einwanderungsgesellschaft
Deutschland

Grundlagen für eine neue
Migrations- und Integrationspolitik

Gesprächskreis
Migration und Integration

kreis
nd Integration

Oktober 2013

Diskurs

http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10250-20131022.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10355.pdf
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Die IT-Spezialistin Selin P. bewirbt sich über das 
Online-Jobportal der Arbeitsagentur für einen Ar-
beitsplatz und nimmt auf diesem Wege Kontakt 
mit einer Personalvermittlerin auf. Das Gespräch 
verläuft sehr gut und die Personalvermittlerin 
teilt Selin mit, sie sei sicher, Selin passe gut auf die 
Stelle und in das Unternehmen. Als die Personal-
vermittlerin aber erneut die Bewerbungsunterla-
gen begutachtet, kommt das Gespräch zu einem 
jähen Ende: Auf dem Bewerbungsfoto trägt Selin 
ein Kopftuch. Die Vermittlerin sagt ihr, sie halte 
das Kopftuch für ein Zeichen der Unterdrückung 
und werde ihre Bewerbung daher nicht an das 
Unternehmen weiterleiten.
Dies ist eines von vielen Fallbeispielen, die auf 
einer Konferenz der FES und des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes am 22.November in Berlin 
zum Thema Diskriminierung in Ausbildung und 
Beruf vorgetragen wurden. 
„Diskriminierungen sind in allen Lebensbe-
reichen, in Schule, Ausbildung, Beruf, in der Frei-
zeit oder bei Ämtern und Behörden zu finden. 
Sie beeinträchtigen nicht nur die individuellen 
Teilhabechancen, sondern schaden auch dem 
gesellschaftlichen Zusammenhalt mahnte 
Annelie Buntenbach, Mitglied im Bundesvor-
stand des Deutschen Gewerkschaftsbundes. 
Beispiele für Diskriminierung im Alltag und am 

Arbeitsplatz kennt beinahe jeder aus der eigenen 
Lebenserfahrung. Prof. Dr. Albert Scherr von der 
Pädagogischen Hochschule Freiburg wies darauf 
hin, dass es dennoch schwierig sei, diese wissen-
schaftlich exakt nachzuweisen. Scherr fragt da-
her in seinen Studien nach den Einstellungen 
von Personalverantwortlichen in Unterneh-
men. Hierbei stellte er fest, dass häufig unbewuss-
te Vorurteile gegenüber Menschen mit Migra-
tionshintergrund beständen und Bewerberinnen 
und Bewerber mit „deutscher“ Kultur bevorzugt 
würden. Vor allem kopftuchtragende Muslima 
werden stark diskriminiert: 35,1 Prozent der Be-
fragten gaben an, sie würden diese grundsätzlich 
nicht einstellen. Selbst für Betriebe, die sich selbst 
als diskriminierungsfrei bezeichnen, ist ein Kopf-
tuch häufig ein Ausschlusskriterium. 
Diesen offensichtlichen Diskriminierungen 
müsse entschieden entgegengewirkt werden, un-
terstrich Christine Lüders, seit 2010 Leiterin der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Für Lü-
ders ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
Betroffene ihre Rechte kennen und Anlaufstellen 
vorfänden. Die Antidiskriminierungsstelle benö-
tigt darüber hinaus ausreichend Personal und fi-
nanzielle Ressourcen, um nicht länger „ein zahn-
loser Tiger zu sein, dem zum Beißen die Kraft 
fehlt“.

D U Š A N  V E S E N J A K ,  P E T R A  W L E C K L I K ,  I G  M E TA L L  V O R S TA N D ,  F B  Z I E L -
G R U P P E N  U N D  G L E I C H S T E L L U N G ,  R E S S O RT  M I G R AT I O N / I N T E G R AT I O N

„Die Publikationen des Gesprächskreises Migration und Integration der FES sind für unsere Arbeit 
wertvoll. Insbesondere die neue Broschüre „Perspektivenwechsel in der Einwanderungsgesellschaft“ 
zeigt sehr gut auf, wie eine Neuausrichtung der Migrations- und Integrationspolitik aussehen kann. 
Die Fehler der Vergangenheit müssen korrigiert werden, um eine moderne Einwanderungsgesell-
schaft zu schaffen. Wir nutzen die Publikation für unsere Arbeit;  sie wurde zum Beispiel bei einem 
Treffen des Bundesmigrationsausschusses der IG Metall verteilt und besprochen.“ 

A N N E L I E  B U N T E N B A C H ,  V O R S TA N D S M I T G L I E D  D E S  D G B
„Wer Einwanderung menschenwürdig gestalten und die Herstellung von gleichen Teilhabechancen 
befördern will, braucht die Politik. Sie ist unverzichtbar für die Unterstützung einer Gesellschaft, in 
der Vielfalt akzeptiert wird. Unverzichtbar sind aber auch die vielen Initiativen und Organisationen, 
die sich in ihrer alltäglichen Arbeit gegen Diskriminierungen und für die Förderung der Chancen-
gleichheit einsetzen. 
Wissenschaft, Politik und Praxis zusammenzuführen, dies ist das wichtige Ziel der gemeinsamen 
Tagungen des Gesprächskreises Migration und Integration und des DGB. Die Zusammenarbeit hat 
für uns eine große Bedeutung, insbesondere bei der Weiterentwicklung von Konzepten und Forde-
rungen für eine Migrationspolitik, die sich an Menschen- und Arbeitnehmerrechten orientiert.

UNBEWUSSTE VORURTEILE
D I S K R I M I N I E R U N G E N  I N  A U S B I L D U N G  U N D  B E R U F

Konferenz 
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W O L F G A N G  B A RT H ,  D R .  TA L I B E  S Ü Z E N ,  A B T.  M I G R AT I O N  U N D  I N T E R K U L -
T U R E L L E  Ö F F N U N G  D E S  B U N D E S V E R B A N D E S  D E R  A R B E I T E RW O H L FA H RT

 „Der Gesprächskreis Migration und Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung und die Abteilung 
Migration und interkulturelle Öffnung des Bundesverbandes der Arbeiterwohlfahrt kooperieren 
seit vielen Jahren. Die gemeinsamen Fachkonferenzen behandeln wichtige gesellschaftspolitische  
Herausforderungen. Die hieraus entstehenden Dokumentationen sind für die Arbeit der Arbeiter-
wohlfahrt und die innerverbandliche Diskussion von großem Nutzen. Dies trifft insbesondere auch 
auf das von der FES erarbeitete Positionspapier „Perspektivenwechsel in der Einwanderungsgesell-
schaft Deutschland“ zu, das auf der FES/AWO-Konferenz in diesem Jahr der Öffentlichkeit vorgestellt 
wurde. Es unterstützt unser Anliegen, die gesellschaftliche Diskussion über ein neues Selbstverständ-
nis Deutschlands als Einwanderungsgesellschaft voranzubringen.“

MOTIVATION WECKEN
K U LT U R E L L E  U N D  R E L I G I Ö S E  V I E L FA LT  A L S  D E M O K R AT I S C H E  R E S S O U R C E

Die deutsche Gesellschaft ist in den letzten Jahr-
zehnten vielfältiger geworden. Mittlerweile le-
ben knapp 16 Millionen Menschen in Deutsch-
land (Stand 2010, Statistisches Bundesamt), 
die einen sogenannten Migrationshintergrund 
haben. Viele dieser Menschen haben selbst 
gar keine direkten Migrationserfahrungen ge-
macht, sondern leben bereits in der 2., 3. oder 
gar 4. Generation in Deutschland. In Berlin hat 
mittlerweile jede dritte Schule einen Anteil von 
Kindern mit Migrationshintergrund von über 40 
Prozent. Viele dieser Kinder kommen aus musli-
misch geprägten Familien. Scheint die politische 
Bildungsarbeit mit jungen Menschen generell 
bereits eine große und wichtige Herausforde-
rung zu sein, so stellen sich im Umgang mit Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund weitere 
Fragen: Wie weckt man die Motivation, sich in 

die politische Gestaltung des eigenen Lebensum-
felds aktiv einzubringen? Wie kann man ein en-
gagiertes Eintreten für Demokratie und die Ver-
tretung der eigenen Interessen wecken? 
Mit diesen und weiteren Fragen haben sich die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Seminars 
Politische Bildung im Kontext von Migration 
und Integration – Kulturelle und religiöse Viel-
falt als demokratische Ressource des Forums 
Politik und Gesellschaft auseinandergesetzt. 
Durch Fachvorträge von Prof. Dr. Ursula Birsl 
(Philipps-Universität Marburg) sowie Prof. Dr. 
Peter Massing und Dr. Sabine Achour (beide vom 
Otto-Suhr-Institut, Freie Universität Berlin) wur-
de Hintergrundwissen vermittelt, die anschlie-
ßenden Workshops gaben die Möglichkeit, kon-
krete Handlungsansätze zu entwickeln. 

Seminar

Workshopreihe„ICH BIN ICH, UND WER BIST DU?“
I N T E R K U LT U R E L L E R  D I A L O G  A N  D E R  S C H U L E

Wodurch entstehen Vorurteile? Wer oder was 
beeinflusst mich in meiner Meinung? Diese Fra-
gen stehen im Mittelpunkt der Workshopreihe 
„Ich bin ich, und wer bist du?“ des Forum Poli-
tik und Gesellschaft. Schule ist ein Ort, an dem 
viele Kinder, Jugendliche und Erwachsene mit 
unterschiedliche Migrationsgeschichten und 
religionsgeprägten Hintergründen aufeinander-
treffen. Zu den Workshops können sich Schul-
klassen anmelden, die einen Vormittag lang mit 
Theaterpädagoginnen unter anderem typische, 

konfliktträchtige Situationen aus dem Schulall-
tag in Form von Rollenspielen darstellen und 
anschließend diskutieren. Jeder Einzelne bringt 
sich in diesem Rahmen mit Kreativität und eige-
nem Vorwissen ein. Am Ende des Workshops ste-
hen Überlegungen, was alle Schülerinnen und 
Schüler als Schulklasse unternehmen können, 
um ein interkulturelles Miteinander zu fördern. 

http://www.fes.de/forumpug/inhalt/kontakt.htm
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VON INTEGRATION ZU VIELFALT
B E I S P I E L E  D E S  D I V E R S I T Ä T S M A N A G E M E N T S

Nur eine an gleichen Teilhabechancen orien-
tierte Gesellschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
wird Deutschland in die Lage versetzen, die  
enormen Zukunftsaufgaben zu bewältigen. Da-
bei gilt es, Hemmnisse und Diskriminierungen 
abzubauen, die verschiedene gesellschaftliche 
Gruppen daran hindern, ihre Potenziale und Fä-
higkeiten in vollem Umfang in Arbeitsprozesse 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Verwaltung ein-
zubringen. 
Jahrzehnte nach der Entwicklung des Diversi-
tätsansatzes in der US-amerikanischen Bürger-
rechtsbewegung haben in Deutschland nicht 
nur Unternehmen sondern auch öffentliche 
Verwaltungen Diversitätsprozesse eingeleitet, 

die Veränderungen mit sich bringen. Immer 
mehr Kommunen nehmen Abschied von der 
klassischen Integrations- und Gleichstellungs-
politik und wenden Instrumente des Diversitäts-
management an, um der wachsenden Vielfalt 
vor Ort Rechnung zu tragen. Welche Instru-
mente dabei Kommunen im Einzelnen einset-
zen und welche Erfahrungen sie bisher dabei 
gemacht haben, zeigt der Diversitätsexperte und 
Autor einer Studie des Fritz-Erler-Forum Baden-
Württemberg, Andreas Merx. Dabei benennt er 
auch Hindernisse anhand von Beispielen aus der 
Praxis im In- und Ausland: „Von Integration zu 
Vielfalt – Kommunale Diversitätspolitik in der 
Praxis“.

Studie 

Die Angebote der Akademie für Soziale Demokratie

Über die Zuwanderung nach Deutschland wird viel diskutiert – vor allem laut und nicht immer 
sachlich. Die Akademie für Soziale Demokratie macht zum Thema Integration und Zuwanderungen 
verschiedene Angebote. Die Akademie ist ein Beratungs- und Qualifizierungsprojekt der Friedrich-
Ebert-Stiftung, das politisch Interessierten und Engagierten die Möglichkeit zum Austausch über die 
Prinzipien, Werte und Ziele Sozialer Demokratie bietet und Raum zur Reflexion und Vergewisserung 
des eigenen politischen Handelns schafft. WWW.FES-SOZIALE-DEMOKRATIE.DE 

Das SEMINAR „INTEGRATION UND SOZIALE DEMOKRATIE“ vermittelt solides Faktenwissen und 
einen nüchternen Blick: auf integrationspolitische Grundlagen und auf die Chancen und Herausfor-
derungen des kulturellen Pluralismus. 
Nächste Termine: 07.02. – 09.02.2014 (Berlin); 21.11. – 23.11.2014 (Hamburg), Kostenbeitrag 50 Euro 
www.fes-soziale-demokratie.de/seminar-integration.html

Das LESEBUCH „INTEGRATION, ZUWANDERUNG UND SOZIALE DEMOKRATIE“ ist ebenfalls ein 
Angebot, den eigenen Standpunkt zu klären. Es bietet vielfältige Zugänge: Überlegungen aus der In-
tegrationsforschung, Beispiele für gelungene Integrationspraxis und -instrumente, einen Blick über 
die nationalen Grenzen, aber auch in die Programme der Parteien. 
Für fünf Euro gedruckt oder kostenfrei als PDF erhältlich – 

www.fes-soziale-demokratie.de/lesebuch-integration.html 
Das Lesebuch ist auch als Hörbuch erhältlich, als CD-Edition (5 Euro)  
oder digital auf vielen Musikportalen 	 www.fes-soziale-demokratie.de/hoerbuch-integration.html

Marco und Juliane diskutieren das Thema Integration. Es wird deutlich, warum eine Integrationspo-
litik der Sozialen Demokratie auf die Prinzipien Teilhabe und Anerkennung setzt und mit welchen 
Instrumenten diese Prinzipien umgesetzt werden können. Die LEHRFILME DER AKADEMIE FÜR 
SOZIALE DEMOKRATIE bieten einen schnellen ersten Einblick in die verschiedenen Themenfelder. 
Klicken, zuschauen und nach wenigen Minuten die ersten eigenen Fragen finden. 
Alle Filme zur Sozialen Demokratie unter: http://www.fes-soziale-demokratie.de/filme.html“  

I N T E G R AT I O N  –  Z U WA N D E R U N G  –  S O Z I A L E  D E M O K R AT I E
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Auszug aus: Lesebuch 5: 
Integration, Zuwanderung und Soziale Demokratie, 
Christin Henkes u. a. (2011), 
Lesebücher der Sozialen Demokratie, Band 5, S. 42–45

Zwei Leitgedanken Sozialer Demokratie:  
Teilhabe und Anerkennung

Eine Integrationspolitik der Sozialen Demokratie muss 
sich an ihren Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität orientieren.  Auch in einer kulturell pluralen 
Gesellschaft sind die Grundwerte, konkretisiert in den 
Grundrechten, für die Integrationspolitik leitend.

Aus ihnen lassen sich zwei zentrale Zielsetzungen  
ableiten:
 

Teilhabe
Es ist das Ziel der Sozialen Demokratie, allen Mitgliedern einer Gesellschaft die gleichen Chancen 
der Teilhabe an allen materiellen wie immateriellen Ressourcen dieser Gesellschaft zu eröffnen – und 
dies meint eine tatsächliche und nicht nur versprochene Chancengerechtigkeit. Gleiche Chancen 
der Teilhabe an allen gesellschaftlichen Gütern, Möglichkeiten und Ressourcen machen im Sinne der 
Sozialen Demokratie den Bürger aus.
[...]
Das Ziel und die Möglichkeit der Teilhabe für alle Gesellschaftsmitglieder gelten selbstverständlich 
auch für Zugewanderte und Bürger, die sich kulturell, ethnisch oder sprachlich von der Mehrheit 
unterscheiden, insofern müsste es gar nicht mehr extra formuliert werden. Zwei Gründe kann es 
geben, es trotzdem noch mal zu betonen:
•	 Zuwanderer treten einer bereits bestehenden Gesellschaft bei und haben häufig einen beträcht-

lichen Teil ihres Lebens in anderen Gesellschaften verbracht. Sie haben Hürden in Form von 
sprachlichen Defiziten oder fehlenden Fertigkeiten zu überwinden. Die sonst allen offenste-
henden Möglichkeiten müssen für diese Personengruppe vielleicht politisch erst noch eröffnet 
werden.

•	 Dasselbe gilt für Personen, die nicht selbst zugewandert sind, aber einen kulturellen, ethnischen 
oder sprachlichen Migrationshintergrund haben. 

Sehr häufig sind die Institutionen der Aufnahmegesellschaft geprägt von ebensolchen Eigenschaften 
der Mitglieder der Mehrheitsgruppe, und es fällt Angehörigen von Minderheitskulturen schwerer, 
sich der entsprechenden Möglichkeiten zu bedienen.
Letzteres bedeutet zunächst nur, dass es unbewusst zu einer entsprechenden Benachteiligung kom-
men kann. Allerdings ist auch eine weitere Variante denkbar, denn natürlich kann es zu Diskriminie-
rungen aufgrund ebendieser Differenz kommen, die sowohl von öffentlichen Institutionen ausgehen 
als auch von Mehrheitsangehörigen selbst.[…]

Anerkennung
Anerkennung meint im Grunde, dass sich in einem Gemeinwesen die Mitglieder untereinander als 
Gleiche anerkennen. Dasselbe gilt für den Staat, der alle seine Bürger gleich anerkennen muss.
[…] Hier bezieht sich der Begriff „Anerkennung“ auf die Anerkennung der kulturellen Identität der 
Zuwanderer durch die Mitglieder und die Institutionen der Aufnahmegesellschaft.
In einer kulturell und ethnisch heterogenen Gesellschaft hat ein Leitgedanke „Anerkennung“ weit-
gehende Implikationen, denn deren Kennzeichen ist es ja gerade, dass die Bürger in ihrer Identität 
eben nicht gleich sind.
Man kann davon ausgehen, dass die eigene Identität sich auch aus ethnischen, sprachlichen und 
kulturellen Eigenschaften ergibt und diese Identität für das eigene Selbstwertgefühl von erheblicher 
Bedeutung ist. Dann ist eine Missachtung dieser Identität für das Individuum eine Kränkung und 
eine Einschränkung bei der Entfaltung der eigenen Persönlichkeit. Besonders belastend für die Indivi-
duen ist es, wenn staatliche und öffentliche Institutionen diese Identitäten nicht anerkennen bzw. sie 
ungleich behandeln. Ein freiheitlicher Staat muss seine Bürger – und damit deren Identitäten – aber 
als Gleiche anerkennen und auch entsprechend behandeln; Anerkennung ist daher ein Leitgedanke 
gerade der Sozialen Demokratie.
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Christian Henkes u. a.
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RASSISMUS UND SEXISMUS AB_BLOGGEN!
S P I E G E L N  M E D I E N  D I E  V I E L FA LT  D E R  G E S E L L S C H A F T ?

2013 ging ein #Aufschrei durch Deutschland, der 
eine bundesweite Debatte über Sexismus lostrat. 
Mit der Twitter-Aktion machten Tausende von 
Frauen sichtbar, wie alltäglich Sexismus und 
sexuelle Übergriffe sind. Etwa zeitgleich domi-
nierte die Frage den öffentlichen Diskurs, wie 
mit rassistischen Begriffen in Kinderbüchern 
umzugehen sei. Beide Debatten sind nicht neu, 
wurden aber selten derart in den Printmedien 
und digitalen Medien verhandelt. 
Die FES nahm dies zum Anlass, um Fragen zur 
Diskussion zu stellen: Welche Möglichkeiten 
haben Medien, Rassismus und Sexismus aufzu-
decken? Inwieweit sind Medien selbst rassistisch 
und sexistisch strukturiert? Fachvorträge und 
eine anschließende Podiumsdiskussion machten 
deutlich: Institutionelle und gesellschaftliche 

Strukturen, die Sexismus und Rassismus produ-
zieren, machen auch vor Medien nicht halt. Die 
Vielfalt unserer Gesellschaft sei noch lange nicht 
in den Medien angekommen; denn wer heut-
zutage sichtbar spricht, schreibt, bloggt, sind 
in der Mehrzahl immer noch weiße, gesunde, 
heterosexuelle Männer, fasste Kübra Gümüsay, 
Bloggerin von „Ein Fremdwörterbuch“, zusam-
men. Während der Podiumsdiskussion entstand 
die Idee zum Hashtag #SchauHin, unter dem 
etliche junge und alte Menschen verschiedener 
Herkunft ihre Rassismus-Erfahrungen auf Twit-
ter teilten. Die Veranstaltung löste eine breite 
Medienresonanz und in der Blogosphäre sowie 
auf Twitter aus. Zudem verfolgten über 7000 Zu-
schauerinnen und Zuschauer die Veranstaltung 
im Livestream. 

Podiumsdiskussion 

F R A G E N  A N  K Ü B R A  G Ü M Ü S AY  –  B L O G G E R I N  „ E I N  F R E M D W Ö RT E R B U C H “

Die Veranstaltung „Rassismus und Sexismus ab_bloggen“ liegt nun einige Monate zurück. Sie waren auf dem 
Podium. Was war Ihr Anliegen? 

„Es gibt verschiedene Formen von Diskriminierung in unserer Gesellschaft: Rassismus, Homo-
phobie, Islamophobie, Sexismus etcetera. Spannend finde ich, wenn man sich mit dem Zusammen-
hang zwischen diesen verschiedenen Diskriminierungsformen beschäftigt und die Mechanismen 
in unserer Gesellschaft diskutiert, die hierfür ein Fundament bieten. Deshalb fand und finde ich es 
großartig, dass wir die Gemeinsamkeiten zwischen Rassismus und Sexismus auf einer gemeinsamen 
Plattform diskutierten. Zudem erreicht die FES mit ihren Veranstaltungen zahlreiche Menschen. Das 
wollte ich nutzen und Alltagsrassismus endlich zum öffentlichen Thema machen. Auf der Veranstal-
tung ist die Idee zum Hashtag #SchauHin entstanden.“

Was ist das Ziel von #SchauHin?
„Alltagsrassismus ist ein Misstand. Ein Misstand, der 

täglich und überall geschieht, aber nur selten erkannt, 
benannt und problematisiert wird. Ähnlich wie es 
mit Sexismus im Alltag durch #Aufschrei geschehen 
war, soll auch #SchauHin einen Missstand im Alltag 
von Tausenden Menschen in Deutschland zu einem 
öffentlichen Thema machen. Mit einem Klick kann 
man eine ungefähre Ahnung davon bekommen, wie 
sich der Alltagsrassismus in Deutschland anfühlen 
kann. Wie es ist, ständig als „Fremder“ wahrgenom-
men zu werden, ständig gefragt zu werden, warum 

man so gut Deutsch spreche, ein Kopftuch trage oder aber woher man komme – obgleich man in 
Deutschland geboren ist oder schon Jahre hier lebt.
Was kann die FES im Kampf gegen Alltagsrassismus tun? 

„Mindestens weiterhin thematisieren und eine Plattform bieten! Auf die Veranstaltung muss auf-
gebaut werden. Darüber hinaus wäre ein internes Training gegen Rassismus und Diskriminierung 
ein wunderbarer Schritt, um die Sensibilisierung in der Gesellschaft fortzusetzen und um selbst mit 
gutem Beispiel voranzugehen.“
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Interreligiöse 
DialogreiheNEUBESTIMMUNG EINES KOMPLEXEN 

VERHÄLTNISSES
D I A L O G A N G E B O T E  Z U  R E L I G I O N  U N D  P O L I T I K

Mehrfach entzündeten sich in den vergangenen 
Jahren intensive öffentliche Debatten an religi-
onsbezogenen Fragen: Die Beschneidungsde-
batte hat in ihrer polarisierten Heftigkeit viele 
überrascht, Fragen des kirchlichen Arbeitsrechts 
haben immer wieder Medien und Politik be-
schäftigt, und zuletzt haben die Enthüllungen 
der Kosten der Limburger Bi-
schofsresidenz die Frage nach 
kirchlichen Finanzen und de-
ren Transparenz auf die Tages-
ordnung gesetzt. Allein diese 
drei Beispiele aus der jüngeren 
Vergangenheit haben gezeigt, 
dass das Verhältnis von Reli-
gion, Öffentlichkeit und Po-
litik immer wieder neu be-
stimmt werden muss.
Dies hat die Friedrich-Ebert-
Stiftung zum Anlass genom-
men, um im Jahr 2013 den 
Arbeitsbereich Religion und 
Politik neu aufzustellen. Ein 
zentrales Projekt dabei ist die 
„Werkstatt Religion und Poli-
tik“, die seit Anfang des Jahres 
Vertreterinnen und Vertre-
ter der christlichen Kirchen, 
der jüdischen Gemeinde und 
muslimischer Verbände mit 
Expertinnen und Experten 
aus Politik – darunter die stellvertretende SPD-
Vorsitzende Aydan Özoguz und die Bundes-
tagsabgeordnete Kerstin Griese –, Verwaltung 
und Wissenschaft zusammenbringt. Dabei ge-
lingt ein multiperspektiver interreligiöser Dia-
log auf Augenhöhe zur religionspolitischen 
Beratung politischer Entscheidungsträger/in-
nen. Die Werkstatt diskutierte im vergangenen 
Jahr unter anderem über die Auswirkungen der 
Beschneidungsdebatte auf jüdisches und musli-
misches Leben und das aktuelle Themenjahr der 
evangelischen Luther-Dekade „Reformation und 
Politik“ in interreligiöser Perspektive. 
Viele religionspolitische Fragen verbinden sich 
gegenwärtig mit islamischem Leben in Deutsch-
land. Der öffentliche Diskurs über den Islam ist 

in Deutschland jedoch vielfach politisch aufgela-
den: Integrationspolitische Debatten, Sorgen vor 
extremistischen Gruppierungen und die in der 
Bevölkerung weit verbreiteten islamfeindlichen 
Ressentiments verkomplizieren die Diskussion 
über Anliegen der muslimischen Bevölke-
rung in Deutschland erheblich. Anliegen der 

FES ist in ihren Dialogange-
boten zum Thema Islam, dass 
einerseits Fragen der Inte-
grationspolitik nicht religiös 
aufgeladen werden dürfen, es 
andererseits aber die Integra-
tion muslimischer Einwan-
derer die Anerkennung ihrer 
Religion voraussetzt. 
Mit mehreren Veranstal-
tungen hat sich die FES mit 
Anliegen des muslimischen 
Bevölkerungsteils beschäf-
tigt. So wurde im Oktober 
unter anderem von dem 
profilierten Münsteraner 
Religionssoziologen Prof. 
Dr. Mouhanad Khorchi-
de in einer Fachtagung ein 
Zwischenfazit der kürzlich 
eingerichteten Zentren für 
islamische Theologie an fünf 
deutschen Universitäten 
gezogen. Zur Frage der Ein-

beziehung islamischer Gemeinden in das beste-
hende deutsche Religionsverfassungsrecht – dem 
bislang ungelösten Kernanliegen der Deutschen 
Islamkonferenz – wurde im Juni ein Fachge-
spräch mit evangelischen, katholischen und 
muslimischen Experten durchgeführt. 
Damit der interreligiöse Dialog nicht nur akade-
misch geführt wird, richtete die FES im August den 
interreligiösen Poetry Slam „I,Slam – We,Slam“ 
aus. Dabei haben je drei junge muslimische, jü-
dische und christliche Slam-Poeten ihre Texte 
vorgetragen. Das jugendliche Publikum in einer 
ehemaligen Berliner Fabrikhalle hat am Ende den 
Sieger gekürt. Außer Konkurrenz standen zudem 
ein Rabbi, ein Pastor und ein Imam auf der Bühne 
und haben eigene Texte präsentiert. 
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Expertengespräch KEIN KLARER KURS
P E R S P E K T I V E N  D E R  E U R O P Ä I S C H E N  M I G R AT I O N S -  U N D  A S Y L P O L I T I K

Populisten und Medien zeichnen ein Bild von 
Flüchtlingsströmen, die Europa geradezu über-
fluten. Tatsächlich zeigt der Jahresbericht der EU 
zu Einwanderung und Asyl 2012 zwar einen An-
stieg von 9,7 Prozent zum Vorjahr, die Gesamtan-
zahl der Asylanträge lag damit bei etwa 330.000. 
Im Vergleich waren es allein in Deutschland nach 
dem Balkankonflikt 1992 fast 440.000, 2012 noch 
fast 65.000. Die EU ist also keinem nicht zu be-
wältigenden Flüchtlingsstrom ausgesetzt. Zieht 
man einen globalen Vergleich, ist die Zahl der 
Flüchtlinge und Asylwerber in Europa sogar rela-
tiv gering. Die Hauptlast tragen die Nachbar-
staaten der Konflikt- und Bürgerkriegsländer, 
wie derzeit Jordanien, Libanon und die Türkei.
Die Europäische Union versucht ihrer humani-
tären Verantwortung nachzukommen und strebt 
zugleich mehr Sicherheit und Grenzschutz an. 
Auch nach der Flüchtlingskatastrophe vor Lam-
pedusa ist ein klarer Kurs, wie eine solidarische 
und faire Migrations- und Asylpolitik der EU in 
Zukunft aussehen soll, nicht zu erkennen. Leider 
bestätigte auch das EU-Gipfeltreffen im Oktober 
die Vermutung: Eine Novellierung der EU-Asyl-

politik ist derzeit politisch nicht gewollt. Wenn 
auch ein erster Schritt mit der Verabschiedung 
des Asylpaketes in diesem Jahr gelang, mangelt es 
nach wie vor zu oft an grundlegender Solidarität 
in Asylfragen. Umso wichtiger ist, die Umsetzung 
der bestehenden Normen genau zu überwachen 
und gegebenenfalls Nachbesserungen des EU-
Rechts und Korrekturen im nationalen Recht ein-
zufordern. 
Wir befinden uns jetzt in der Umsetzungsphase 
– darin stimmte auch das Publikum des Experten-
gespräches am 27. November im Europabüro in 
Brüssel überein. Im Fachgespräch mit der Europa-
abgeordneten Birgit Sippel, dem Leiter der Asyl-
abteilung in der General-Direktion Inneres der 
Europäischen Kommission, Matthias Oel, sowie 
Dr. Ralf Stegner, Vorsitzender der SPD- Landtags-
fraktion in Schleswig-Holstein, und Serpil Midy-
alti, Landtagsabgeordnete in Schleswig-Holstein, 
wurde betont: Die Europäische Union, die Mit-
gliedstaaten und die Länder und Kommunen 
müssen die Umsetzung des Asylpakets vorantrei-
ben, um nationale Asylsysteme mit europaweit 
vergleichbaren Mindeststandards zu erreichen.

P R A K T I S C H E R  N U T Z W E RT

Die türkischstämmige Stadträtin Zahide Sarikac absolvierte die KommunalAkademie des Fritz-Erler-
Forums, Landesbüro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Baden-Württemberg. Seit dem Sommer 2013 ist 
sie Mitglied der SPD-Fraktion im Gemeinderat der Stadt Konstanz. 

Frau Sarikac, Sie sind Absolventin des Grundkurses Kommunalpolitik der KommunalAkademie Baden-
Württemberg. Was haben Sie dort gelernt?
Die KommunalAkademie ist ein hervorragendes Angebot der Friedrich-Ebert-Stiftung für Bürger-
innen und Bürger, die sich kommunalpolitisch engagieren. Sie setzen sich dort mit den Grundlagen 
der Kommunalpolitik auseinander, wie dem kommunalen Haushalt, der lokalen Sozialpolitik und 
der Europäisierung der Vergabepraxis. Die Kenntnisse, die ich im Rahmen des Grundkurses Kommu-
nalpolitik erwerben konnte, helfen mir enorm bei meiner Arbeit als Stadträtin in Konstanz.

Was müssen Gemeinderäte heute leisten?
Gemeinderäte arbeiten ehrenamtlich, das heißt, dass sie eine gehörige Portion Engagement und sehr 
viel Zeit für das Gemeinwohl mitbringen müssen. Gleichzeitig nimmt die Professionalisierung der 
Gemeinderatsarbeit stetig zu, ohne dass angehende Gemeinderäte adäquat darauf vorbereitet wür-
den. Da schließen die Angebote der politischen Bildung, wie sie die Friedrich-Ebert-Stiftung anbietet, 
eine große Lücke.

Würden Sie angehenden Kommunalpolitiker/innen den Kurs weiterempfehlen? 
Auf jeden Fall. Ich habe vor allem jungen Leuten, die sich für Kommunalpolitik interessieren, den 
Besuch des Kurses empfohlen. Die Inhalte des Grundkurses sind sehr vielfältig und interessant aufge-
arbeitet. Wichtig fand ich auch, dass wir dort mit Hilfe von Planspielen konkrete Projekte erarbeiten 
konnten, die an der Lebenswirklichkeit der Menschen in unseren Städte ansetzen.
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E U R O P Ä I S C H E  R E G E L U N G E N 
U N Z U R E I C H E N D

„Flüchtling sind nicht willkommen, nicht in 
Europa, nicht in Deutschland und auch nicht 
in Schleswig-Holstein“, stellte Torsten Döring, 
stellvertretender Beauftragter für Flüchtlings-, 
Asyl- und Zuwanderungsfragen Schleswig-Hol-
stein, im Rahmen eines NordForums in Kiel fest. 
Ralf Stegner, Vorsitzender der SPD Schleswig-
Holstein, stimmte dem zu, allerdings bewertete 
er Schleswig-Holstein im Vergleich zu anderen 
Ländern mit Blick auf das Ausschöpfen huma-
nitärer Spielräume positiv. Er und Döring waren 
sich einig, dass die derzeitigen europäischen 
Regelungen unfair und unzureichend sind. Zü-
gigere Verfahren, schnellerer Zugang zum Ar-
beitsmarkt und Behebung der Fluchtursachen 
zählen zu den zentralen Anliegen. Stegner for-
derte: „Wenn die EU auch eine wertegebundene 
Gemeinschaft ist, dann muss man zur Situation 
sagen: So kann es nicht bleiben!“

N A C H G E F R A G T

Im April 2013 hatte die baden-württembergische Ministerin für Integration, Bilkay Öney, die Eck-
daten des geplanten Landesanerkennungsgesetzes auf einer Veranstaltung des Fritz-Erler-Forums in 
Pforzheim vorgestellt. Mit der Bundestagsabgeordneten Katja Mast sowie Vertreter/innen von Ar-
beitsagentur, Wirtschaft und Verbänden diskutierte sie damals über die positiven Wirkungen des 
Gesetzes sowohl für die zugewanderten Fachkräfte als auch für die deutsche Wirtschaft. Den Betrof-
fenen versprach sie eine zügige Prüfung ihrer Anträge und eine bessere berufliche Integration in den 
Arbeitsmarkt in Deutschland. 

Die grün-rote Landesregierung hat die erste Hälfte 
ihrer Regierungszeit bereits hinter sich. Welche 
Bilanz ziehen Sie für Ihr Amt, und welche Themen 
wollen Sie in der zweiten Hälfte angehen? 
Öney: Gleich zu Beginn der Amtszeit haben 
wir die Einbürgerungspraxis im Land libera-
lisiert und einen Gesetzentwurf zur generel-
len Hinnahme von Mehrstaatlichkeit und zur 
Abschaffung der Optionspflicht in den Bun-
desrat eingebracht. Studien belegen, dass von 
der Einbürgerung starke Integrationsimpulse 
ausgehen: Eingebürgerte erreichen höhere Bil-
dungsabschlüsse, sind erfolgreicher auf dem 

Arbeitsmarkt und erzielen höhere Einkommen. Deshalb haben wir eine Einbürgerungskampagne 
gestartet und werben unter www.mein-deutscher-pass.de für die deutsche Staatsangehörigkeit. In 
den kommenden zweieinhalb Jahren werden wir uns verstärkt für die interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung einsetzen. Unser Land ist vielfältig, das soll sich auch in den Behörden widerspiegeln. 
Interkulturelle Öffnung und Kompetenz ist ein Beitrag zur Chancengerechtigkeit und zu einer  
leistungsfähigen Verwaltung.  

E M P O W E R M E N T- T R A I N I N G  F Ü R 
P O L I T I S C H  A K T I V E

Immer mehr Menschen mit Migrationshinter-
grund leben in Deutschland. Diese Vielfalt spie-
gelt sich jedoch nicht in der politischen Interes-
senvertretung wider. Seit einigen Jahren bietet die 
FES in Kooperation mit der Europäischen Akade-
mie Berlin daher das Seminar „Erfolgreich Inte-
ressen vertreten“ an. Es richtet sich in erster Linie 
an Frauen mit Migrationshintergrund, die sich 
in einer politischen Organisation engagieren. 
Im Seminar wird diskutiert, warum Lobbyarbeit 
wichtig ist, was erfolgreiche Projektanträge und 
Akquise auszeichnet, und sicheres und überzeu-
gendes Auftreten geübt. Im Jahr 2013 wurde das 
Seminar auch für Männer mit Migrationshinter-
grund geöffnet. Dabei bot sich die Möglichkeit, 
zusätzlich zu analysieren, inwiefern Männer und 
Frauen unterschiedlich kommunizieren, wie die-
se Kommunikationsformen mit Stereotypen ver-
bunden und in der Gesellschaft verankert sind. 

v.l.n.r.: Bilkay Öney, Türkan Karakurt (FES), Zahide Sarikac

Kurz notiert
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MENT / SOZIALE DEMOKRATIE
V O R D E N K E N

KRITISCHER BLICK HINTER DIE KULISSEN
N E U E  D E B AT T E N P L AT T F O R M  D E R  F E S

Das neue Online-
Magazin der Fried-
rich-Ebert-Stiftung –  
ipg-journal.de will zur 
kritischen Meinungs-

bildung zu Fragen internationaler und europä-
ischer Politik beitragen – und dabei die spezi-
fischen Stärken der FES zur Geltung bringen.
Eurokrise, Syrienkonflikt, Taifune und Über-
schwemmungen – die Welt ist in ständiger Be-
wegung. Deutschland ist von den meisten dieser 
Entwicklungen betroffen, direkt oder indirekt. 
Mit dem neuen Online-Magazin ipg-journal – 
seit Anfang Oktober im Netz – wollen die beiden 
internationalen Abteilungen der Friedrich-Ebert-
Stiftung diesem Umstand Rechnung tragen. Das 
Magazin versteht sich als engagierte Plattform, 
die internationale und europäische Politik kom-
petent beschreibt und kritisch interpretiert. Ak-
teure aus Wissenschaft und Praxis sollen in einem 
kritischen Dialog zusammengeführt werden.
Regelmäßige Kolumnen finden dort ebenso ihren 
Platz wie Stimmen aus den betroffenen Regionen 
und Ländern. Monatliche Schwerpunkte dienen 
der vertiefenden Behandlung von Themen und 
Problemstellungen.

Meinungsbeiträge und Positionspapiere finden 
auf ipg-journal.de ebenso ihren Platz wie Vi-
deos- und Interviews. Bislang finden sich unter 
anderem Gespräche mit Martin Schulz, Noam 
Chomsky, Gernot Erler und Judy Dempsey in den 
Beiträgen des Magazins.
Das Magazin ipg-journal steht in einer fast 
50-jährigen Tradition wissenschaftlicher Be-
gleitung internationaler Politik durch die 
Friedrich-Ebert-Stiftung: der von 1960 bis 1994 
herausgegebenen Vierteljahresberichte und der 
von 1993 bis 2011 erschienenen Vierteljahres-
schrift Internationale Politik und Gesellschaft. 
Beide Zeitschriften haben den außenpolitischen 
Diskurs in der Bundesrepublik über viele Jah-
re begleitet, unter anderem durch Beiträge von 
Willy Brandt, Helmut Schmidt, Erhard Eppler, 
Jacques Delors und David Miliband.
Den Anspruch der Zeitschrift beschreibt der 
leitende Redakteur, Michael Bröning: „Wir 
möchten durch das weltweite Netzwerk der 
Friedrich-Ebert-Stiftung mit über 100 Büros und 
Vertretungen weltweit auch aktuelle Stimmungs-
bilder einfangen, die einen kritischen Blick hin-
ter die Kulissen ermöglichen.“
http://www.ipg-journal.de

Online-Magazin
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„NICHT IN STILLSTAND VERHARREN!“
E R I N N E R U N G E N  A N  W I L LY  B R A N D T  I N  PA R I S

Anlässlich des 100. Geburtstages von Willy 
Brandt luden die Fondation Jean-Jaurès (Paris), 
die Université de Lorraine (Metz), die Bundes-
kanzler-Willy-Brandt-Stiftung (Berlin), das Goe-
the-Institut und die Friedrich-Ebert-Stiftung am 
24. Oktober 2013 in Paris zu einer Veranstaltung 
ein, um an dessen Leben und Vermächtnis zu 
erinnern. Die Moderation lag bei der Historike-
rin Hélène Miard-Delacroix, die die erste Willy-
Brandt-Biografie in französischer Sprache veröf-
fentlicht hat.
Kurt Beck, Ministerpräsident a. D. und Vorsit-
zender der FES, der frühere französische Premi-
erminister Lionel Jospin und der deutsch-fran-
zösische Publizist Alfred Grosser sprachen vor 
230 Zuhörern über den Einfluss Willy Brandts 
auf ihr politisches Denken und seine Bedeutung 

für die deutsch-französischen Beziehungen. Kurt 
Beck wies darauf hin, dass Willy Brandt Ost- und 
Westpolitik stets als untrennbare Teile seiner Zu-
kunftsvision gesehen und den deutsch-franzö-
sischen Beziehungen dabei eine zentrale Rolle 
zugewiesen habe. 

Gedenkveranstaltung

Nicht nur die deutsche Sozialdemokratie feierte 2013 Geburtstag. Vom Ursprung der Arbeiterbewe-
gung im 19. Jahrhundert über die Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts, den Kampf gegen den 
Nationalsozialismus und gegen die kommunistische Diktatur bis zur Neugründung einer sozialde-
mokratischen Partei 1989/90 sowie ihrer ersten 
Regierungsbeteiligung im Jahr 1998: die tsche-
chische ist eine der ältesten Bewegungen 
der Sozialen Demokratie der Welt. 
Zum ersten Mal wurde ihre 135-jährige Ge-
schichte umfassend recherchiert und in einer 
Ausstellung dokumentiert. Konzipiert von der 
FES Prag, der Masarykova demokratická akade-
mie und dem Institut für Zeitgeschichte der Aka-
demie der Wissenschaften der Tschechischen 
Republik wurde die Wanderausstellung durch die Tafeln der FES zur deutschen Sozialdemokratie er-
gänzt. Als Vorstandsmitglied der FES verwies Matthias Platzeck in seiner Eröffnungsrede im Oktober 
in Prag auf Schnittpunkte und Parallelen der Bewegungen in den Nachbarländern und ging auch auf 
persönliche Erfahrungen ein. 

Ferdinand Lassalle rief 1863 den Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein ins Leben und zählt damit 
zu den Gründervätern der Sozialdemokratie. Seitdem hat sich die sozialdemokratische Idee nahezu 
über den gesamten Globus ausgebreitet und in verschiedenen Ländern verschiedene Entwicklungen 
genommen, so auch in Polen und Deutschland. Beide Länder verbindet der Geburtsort Lassalles: 
Breslau, das heutige polnische Wrocław. Den Unterschieden und Gemeinsamkeiten der deut-
schen wie der polnischen Sozialdemokratie ging die von der FES und dem Ignacy-Daszyński-
Zentrum veranstaltete Podiumsdiskussion „Der lange Wege nach Europa – Polnische und deutsche 
Wurzeln der europäischen Sozialdemokratie“ nach. Antworten darauf gaben: der FES-Vorsitzende 
Kurt Beck, der frühere Ministerpräsident von Brandenburg Matthias Platzeck, der Redakteur der 
polnischen Wochenzeitung „Polityka” Adam Krzemiński und die stellvertretende Vorsitzende des 
Bundes der demokratischen Linken (SLD) Paulina Piechna-Więckiewicz. 

F U N D A M E N T E  D E R  E U R O P Ä I S C H E N  S O Z I A L D E M O K R AT I E 

Gemeinsamer 
Rundgang:  
Matthias Platzeck, 
Alena Gajduskova, 
stellv. Senats-
präsidentin der 
Tschechischen Re-
publik (rechts), und 
Tomas Zahrad-
nicek, Historiker an 
der Akademie der 
Wissenschaften 
der Tschechischen 
Republik
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WACHSTUMSBESCHLEUNIGER
D E U T S C H - F R A N Z Ö S I S C H E R  A U S TA U S C H  Ü B E R  W E G E  A U S  D E R  K R I S E 

Die geldpolitischen Maßnahmen der Europä-
ischen Zentralbank werden gegenwärtig in Po-
litik und Öffentlichkeit kontrovers diskutiert. 
Führen die mittlerweile extrem niedrigen Zen-
tralbankzinsen und der Ankauf von Staatsanlei-
hen zu mehr Inflation? Kann die Europäische 
Zentralbank überhaupt mit ihren geldpoli-
tischen Instrumenten zu Wachstum in der Euro-
zone beitragen? Was muss passieren, damit Eur-
opa möglichst rasch wieder auf einen steileren 
und nachhaltigeren Wachstumspfad zurück-
findet? Fragen rund um die Euro-Krise und 
die gegenwärtige Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank standen im Fokus des deutsch-fran-
zösischen Expertenworkshops „Beyond Low In-
terest Rates: Reviving Growth in the Euro Area“ 
am 19. November 2013 in Berlin.
Die Teilnehmer des Workshops, Expertinnen 
und Experten aus den Bereichen Politik, Ban-
ken, Verwaltung und Wissenschaft, stimmten 
darin überein, dass die Europäische Zentralbank 
die einzige europäische Institution sei, die bereit 
und in der Lage sei, die Krise zu bekämpfen. Von 
einer Inflationsgefahr könne gegenwärtig in der 

Euro-Zone keine Rede sein. Die Zinssenkungen 
seien zwar geldpolitisch gerechtfertigt, die Euro-
päische Zentralbank könne damit länderspezi-
fische Probleme jedoch nicht direkt angehen, da 
sie letztlich  nur den Zentralbankzinssatz für den 
gesamten Euroraum festlegt. 
Da die Krise in der Eurozone im Kern auf struk-
turelle Probleme basiere, sind den Expertinnen 
und Experten zufolge weitere wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen dringend erforderlich, auch 
damit die Europäische Zentralbank möglichst 
bald wieder den Krisenmodus verlassen kann. 
Besonders wichtig sei es, in Europa möglichst 
rasch eine voll funktionsfähige Bankenunion zu 
etablieren, die neben einer gemeinsamen euro-
päischen Bankenaufsicht auch eine Bankenab-
wicklungsbehörde, einen Bankenabwicklungs-
fonds und möglichst auch ein europäisches 
Einlagensicherungssystem beinhalten sollte. 
Nur so könne es gelingen, die Kreditklemme in 
den Krisenstaaten zu überwinden und mit einem 
dann wieder funktionierenden Finanzsystem zu 
mehr Wachstum in Europa zurückzufinden.

Workshop 

S O L L B R U C H S T E L L E  K R I S E N K U R S

Einen kritischen Blick auf verschiedene Konzepte 
zur Umwandlung der Eurozone in eine Fiskal- 
union warf Mitte November ein Expertenwork-
shop mit hochrangigen Vertretern aus Wissen-
schaft und Politik. Bewertet wurden die neuen 
Instrumente, die im Zuge des Reformprozesses 
gegenwärtig auf europäischer Ebene diskutiert 
werden. Es herrschte weitgehend Einigkeit darü-
ber, dass diese auch aus sozialer Sicht erhebliche 
Defizite vorweisen. 
Einen Überblick über die bestehenden Instru-
mente zur Krisenbekämpfung, die diskutierten 
Veränderungen in der wirtschaftspolitischen 
Steuerung der EU und mögliche Auswirkungen 
auf Europas soziale Dimension bietet eine neue 
Publikation:

Björn Hacker, „Sollbruchstelle Krisenkurs. Auswir-
kungen der neuen Wirtschaftsgovernance auf das 
Europäische Sozialmodell“ 
http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/10378.pdf

N E U E R  D E A L  F Ü R  E U R O PA

Fünf Jahre nach dem Beginn der weltweiten Fi-
nanzkrise steht die Eurozone vor der größten 
Herausforderung ihrer Geschichte. Im Rahmen 
eines Roundtable des Europa-Büros der FES for-
derte Professorin Maria Joao Rodrigues, Autorin 
eine Studie über die entscheidenden Entwick-
lungsfaktoren für die Europäische Währungs-
union (EWU), einen neuen Deal für Europa. 
Durchwursteln, um die EWU mit einer Fiskalpo-
litik abzuschließen – wie es in den letzten fünf 
Jahren praktiziert wurde –, könne nicht der rich-
tige Weg sein, so Rodrigues vor den Vertretern 
der EU-Institutionen und in Brüssel ansässigen 
Think Tanks, Gewerkschaften sowie Experten 
aus Schwellenländern. „Wir können nicht zu-
rück in die Vergangenheit.“ Es gelte die regi-
onalen Ungleichheiten in der EU anzugehen. 
Prof. Rodrigues mahnte kluge Investitionen und 
Unterstützung für die Regionen an. Doch der po-
litische Wille, eine starke Fiskalpolitik voranzu-
treiben, fehle vielerorts.

Kurz notiert



17GESELLSCHAFTLICHES ENGAGEMENT / SOZIALE DEMOKRATIE

I N F O FES3 / 2 0 1 3

SOZIAL, DYNAMISCH UND NACHHALTIG
C H I N E S I S C H E S  R E G I O N A L P R O J E K T  „ E C O N O M Y  O F  T O M O R R O W “

Nicht Dominanz, Stärke oder Zurückhaltung, 
sondern Klugheit soll die prägende Eigenschaft 
des  Staates sein, der die Rahmenbedingungen 
und Regeln setzt, um durch ein verantwortungs-
volles, nützliches Verhältnis zu den Märkten den 
Weg für die „Economy of Tomorrow“ bereitet. So 
lautet eines der wichtigen Erkenntnisse, die die 
Teilnehmer der Konferenz „Visible Hands: Defi-
ning a new relation of market and state“ vom 11. 
bis 12. November  in Shanghai gewannen. Auf  
Einladung des China Center of Economic Stu-
dies der Fudan Universität und des FES-Büros in 
Shanghai diskutierten Experten aus China, Ko-
rea, Vietnam, Japan, Indien, Indonesien, Thai-
land und Deutschland die essentielle Frage, wie 
in der „Wirtschaft von morgen“ das ideale Ver-
hältnis von Staat und Markt aussehen sollte. 
Als Gegenentwurf zum herrschenden neolibe-
ralen Diskurs liegt der „Economy of Tomorrow“ 
ein umfassendes Verständnis des  Nachhaltig-

keitsbegriffs zugrunde. Dieser manifestiert sich 
in drei Säulen: sozial-ausgewogenes, grün-dyna-
misches und nachhaltiges Wachstum. 
In Shanghai diskutierten nun die Mitglieder des 
„Economy of Tomorrow“-Netzwerks entlang 
dieser drei Säulen, wie die Beziehung eines klug 
handelnden Staates zu den Märkten aussehen 
sollte. Welche Güter und Leistungen gehören in 
staatliche Verantwortung? Wo sind die positiven 
Kräfte der Märkte wünschenswert und nötig?  
Was kann der Staat tun, um Anreizmechanismen 
zu schaffen? Welche Fehler gilt es wie zu vermei-
den? 
Es herrschte Konsens unter den Teilnehmern 
in Shanghai, dass die positiven Dynamiken der 
Märkte einen entscheidenden Beitrag leisten 
könnten, um zum Aufbau der „Guten Gesell-
schaft“ mit vollen Entfaltungsmöglichkeiten für 
alle Menschen beizutragen. 

MEHR RECHTSSTAAT WAGEN
Z U R  R E F O R M  D E S  PA RT E I M A N A G E M E N T S  I N  C H I N A

Die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) sieht 
sich derzeit mit vielfältigen Herausforderungen 
konfrontiert, die das Parteimanagement betref-
fen. Darunter der Frage wie man mit Korrup- 
tion und Verschwendung in den eigenen Rei-
hen umgeht, wie man es schafft, die Interessen 
des Volkes zu vertreten und neue gesellschaft-
liche Schichten zu integrieren. Schließlich ist die 
KPCh nicht länger nur Partei der Arbeiter, Bauern 
und Soldaten: Mehr als 5 Mio. ihrer insgesamt 
85 Mio. Mitglieder sind Unternehmer und An-
gestellte der Privatwirtschaft sowie gemeinnüt-
ziger Organisationen. Aus der Revolutionspartei 
ist eine Volks- und Regierungspartei geworden.
Wie reagieren Parteien auf gesellschaftliche Ver-
änderungsprozesse? Wie viel innerparteiliche 
Demokratie verträgt eine Partei, und wie beugt 
man der Korruption in den eigenen Reihen vor?  
Im Rahmen einer von der FES-Shanghai und 
der Shanghaier Parteihochschule organisierten 
internationalen Konferenz „Modern Political 
Party Management – Chinese and Internatio-
nal Practices“ wurden Beispiele sozialdemokra-
tischer, konservativer, kommunistischer und 

liberaler Parteien aus neun Ländern vorgestellt. 
Unter den knapp 80 chinesischen Teilnehmern 
befanden sich unter anderem Mitglieder der Or-
ganisationsabteilung des Zentralkommitees der 
KPCh: ein Zeichen für die Aktualität und das 
große Interesse am Thema.
Auch wenn deutlich wurde, dass am grundsätz-
lichen Führungsanspruch der KPCh nicht gerüt-
telt wird, wurde dennoch ein klares Bewusstsein 
für die Notwendigkeit von mehr innerpartei-
licher Demokratie und mehr Rechtsstaatlichkeit 
erkennbar. 

Expertenrunde

Konferenz

Quelle: cnradio.com 
Grafik: Publix®
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RETTUNGSANKER FÜR DIE PRESSEFREIHEIT
A F R I C A N  M E D I A  B A R O M E T E R  I N  D E R  R E P U B L I K  K O N G O

Lassen sich Meinungs- und Pressefreiheit in 
einem Land wie der Republik Kongo bewerten? 
Das Land wird seit fast 35 Jahren vom gleichen 
Präsidenten autoritär regiert. Zwar wurde des-
sen Regierungszeit durch seine Abwahl bei den 
ersten demokratischen Wahlen für fünf Jahre 
unterbrochen, aber mit Hilfe eines Bürgerkriegs 
kam er zurück an die Macht. Meinungs- und 
Pressefreiheit sind massiv eingeschränkt, 
und es wird regelmäßig von Verhaftungen und 
Gewalt gegen regierungskritische Stimmen und 
von weiteren Menschenrechtsverletzungen be-
richtet.
Um die Medienlandschaften afrikanischer Staa-
ten zu analysieren, wurde im Jahr 2004 vom Me-
dia Institute of Southern Africa und dem Medi-
enprojekt der Friedrich-Ebert-Stiftung in Afrika 
das African Media Barometer (AMB) entwickelt. 
Die Methode des AMB ist drauf ausgerichtet, 
eine vollständig landesinterne und auf afrika-
nischen Standards basierende Bewertung nati-
onaler Mediensektoren zu liefern. Dazu werden 
10 – 12 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
dem jeweiligen Land zu einer eineinhalbtägigen 
Paneldiskussion eingeladen. Die eine Hälfte des 

Panels besteht aus Repräsentanten der verschie-
denen Medienzweige und die andere Hälfte aus 
Vertreter/innen anderer zivilgesellschaftlicher 
Bereiche. Diskutiert wird entlang vorgegebener 
Indikatoren, die anhand afrikanischer Deklara-
tionen und Protokolle zur Meinungs- und Pres-
sefreiheit entwickelt wurden. Die Diskussion 
wird in einem Bericht festgehalten, der Medien-
schaffenden, NGOs usw. als Grundlage dienen 
soll, die Einhaltung oder Umsetzung der Mei-
nungs- und Pressefreiheit einzufordern.
Ob stabile Demokratien oder repressive auto-
ritäre Staaten – mit der Republik Kongo reih-
te sich im Mai 2013 nun schon das 30. Land in 
die Liste der Länder des Kontinents, in denen 
teilweise mehrfach das Media Barometer zum 
Einsatz kam. Insgesamt haben bisher 81 AMB 
stattgefunden. Vorbereitung, Diskussion und 
Veröffentlichung des AMB-Berichts dauern un-
gefähr ein halbes Jahr.
Wie würde die AMB-Diskussion in der Republik 
Kongo verlaufen? Trotz der Möglichkeit, ano-
nym zu bleiben, ist es schwierig, in einem autori-
tär und repressiv regierten Land eine Atmosphä-
re zu schaffen, in der die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer frei diskutieren können. 
Dennoch wurde die prekäre Sicherheitslage 
für Journalistinnen und Journalisten ange-
prangert, die durch willkürliche Verhaftungen, 
Drohungen und physische Gewalt gekennzeich-
net sei. Insbesondere auf Kritik an Entschei-
dungsträgern in Politik und Wirtschaft folgten 
repressive Maßnahmen. Trotz der durch die Ver-
fassung garantierten Meinungs- und Pressefrei-
heit herrsche ein Klima der Angst. 
Am Beispiel Kongo zeigt sich die Bedeutung 
des AMB für Medienschaffende und Zivilgesell-
schaft in Staaten. Nicht nur Missstände und 
Verletzungen der Meinungs- und Pressefreiheit 
werden dokumentiert, gleichzeitig mahnt der 
Bericht die verfassungsmäßigen Rechte und in-
ternationalen Verpflichtungen an, welchen sich 
die Regierungen unterworfen haben. Der AMB-
Bericht ist also geeignet, Forderungen an die 
Regierung zu stellen, ohne sich Vorwürfen der 
externen Einflussnahme aussetzen zu müssen.

Regionalprojekt 

G E G E N  P O L I T I S C H E  
E N T M Ü N D I G U N G

Die Proteste in der Türkei im vergangenen Som-
mer haben eines ganz deutlich gezeigt: die 
türkische Jugend setzt sich gegen politische 
Entmündigung zur Wehr und ist bereit, für Bür-
gerrechte zu kämpfen. Die etablierten Parteien 
mussten dabei allerdings schnell erkennen, dass 
sie das Vertrauen vieler junger Menschen verlo-
ren haben. Mehr denn je werden nun Netzwerke 
aufgebaut, die quer zum traditionellen politi-
schen Betrieb laufen. Die FES-Türkei versucht in 
mehreren Programmen, diese neuen Wünsche 
und Dynamiken zu unterstützen. Junge Tür-
kinnen und Türken bekamen die Gelegenheit 
im „Regional Thematic Network“ des MONA-
Referats mit anderen politischen Aktivisten aus 
der Region Themen wie politische Partizipation, 
Bildung und Einkommensverteilung diskutieren 
und gemeinsame Politikempfehlungen formu-
lieren.

Kurz notiert



19GESELLSCHAFTLICHES ENGAGEMENT / SOZIALE DEMOKRATIE

I N F O FES3 / 2 0 1 3

Studierende aus Tunesien, Ägypten, Syrien und anderen, vor allem arabischen Ländern hatten 
im September 2013 die Gelegenheit, im Rahmen einer Studienreise nach Brüssel Einblicke in die nach den 
Umbrüchen in den Ländern Nordafrikas überarbeitete EU-Nachbarschaftspolitik zu erhalten. Mit dem 
„Sonderstipendienprogramm Nordafrika/Nahost“ des Auswärtigen Amtes fördert die FES Studentinnen und 
Studenten  vor allem aus Tunesien und Ägypten, um damit den Demokratisierungsprozess in diesen Ländern 

zu unterstützen. Das Team der internati-
onalen StipendiatInnen und das FES-Eu-
ropabüro hatten Gespräche mit Vertreter/
innen der EU-Institutionen, der NATO, 
NGOs und Think Tanks wie EPC und SWP 
organisiert, in denen den Studierenden die 
Potentiale des Politischen Dialogs zwischen 
der EU und den Ländern der südlichen 
Nachbarschaft und bestehende EU-Pro-
gramme und Instrumente für Nordafrika 
und den Nahen Osten vorgestellt wurden. 

GEIER MUSS MAN FÜTTERN
T R A N S PA R E N Z  U N D  V E RT R A U E N  I N  WA H L P R O Z E S S E N

„Die Medien sind nicht euer Feind. Aber das 
macht uns auch nicht zu Euren Freunden.“ Mit 
diesen Worten beschrieb der südafrikanische 
Journalist Raymond Joseph das Verhältnis zwi-
schen Medien und Wahlkommissionen.
Bei einem Workshop zur effektiven Zusammen-
arbeit von Wahlkommissionen mit den Medien, 
den „fesmedia Africa“ am 1. November 2013 in 
Johannesburg organisiert hatte, ging es einer-
seits um ein besseres Verständnis von Wahl-
kommissionen und Medien und ihren jewei-
ligen Rollen und Pflichten. Andererseits ging es 
um konkrete Ansätze, die Kommunikation zwi-
schen beiden zu verbessern.
Wahlkommissionen sind dazu verpflichtet, mit 
den Wählern zu kommunizieren und sie über 
Wählerregistrierung, den Prozess der Stimmab-
gabe, Methoden der Stimmenauszählung und 
vieles andere mehr zu informieren. Medien sind 
für die Verbreitung von Informationen zum 
Wahlprozess ein wichtiges Vehikel. Oft ist das 
Verhältnis von Wahlkommissionen und den 
(nichtstaatlichen) Medien aber von Misstrauen 
geprägt, bemerkte Edward Chitsulo, Chefredak-
teur von Nation Publications in Malawi. Wahl-
kommissionen werden selten als unabhängig 
von der jeweiligen Regierung und Regierungs-
partei gesehen. 
Deshalb wurden im Workshop auch über kon-
krete Begegnungs- und Kommunikationsplatt-
formen von Wahlkommissionen und Medien 

diskutiert. Ein Journalist machte deutlich, was 
die Medien von den Wahlkommissionen er-
warten: korrekte und zeitnahe Informationen, 
Informationen in einfacher Sprache zur Weiter-
vermittlung an das jeweilige Publikum und Spre-
cher, die tatsächlich die Fragen von Journalisten 
beantworten und sie nicht abwimmeln oder ver-
trösten. Denn Medien, bemerkte Dr. Fako Likoti, 
der Vorsitzende der Wahlkommission Lesothos, 
seien wie Geier, man müsse sie füttern, um nicht 
aufgefressen zu werden. 

V O R S C H L Ä G E  Z U M  K L I M AWA N D E L

Hohe Umweltverschmutzung, schlechte Effizi-
enz beim Einsatz von teuren Energieträgern und 
eine Häufung extremer Wetterlagen stellen große 
Probleme für die Ukraine dar. Dies sind die Rah-
menbedingungen für die Zusammenarbeit der 
FES mit der Staatlichen Agentur für Ökologische 
Investitionen, in der mit einer Serie regionaler 
Tagungen die Auswirkungen des laufenden und 
erwarteten Klimawandels beleuchtet werden. Die 
Ausgangslagen könnten in den Regionen dieses 
größten rein europäischen Flächenstaates nicht 
unterschiedlicher sein. Angesichts alter Indus-
trieregionen, endloser Agrarlandschaften und 
Forstwirtschaft wurde in den Workshops beson-
derer Wert auf sektorübergreifende Ansätze ge-
legt. Ergebnis der zweijährigen Zusammenarbeit 
sind Vorschläge für regionale Aktionspläne.

Kurz notiert

Workshop
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REPRÄSENTATIVE DEMOKRATIE  
IN GEFAHR?
R E I H E  „ P O L I T I S C H E  K U LT U R  I M  U M B R U C H ? “  D E S  F R I T Z - E R L E R - F O R U M S

„Vorsicht bei diesen Forderungen nach mehr 
Demokratie – denn da sind viele Tücken dabei. 
Es gibt Erfahrungen, die nicht dafür sprechen, 
dass wir das System, das wir haben und das sich 
bewährt hat, zu verändern.“ Laszlo Trankovits, 
Autor des Buches „Weniger Demokratie wagen. 
Wie Wirtschaft und Politik wieder handlungsfä-
hig werden“, scheut sich nicht, mit dieser These 
seinen Vortrag zu beginnen, dem auch viele Mut- 
und Wutbürger aus dem Stuttgarter Umland 
beiwohnten. Wirkt direkte Demokratie der Po-
litikverdrossenheit entgegen oder lähmt sie nur 
den politischen Prozess? Sind Mitsprache und 
Beteiligung ein Fluch oder ein Segen für die 
politische Kultur und das demokratische System? 
Das waren die Ausgangsfragen des Streitgesprächs 
in Waiblingen unter dem Titel „Mehr oder weni-
ger Demokratie wagen – ist das die Frage?“. Die 
Veranstaltung ist der Auftakt für die neue Reihe 
„Politische Kultur im Umbruch?“ des Fritz-Erler-
Forums Baden-Württemberg und des Vereins 
„Mehr Demokratie“. 
Trankovits sieht die Funktionsfähigkeit der reprä-
sentativen Demokratie in Gefahr. Durch Globali-

sierung, Demoskopie,  Beschleunigung der Medi-
enberichterstattung und den „maßlosen Bürger“ 
werde es immer komplexer, die Gesellschaft tat-
sächlich politisch zu gestalten. Als Folge sei der, 
„der regiert, ständig in der Defensive“. Die Politik 
befinde sich im Dauerwahlkampf. Mit mehr di-
rektdemokratischen Elementen laufe man Ge-
fahr, eine hektische Stimmungsdemokratie in 
einer verunsicherten Gesellschaft zu etablieren. 
Dr. Nadja Braun Binder hat ein starkes Gegenar-
gument: Das wesentliche Merkmal der Demokra-
tie sei die Legitimation staatlicher Macht durch 
die Volkssouveränität. Laut der Forschungsre-
ferentin am Deutschen Forschungsinstitut für 
öffentliche Verwaltung Speyer und ehemaligen 
Leiterin der Sektion Recht der Schweizer Bun-
deskanzlei lassen sich direktdemokratische 
und repräsentative Instrumente gut kombinie-
ren. Entgegen landläufiger Klischees gebe es in 
Deutschland und Baden-Württemberg ein im-
mens großes Interesse an Politik und auch 
ein solides Wissen der Bürgerinnen und Bürger 
über politische Themen. Sicherlich sei auch eine 
Verdrossenheit über Verfahren und das tatsäch-
liche Funktionieren des politischen Systems fest-
zustellen. Es sei eine Tatsache, dass es in Deutsch-
land relativ viele Beteiligungsmöglichkeiten 
bereits gebe – allerdings fänden diese oft nicht 
den richtigen Eingang in die politischen Ent-
scheidungsabläufe. Braun Binder plädiert daher 
für die Einführung verbindlicher direktdemokra-
tischer Verfahren, um den Protest „weg von der 
Straße“ zu bringen und ihn in den politischen 
Prozess einzuspeisen: „Eine gute Ausgestaltung 
der Verfahren stellt gleichzeitig auch die Hand-
lungsfähigkeit des Staates sicher.“ Dabei könne 
die Schweiz als Fundus mit vielen Varianten die-
nen. 
In einem Punkt sind sich Braun Binder und Tran-
kovits einig: Sie beklagen das gegenwärtige De-
mokratiedefizit auf der Ebene der europäischen 
Union. Durch die Globalisierung seien die wirt-
schaftlichen Akteure über die Nationalstaaten 
hinausgewachsen, die politischen und ökono-
mischen Räume passten nicht mehr zusammen, 
mit negativem Effekt auf alle demokratischen 
Systeme in der EU.

Die Herausforderungen des demographischen 
Wandels gewinnen zunehmend an Gewicht. 
In diesem Zusammenhang nimmt Rheinland-
Pfalz mit einer Reihe innovativer Reformprojekte 
bereits seit einiger Zeit eine Vorreiterrolle ein. Im 
Rahmen einer „Demographiewoche“ der Lan-
desregierung Rheinland-Pfalz mit einer Vielzahl 
von Veranstaltungen, die das Querschnittsthe-
ma demographischer Wandel beleuchteten, hat 
auch das FES-Regionalbüro Mainz zwei Veran-
staltungen zu dem Thema organisiert. 
So wurde in Kaub am Mittelrhein über „Neue 
Perspektiven für alte Gebäude“ diskutiert.
Angesichts eines massiven Gebäudeleerstands 
durch den Bevölkerungsrückgang in einzelnen 
Regionen wurde gemeinsam mit Roger Lewentz, 
Minister des Innern, Sport und Infrastruktur, so-
wie weiteren Expert/innen nach Konzepten al-
ternativer Nutzungsmöglichkeiten gesucht.

B E V Ö L K E R U N G S R Ü C K G A N G  
M I T  F O L G E N

Streitgespräch

Kurz notiert
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M I T W I R K E N

DAS MAGISCHE VIERECK 
S T U D I E  Z U  N A C H H A LT I G E R  W I RT S C H A F T S P O L I T I K 
Wohlstand bedeutet mehr als Wirtschafts-
wachstum. Darüber besteht heute ein breiter 
gesellschaftlicher Konsens. Auch die Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität“ ist in ihrem Endbericht zu diesem 
Ergebnis gekommen. Aber anhand welcher In-
dikatoren lässt sich Wohlstand messen, und 
welche Politikansätze sind geeignet, den gesamt-
gesellschaftlichen Wohlstand zu mehren? Die-
ser Frage geht die aktuelle Studie der Abteilung 
Wirtschafts- und Sozialpolitik „Das Neue Ma-
gische Viereck nachhaltiger Wirtschaftspolitik. “ 
(WISO Diskurs) nach, die im Rahmen eines Pro-
jekts der FES, der Hans-Böckler-Stiftung und des 
Denkwerk Demokratie e. V. entstanden ist.
Ausgangspunkt ist das Konzept des sogenannten 
„Neuen Magischen Vierecks“, das von einem 
breiter gefassten Wohlstandsbegriff ausgeht 
und Überlegungen zur ökonomischen, sozia-
len, ökologischen und fiskalischen Nachhaltig-
keit einbezieht. Hierauf aufbauend, analysie-
ren die Autoren die Wohlstandsentwicklung in 
Deutschland. Sie identifizieren dabei erhebliche 
Defizite. Diese spiegeln sich beispielsweise in der 
einseitigen Exportabhängigkeit, in der hohen 
Einkommens- und Chancenungleichheit, im er-

heblichen Mangel an öffentlichen und privaten 
Investitionen oder auch in Fehlentwicklungen 
bei der Umsetzung der Energiewende wider.
Die Autoren Erik Klär, Fabian Lindner und Ken-
an Sehovic schlagen konkrete wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen vor, die in der neuen Legis-
laturperiode von der Politik ergriffen werden 
müssten, um eine nachhaltigere Steigerung 
des gesamtgesellschaftlichen Wohlstands 
in Deutschland zu erzielen. Darunter fallen bei-
spielsweise die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns, Maßnahmen zur Begrenzung von 
atypischer Beschäftigung, mehr Investitionen 
in Bildung und Infrastruktur, eine stärkere Be-
steuerung von hohen Einkommen, Erbschaften 
und Vermögen oder auch mehr Investitionen in 
erneuerbare Energien, in den Netzausbau und in 
die Energieeffizienz.

D I E  S T U D I E

Das Neue Magische Viereck nachhaltiger Wirt-
schaftspolitik. Maßnahmen zur Steigerung  
des gesamtgesellschaftlichen  Wohlstands in der 
neuen  Legislaturperiode

http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10300.pdf

Konzeptentwicklung
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Reformbilanz

ERHALT VOR NEUBAU
V O R S C H L Ä G E  Z U R  F I N A N Z I E R U N G  D E R  I N F R A S T R U K T U R

Wenn Brücken vom Einsturz bedroht sind, ver-
spätete Züge an Bahnhöfen zur Normalität wer-
den, Regionen mit ungenutzten Flughäfen aus-
gestattet sind und Schifffahrtswege aus Kaiser 
Wilhelms Zeiten nicht in Stand gehalten wer-
den, dann wird deutlich, dass die Verkehrsinfra-
struktur in Deutschland an allen Ecken und En-
den krankt.
Dies hat auch die Politik erkannt und versucht, 
Strategien zur Überwindung der derzeitigen 
Defizite in der Infrastruktur zu finden. 
„Die Infrastruktur ist die Grundlage für das zu-
künftige wirtschaftliche Wachstum in Deutsch-
land, das Arbeitsplätze und Lebensqualität 
schafft“, unterstrich SPD-Bundestagsmitglied 
Florian Pronold während der Veranstaltung „Re-
formoptionen der Finanzierung und Organisa-
tion des Verkehrs“ in Berlin. Dies dürfe nicht 
aufs Spiel gesetzt werden, indem die Infrastruk-
tur weiterhin chronisch unterfinanziert bleibt, 
ökonomisch wenig sinnvolle Großprojekte rea-
lisiert werden und es an der Koordinierung aller 
Verkehrsträger mangelt.

Der Arbeitskreis Innovative Verkehrspolitik der 
FES erarbeitete daher Lösungskonzepte, welche 
die nachhaltige und tragfähige Finanzierung 
und Organisation der Verkehrsinfrastruktur ge-
währleisten sollen. Plädiert wird für den  Erhalt 
der bestehenden Infrastruktur, dem Vorrang vor 
dem Neu- und Ausbau eingeräumt werden sollte. 
Der Bund müsse dabei eine aktivere Rolle bei 
Organisation und Planung einnehmen. Ihm 
komme die Aufgabe zu, Projekte zu priorisieren 
und die Auftragsverwaltung zu optimieren und 
abzustimmen.
Auch die weiteren Teilnehmer der Diskussions-
runde, darunter Dr. Ben Möbius, Abteilungsleiter 
Mobilität und Kommunikation beim BDI, Stefan 
Gerwens, Geschäftsführer von Pro Mobilität, 
Alexander Kirchner, Vorsitzender der EVG, und 
Prof. Dr. Thorsten Beckers, TU Berlin, waren sich 
einig, dass einschneidende Reformen notwendig 
sind, damit die nachhaltige Finanzierung und 
Organisation der Verkehrsinfrastruktur gesichert 
wird.

DIE FURCHT DER FINANZMÄRKTE
K O N F E R E N Z  Ü B E R  F O RT S C H R I T T E  B E I  D E R  F I N A N Z M A R K T R E G U L I E R U N G 

Unter dem Schock des Zusammenbruchs der 
Lehman Brothers Investment Bank im Jahr 2008 
kam eine Reformwelle der internationalen Fi-
nanzmärkte ins Rollen. In einer gemeinsamen 
Konferenz von Finance Watch mit der Hans-
Böckler-Stiftung und der FES in Brüssel wurde 
nun fünf Jahre später mit hochrangigen Exper-
tinnen und Experten kritisch geprüft, wie weit 
die Reformagenda gediehen ist und ob es ge-
lungen ist, die Finanzmärkte zu ihren ursprüng-
lichen Aufgaben in der Realwirtschaft zurückzu-
führen.
Vertreterinnen und Vertreter der OECD, der 
EU-Kommission, des Europaparlaments, von 
Universitäten, aus der Finanzindustrie und von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zeich-
neten zunächst eine facettenreiche Bewertung 
des Reformprozesses. Während die einen  die 
Fortschritte bei der Finanzmarktregulierung 
betonten, beschrieben Vertreter der Nichtregie-
rungsseite und Parlamente die Furcht der Finan-

zindustrie vor Einschnitten in ihr Geschäftsmo-
dell als Indikator dafür, auf dem richtigen Weg 
zu sein. 
Besonderer Focus wurde in der Kritik auf die 
noch nicht vollzogene Trennung der Banken in 
einen Investment- und Normalkundenbereich 
gelegt. 
Als zweite unvollendete Großbaustelle konzen-
trierte sich die Konferenz auf die Regulierung des 
Derivatehandels, der sich weltweit mit einem 
Volumen von 700 Billionen US-Dollar in den 
letzten zehn Jahren verzehnfacht hat. Durch 
Derivate entstehen enge, weitreichende und un-
durchschaubare Verknüpfungen zwischen den 
Finanzinstituten und damit auch eine unbere-
chenbare Risikoverkettung. Nur über eine um-
fassende Regulierung und geprüfte Zulassung 
von Derivaten, urteilten die Diskussionsteilneh-
mer, könne langfristig die Stabilität der Finanz- 
systeme gesichert werden.

Diskussionsrunde
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Arbeitskreis

FachtagungERFOLGSMODELL MIT LÜCKEN
FA C H K O N F E R E N Z  Z U R  D U A L E N  B E R U F S A U S B I L D U N G

Deutschlands duales Berufsbildungssystem gilt 
weltweit – ganz besonders vor dem Hintergrund 
der hohen Jugendarbeitslosig-
keit in Europa – als vorbildlich 
und als Fundament für den 
wirtschaftlichen Erfolg. Wirt-
schaft, Politik und Wissen-
schaft sehen in der gelungenen 
Verbindung von Theorie und 
Praxisbezug eine entschei-
dende Voraussetzung für einen 
guten Start in den Beruf. Auch 
bei den Jugendlichen trifft die 
duale Berufsausbildung auf 
große Zustimmung und Inte-
resse. Aber die Fassade hat Risse: 
Neben den Erfolgsbilanzen ge-

hört ebenso zu einem Gesamtbild, dass nicht alle 
Jugendlichen, die sich um einen Ausbildungs-

platz bewerben, auch eine 
Ausbildungsstelle erhalten. 
Der Übergangsbereich, in dem 
viele Jugendliche aufgefangen 
werden, ist ein wenig struktu-
riertes und unübersichtliches 
Konglomerat von Maßnah-
men und Lehrgängen. 
Auf der Fachtagung der Ab-
teilung Wirtschaft- und So-
zialpolitik am 21. Oktober in 
Berlin stellte Professor Marius 
Busemeyer, Universität Kon-
stanz, seine Studie zu den Re-
formperspektiven für die du-

VOM KOSTENFAKTOR  
ZUM WOHLSTANDSMOTOR
G E S E L L S C H A F T L I C H  N O T W E N D I G E  D I E N S T L E I S T U N G E N  G E S TA LT E N

Dienstleistungen wie Bildung, Gesundheit, Pfle-
ge, Verwaltung, aber auch im Einzelhandel oder 
öffentlichen Nahverkehr galten über Jahre hin-
weg vor allem als möglichst zu minimierende 
„Kostenfaktoren“. Doch nicht zuletzt durch die 
Krise in Europa scheint sich das Verständnis zu 
wandeln. Dass diese Dienstleistungen eine un-
verzichtbare Voraussetzung für wirtschaftliche 
Betätigung jedweder Art darstellen, wird immer 
deutlicher erkennbar. Ebenso,  dass sie oft per 
se wichtige Beiträge zu Wohlstand und Le-
bensqualität liefern. 
Trotzdem folgt die Praxis meist noch dem Ansatz 
der vermeintlichen „Kostensenkung“ – obwohl 
die Folgekosten rasch die unmittelbaren Ein-
sparungen übersteigen. Darüber hinaus fehlt es 
auch an einem klaren Gestaltungsrahmen für 
gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen. 
Der Schließung dieser Lücke hat sich der gemein-
same Arbeitskreis Dienstleistungen von FES und 
verdi gewidmet: Als Ergebnis von insgesamt fünf 
Expertengesprächen wurde im November auf 
einer Konferenz ein Memorandum präsentiert, 
das einen solchen Rahmen skizziert und erste 
Empfehlungen an Politik, Sozialpartner und 

Forschung ausspricht. Simona König, Vorsitzen-
de des Gesamtpersonalrats der Stadtverwaltung 
der Stadt Halle, schilderte auf der Konferenz die 
dramatische Situation, die mittlerweile in vielen 
deutschen Kommunen herrscht. Die stellvertre-
tende verdi-Bundesvorsitzende machte darauf 
aufmerksam, dass Servicequalität und Beschäf-
tigungsqualität ganz besonders eng in jenen Be-
reichen zusammenhängen, in denen es auf den 
Kontakt zwischen Bürgern und Beschäftigten an-
kommt. „Gute Arbeit“ inklusive angemessener 
Bezahlung und Wertschätzung ist dabei Voraus-
setzung und wesentlicher Erfolgsfaktor zugleich. 
Ernst-Dieter Rossmann, bisheriger Sprecher der 
AG Bildung und Forschung der SPD-Bundestags-
fraktion, schloss  am Ende der Konferenz: „Ohne 
ausreichende Finanzierung durch mehr Steuer-
gerechtigkeit wird es in vielen Bereichen ganz, 
ganz schwierig.“

M E M O R A N D U M  D E S  A R B E I T S K R E I S E S 

D I E N S T L E I S T U N G E N

Gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen – ge-
stalten und finanzieren 
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10358.pdf

I

Expertisen und Dokumentationen 
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik

Reformperspektiven der 
berufl ichen Bildung

Erkenntnisse aus dem 
internationalen Vergleich

September 2012

Diskurs
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ROSAROT UND HIMMELBLAU?
A U F  D E M  W E G  Z U  V I E L F Ä LT I G E N  E RW E R B S -  U N D  B I L D U N G S V E R L Ä U F E N

Deutschland ist in puncto Gleichstellung zu-
rückgefallen – zu diesem Schluss kommt der 
aktuelle Global Gender Gap Report des Welt-
wirtschaftsforums. Damit sich die Situation in 
Deutschland nicht noch mehr verschlechtere, 
brauche es endlich eine konsistente Gleich-
stellungspolitik, die den gesamten Lebens-
verlauf von Frauen und Männern in den Blick 

nimmt, erklärte Professorin Uta Meier-Gräwe, 
Mitglied der ersten Sachverständigungskommis-
sion für den 1. Gleichstellungsbericht der Bun-
desregierung. Auch die Bundestagsabgeordnete 
Daniela De Ridder betonte, erfolgreiche Gleich-
stellungspolitik müsse immer als Querschnitts-
aufgabe verstanden werden. Konsequenterweise 
richtete die Fachtagung „Rosarot und himmel-
blau? Auf den Weg zu vielfältigen Bildungs- und 
Erwerbsverläufen“, die in Kooperation mit dem 
Kompetenzzentrum Technik-Diversity-Chan-
cengleichheit stattfand, den Blick auf das große 
Ganze. In verschiedenen Fachforen wurden die 
Stationen frühkindliche Bildung, Schule, Studi-
en- und Ausbildungsganggestaltung sowie Er-
werbsleben unter die Lupe genommen. Das Fazit 
ist eindeutig: Das Geschlecht spielt eine Rolle 
im gesamten Bildungs- und Erwerbsverlauf und 
beeinflusst noch immer Entscheidungen, Karri-
erechancen, Einkommen und vieles mehr. Um 
traditionelle Geschlechterleitbilder aufzubre-
chen, tatsächliche Entscheidungsfreiheit und 
Verwirklichungschancen für beide Geschlechter 
zu ermöglichen, wurden Handlungsansätze im 
Spannungsfeld institutioneller Rahmenbedin-
gungen, gesellschaftlicher Normen und indivi-
dueller Lebenspraxis formuliert. Die Ergebnisse 
der Tagung werden 2014 veröffentlicht.

Handlungsansätze 

ale Berufsausbildung in Deutschland vor. Die 
Studie unterstreicht die Bedeutung der dualen 
Berufsausbildung, richtet allerdings ein beson-
deres Augenmerk auf Exklusionseffekte. In sei-
nem Vorschlag für eine Weiterentwicklung und 
Korrektur geht es Busemeyer wesentlich um 
neue Kombinationsmodelle zwischen dualer 
und vollzeit-schulischer beziehungsweise außer-
betrieblicher Ausbildung. Dadurch soll eine bes-
sere soziale Inklusion bildungsbenachteiligter/-
schwacher Jugendlicher ermöglicht werden. 
Diese Impulse waren Ausgangspunkt für eine 
kritisch-konstruktive Fachdebatte unter mehr als 
100 Bildungsexpertinnen und -experten. 
Die „Schulmüdigkeit“ und der „Schulfrust“ von 
Jugendlichen, denen mit dem Vorschlag, die 
schulischen Angebote auszuweiten, nicht ge-
dient sei, wurde ebenso thematisiert wie die Su-

che nach neuen Wegen zur Sicherung des Fach-
kräftenachwuchses.
In der Zielsetzung waren sich die Fachleute einig: 
Benötigt wird ein durchlässiges und anschlussfä-
higes Ausbildungssystem, das auch Jugendlichen 
mit schlechteren Startchancen eine berufliche 
Perspektive eröffnet und das auf der bewährten 
Kombination von praktischer und theoretischer 
Qualifizierung fußt.

W I S O  D I R E K T / W I S O  D I S K U R S :

Klaus Heimann: Inklusion: In der dualen Berufsaus-
bildung kann sie gelingen
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10339.pdf

Marius R. Busemeyer: Reformperspektiven der beruf-
lichen Bildung
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/09329.pdf

U N G A R N S  N E U E S  
A R B E I T S G E S E T Z B U C H

Das in Ungarn im Jahr 2012 verabschiedete Ar-
beitsgesetzbuch hatte eine stärkere Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes zum Ziel. Aus Sicht der 
Arbeitnehmervertreter stellen viele Änderungen 
eine Verschlechterung für die Beschäftigten dar.
Gut ein Jahr nach der Neufassung des Arbeits-
rechtes organisierte die Juristische Fakultät der 
Pázmány Péter Katholische Universität in Koo-
peration mit dem Budapester Büro der FES am 19. 
November 2013 eine Konferenz zur Evaluierung 
des neuen Arbeitsgesetzbuches im europäischen 
Kontext. Das neue Arbeitsgesetzbuch braucht 
weitere Modifizierungen, um eine bessere Ba-
lance zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
rechten und -interessen zu erzielen, so das Resü-
mee der Veranstaltung.

Kurz notiert
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RECHERCHEN IN DÜNNER LUFT
A U S W I R K U N G E N  D E S  K L I M AWA N D E L S  I N  E C U A D O R

Für die Bevölkerung von Papallacta, einer Ge-
meinde mit etwa 900 Einwohnern, 70 km von 
Ecuadors Hauptstadt Quito entfernt, sind die 
Auswirkungen des Klimawandels immer mehr 
spürbar. Auf einer Höhe von 3.500 Metern befin-
det sich eine einzigartige Landschaft an den Hän-
gen des Vulkans Antisana, umgeben von Mooren. 
Dieses Gebiet stellt den Großteil des 
Trinkwassers für etwa 2,5 Millionen 
Menschen in der Hauptstatd Quito und 
der weiteren Umgebung zur Verfügung.
Papallacta bedeutet in Quechua „Land 
der Kartoffel“. Die Einwohner leben von 
der Landwirtschaft, der Fischerei und 
dem Ökotourismus, außerdem ist das 
Gebiet für die Thermalwasser bekannt, 
die direkt aus dem Vulkan Antisana 
kommen. Für Jahrzehnte ein stabiles Kli-
ma gewohnt, sind jetzt abrupte Änderungen in 
der Temparatur und der Niederschlagsmenge zu 
spüren. Diese Veränderungen bedrohen die 
Lebensgrundlage der Bauern, da durch diese 
Variationen der Anbau erschwert und Krank-
heiten der Nutztiere begünstigt werden. Auf der 
Makroebene gefährdet jede Änderung in diesem 
anfälligen Ökosystem letztlich die Wasserversor-
gung der Hauptstadt. 

Um die sozioökonomischen Auswirkungen des 
Klimawandels näher zu betrachten, haben die 
FES und das Umweltministerium von Ecuador 
einen Workshop mit Journalisten organisiert, 
welcher am 14. und 15. November in der Wetter-
station des Vulkans Antisana und später in der 
Gemeinde Papallacta stattfand.

Um durch die Berichterstattung der Journalisten 
das Problem- und Umweltbewusstsein zu stär-
ken, bestand der Workshop aus Exkursionen, 
Expertenvorträgen sowie praktischen journalis-
tischen Übungen. Die Fortbildung war Teil ei-
ner Workshopsreihe der FES, die in Südamerika 
journalistische Kompetenzen in Umweltfragen 
stärken will.

Journalisten-
Workshop

INSELN UNTER SONNE UND WIND
„ E N E R G I E S C H U L E “  I N  G R I E C H E N L A N D

Griechenland ist prädestiniert für die Energiege-
winnung aus Sonne und Wind. Besonders für die 
Kommunen können erneuerbare Energien ein 
Schlüssel für wirtschaftlichen Erfolg und die Ent-
lastung der öffentlichen Kassen sein. Allerdings 
verfügen die Mitarbeiter von Gemeinde- und Re-
gionalverwaltungen oft nicht über das notwen-
dige Wissen zur Verbesserung der Energiepla-
nung auf lokaler Ebene. Daher hat die FES-Athen 
in Kooperation mit dem Netzwerk der Ägäischen 
Inseln für Nachhaltigkeit und der Ägäischen  
Energieagentur die „Energieschule“ ins Leben 
gerufen. 
Von Juli bis Dezember 2013 wurden 80 Kommu-
nalpolitiker und Angestellte von Kommunal-
verwaltungen aus ganz Griechenland in fünf 
verschiedenen Themenbereichen geschult. Sie 

lernen beispielsweise, wie man lokale Nachhal-
tigkeitspläne schreibt, wie man ein öffentliches 
Gebäude energieeffizienter gestaltet, und erfah-
ren, wie man mit Fernwärme ein öffentliches 
Schwimmbad beheizen kann oder welche Mög-
lichkeiten es für den umweltfreundlichen Tou-
rismusverkehr auf den Inseln gibt. 
Die Weiterbildung erfolgt hauptsächlich über 
eine Online-Learning-Plattform. Alle zwei Mo-
nate findet ein Schulungstreffen statt, bei dem 
die Teilnehmer mit den Trainern zusammentref-
fen, ihre Lernfortschritte überprüfen und direkte 
Fragen klären.
Die Energieschule leistet einen konkreten Beitrag 
zur EU-20-20-20 Strategie, also zur Erreichung 
der ehrgeizigen Klimaziele, welche sich die EU-
Mitgliedstaaten im Jahr 2009 gesetzt haben. 

Weiterbildung

Die ecuadoriani-
schen Journalis-
tInnen interviewen 
den Klimaexperten 
Jorge Nuñez an den 
Hängen des Vulkans 
Antisana, zu den 
Folgen des Klima-
wandels.
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VOLLER ENERGIE
K O M M U N A L E  S T R O M E R Z E U G U N G  I N  L E T T L A N D

Lettland nimmt schon heute einen Spitzenplatz 
in der Nutzung erneuerbarer Energien ein: De-
ren Anteil liegt in der Primärenergieversorgung 
bei rund 40 Prozent, an der Stromversorgung 
sogar bei fast 50 Prozent. Damit hat der kleine 
Baltenstaat die EU-weit bis 2020 angestrebten 
20 Prozent erneuerbare Energien an der gesam-
ten Stromversorgung längst übertroffen. In den 
lettischen Gemeinden stoßen entsprechende 
Projekte indes oft auf Widerstand. Ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zu mehr Akzeptanz und 
Unterstützung könnten kommunale Energiepro-
jekte sein, für die in Lettland bislang jedoch 
kaum ausgereifte Konzepte existieren.
Daher initiierte das FES-Regionalbüro in Lett-
land am 25. Oktober zusammen mit der „Let-

tischen Grünen Bewegung“ eine internationale 
Konferenz in der Hauptstadt Riga. 
Dänische, belgische und deutsche Experten prä-
sentierten lettischen Politikern und Entschei-
dungsträgern aus dem Umweltministerium 
langjährig erfolgreiche Projekte aus ihren Hei-
matländern.
Von Solarzellen auf dem Dach eines Dorfgemein-
dehauses bis hin zu Windenergie- und Biogas-
anlagen, die ganze Regionen mit Strom versor-
gen – die Vorteile kommunaler Energienutzung 
wurden eindrücklich dargestellt. Die „Lettische 
Grüne Bewegung“ hat bereits angekündigt, die 
Erkenntnisse der Konferenz zu nutzen, um die 
Entwicklung der kommunalen Energien in Lett-
land zukünftig noch stärker voranzutreiben.  

Projekt-
präsentationen 

Während in Deutschland Verbraucherinteressen vornehmlich von staatlich finanzierten privaten 
Organisationen vertreten werden, ist die Situation in den meisten Ländern Europas und in den USA 
gerade umgekehrt. Im Gegensatz zu Deutschland ist im europäischen Ausland ein Trend zur Ver-
schmelzung der Verbraucherschutzbehörden mit den Wettbewerbsbehörden zu beobachten. Im 
Gesprächskreis Verbraucherpolitik kamen deutsche Fachleute und Politiker mit Vertreterinnen und 
Vertretern aus den Verbraucherbehörden Dänemarks, den Niederlanden sowie der EU-Kommission 
zum Erfahrungsaustausch zusammen. Die Fortentwicklung des institutionellen Gefüges der Ver-
braucherpolitik ist eine dringende Aufgabe in Deutschland, betonte Elvira Drobinski-Weiß, ver-
braucherpolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion. Es gelte, private Organisationen wie die 
Verbraucherzentralen zu „Marktwächtern“ aufzuwerten und staatlichen Marktaufsichtsbehörden 
endlich umfassende verbraucherschützende Kompetenzen zu geben.

Vor dem Hintergrund steigender Energiepreise, vermehrt auftretender „Energiearmut“ sowie den 
Klagen über eine unverhältnismäßige Verbraucherbelastung bei der aktuellen Umsetzung der Ener-
giewende diskutiert der GK Verbraucherpolitik zur Zeit verstärkt über die Verbraucherperspektiven in 
der Energiepolitik. Im Oktober stand anlässlich der Erhöhung der EEG-Umlage die Diskussion über 
die anstehende EEG-Reform auf der Tagesordnung. Im Rahmen der Diskussion wurde beispielsweise 
vorgeschlagen, den EE-Ausbau nicht mehr allein den Stromkundinnen und -kunden aufzubürden, 
sondern verstärkt Haushaltsmittel einzusetzen. 
WISO direkt: Robert Philipps  – Verbraucherperspektiven bei der EEG-Reform
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10190.pdf

Der Anspruch einer Veranstaltung des FES-Regionalbüros Mainz war es, Antworten zu finden auf 
die Frage „Nachhaltige Energieversorgung im Spannungsfeld: Zerreißprobe zwischen Wirtschafts-
interessen, Umwelt- und Verbraucherschutz?“. An der Erkundung beteiligten sich unter anderem 
die amtierende Umwelt- und Verbraucherschutzministerin des Saarlands, Anke Rehlinger, der Vor-
sitzende der Gewerkschaft IGBCE für das Saarland, Dietmar Geuskens, und als Vertreterin des Unter-
nehmens juwi AG, markführendes Unternehmen für erneuerbare Energien in Deutschland, Dr. Ga-
briele Ackermann. Den Impulsvortrag lieferte Dr. Michael Kopatz vom Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie GmbH.

M A R K T W Ä C H T E R 
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Hintergrund- 
gesprächeLOBBYARBEIT GEFILTERT

J O U R N A L I S T E N S E M I N A R  I N  B R Ü S S E L

700.000 Menschen sterben jährlich in der EU 
an den Folgen des Tabakkonsums. Um diese 
Zahl zu senken und die damit verbundenen 
Gesundheitskosten zu reduzieren, schlägt die 
Europäische Union strengere Richtlinien für In-
haltsstoffe, Verpackung und Verkauf vor. Für die 
Tabakindustrie geht es um ihr Geschäftsmodell, 
und dementsprechend stark setzt sie sich gegen 
striktere Regeln zur Wehr. Auf Brüsseler Ebene 
befinden sich Befürworter und Gegner in einem 
regelrechten argumentativen Feldzug.
Um am Beispiel der Tabakprodukterichtlinie die 
Entscheidungsprozesse im EU-Binnenmarkt zu 
verdeutlichen, veranstaltete die FES in Brüssel 
ein Praxisseminar für Nachwuchsjournalisten 
aus Deutschland. Die Teilnehmer/innen trafen 
die maßgeblich an der Richtlinie Beteiligten, um 

mit ihnen in Hintergrundgesprächen die zentra-
len Fragen zur Tabakrichtlinie zu diskutieren.
Das Thema Tabak eignet sich besonders gut, 
auch allgemeiner die Herausforderungen bei der 
sozial und wirtschaftlich nachhaltigen Ausge-
staltung des Binnenmarktes zu erörtern, denn 
es geht dabei um Fragen zum Kompetenzbereich 
der EU, zu Überregulierung, zur Mündigkeit der 
EU-Bürger, den gemeinwohlfördernden Auftrag 
der EU und nicht zuletzt auch um den Einfluss 
starker wirtschaftsgeleiteter Interessenverbände.
Im Rahmen einer Schreibwerkstatt wurde das 
Bewusstsein für die Verantwortung der Presse 
gestärkt, die Vielfalt der Informationen adäquat 
zu filtern und die politischen Botschaften der 
verschiedenen Interessenträger richtig zu über-
setzen. 

KEINE WEGE AUS DEM TEUFELSKREIS?
E U R O PA S  G E W E R K S C H A F T E N  A L S  „ F E U E RW E H R M Ä N N E R “

Olivier Höbel scheut die klare Ansage nicht: 
„Wenn es leicht wäre, bräuchte man nicht uns 
Gewerkschafter. Wir sind für die Härtefälle zu-
ständig.“ Der Leiter des IG-Metall-Bezirks Berlin-
Brandenburg-Sachsen diskutierte Mitte Oktober 
zum Abschluss einer Konferenz der Friedrich-
Ebert-Stiftung, des Europäischen Zentrums der 
Solidarität und der Gewerkschaft Solidarność in 
Warschau mit Praktikern aus Deutschland und 
Polen über die Lage und die Perspektiven der Ge-
werkschaften in Europa. 
„Die Zustimmung zu Europa wird weiter nach-
lassen, wenn die EU die Versprechen, die mit der 
Einigung des Kontinents verbunden sind, nicht 
einlöst: Wohlstand, Wachstum, soziale Sicher-
heit.“ Stattdessen verdüstere die hohe Jugend-
arbeitslosigkeit die Perspektiven einer ganzen 
Generation. „Hier tickt eine Zeitbombe“, so der 
IG-Metall-Vorstand Hans-Jürgen Urban im er-
sten Panel. Richard Hyman (Bild) von der Lon-
don School of Economics gießt weiteres Wasser 
in den Wein. „Wenn eine Krise da ist, ist es zu 
spät, solidarische Strukturen zu schaffen.“ Wie 
tief das Tal der Krise ist, schildert im zweiten Pa-
nel Rebecca Gumbrell-McCormick von der Lon-
doner Birkbeck University. Die Gewerkschaften 
befänden sich in einem Teufelskreis aus Mitglie-

derschwund und Einflussverlust. „Wer Unter-
stützung verliert, büßt Macht ein. Wer weniger 
Macht hat, von dem wenden sich die Menschen 
ab, die Unterstützung suchen“, erklärte sie. Der-
zeit bleibe den Gewerkschaften kaum mehr als 
eine Strategie des „fire fighting“, der Krisenbe-
kämpfung an allen Fronten, wo immer das Feuer 
der Probleme gerade am stärksten lodert.

Am Ende blieb es an diesem Tag die Aufgabe von 
Olivier Höbel und fünf weiteren Gewerkschaf-
tern aus Deutschland und Polen im dritten Pa-
nel, „die Dinge in ein besseres Licht zu rücken“. 
So formuliert es Moderatorin Ulrike Geith, So-
zialreferentin im Bundesarbeitsministerium. Es 
sei doch paradox, dass die Gewerkschaften „in 
Zeiten der Krise mit steigender Arbeitslosigkeit, 

Erfahrungs-
austausch
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Korea hat derzeit einen großen Diskussionsbe-
darf über umfassende gesellschafts- und sozial-
politische Reformen, denn der Ausbau des Wohl-
fahrtsstaats und die sogenannte „wirtschaftliche 
Demokratisierung“ sind seit etwa vier Jahren 
die Hauptthemen im innenpolitischen Diskurs. 
Die zunehmende soziale und wirtschaftliche 
Ungleichheit sowie die wachsenden Ansprüche 
der jüngeren Generation von Koreanern, die ihr 
Leben nicht nur in den Dienst des koreanischen 
„Entwicklungsstaates“ stellen wollen, haben die-
se Debatten hervorgebracht.
Die „Gute Gesellschaft“ als Diskurskonzept der 
europäischen Sozialdemokratie nach Südkorea 
zu tragen, war der Anlass für ein Dialog- und Bera-
tungsprogramm, welches das Büro Korea der FES 
Mitte Oktober 2013 gemeinsam mit Dr. Henning 
Meyer, Herausgeber des Debattenjournals „Social 

Europe“ und Mitglied der SPD-Grundwertekom-
mission, und Dr. Christian Kellermann, Buch-
autor und Mitarbeiter des SPD-Parteivorstands, 
durchführten. 
Das Programm war eine Premiere, denn bisher 
war die „Gute Gesellschaft-Debatte“, die vor eini-
gen Jahren von Andrea Nahles und Jon Cruddas 
(Labour Party) initiiert worden war, noch nie 
außerhalb Europas systematisch diskutiert wor-
den. Glücklicherweise zeigte sich, dass es wenig 
inhaltliche „Übersetzungsprobleme“ in den ko-
reanischen Kontext gab. Im Rahmen von zwei 
Diskussionsveranstaltungen mit Vertretern aus 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft, Hinter-
grundgesprächen mit führenden Politikern der 
Oppositionspartei Democratic Party, einer Ge-
sprächsrunde beim Parteiforschungsinstitut der 
DP sowie zwei Interviews wurde vielmehr die 
grundsätzliche Übertragbarkeit des Kon-
zepts auf die koreanische Situation deutlich.
Christian Kellermann, Ko-Autor des Buches 
„Decent Capitalism“ („Der Gute Kapitalismus“) 
unterstrich, dass das Konzept der „Guten Gesell-
schaft“ nur dann einen Mehrwert schaffe, wenn 
konkrete, umsetzbare, aber eben ambitioniert-
progressive Politiken auf seiner Basis entwickelt 
werden. Ganz am Anfang stehe dabei eine Re-
form des neoliberalen Wirtschafts- und Wachs-
tumsmodells sowie eine Neubegründung des 
universalen Wohlfahrtsstaats.
Progressive Kräfte in Südkorea stehen vor der  
Herausforderung, so etwas wie ein „Soziale Markt-
wirtschaft koreanischer Prägung“ zu etablieren, 
um die nächste Entwicklungsstufe eines fort-
geschrittenen Industrielands zu erreichen. Das 
Konzept der „Guten Gesellschaft“ könnte der lau-
fenden Debatte darüber eine neue Tiefe verleihen 
und zur Profilbildung der Progressiven beitragen.

M O D E L L E  D E R  M I T B E S T I M M U N G

Die betriebliche Mitbestimmung, als klassisches 
Tätigkeitsfeld gewerkschaftlicher Arbeit, wird 
zunehmend durch global agierende und mul-
tinationale Unternehmen beeinflusst. Ein stär-
kerer internationaler Austausch zwischen Ge-
werkschaftsbünden ist deshalb notwendig.
Während des 1. deutsch-chinesischen Gewerk-
schaftsforums, das zwischen dem 15. und 19. 
September 2013 in Peking stattgefunden hat, 
haben sich Gewerkschafter, Wissenschaftler 
und Betriebsratsvorsitzende beider Länder mit 
den Modellen der Mitbestimmung in China und 
Deutschland auseinandergesetzt. Das Programm 
wurde vom All-chinesischen Gewerkschafts-
bund, dem Deutschen Gewerkschaftsbund, der 
Hans-Böckler-Stiftung sowie der FES erarbeitet. 

einer Zunahme prekärer Beschäftigung und ei-
ner Ausweitung des Niedriglohnsektors keine 
Renaissance feiern“. Piotr Ostrowski von der 
polnischen Dachgewerkschaft OPZZ verweist 
auf den „antigewerkschaftlich geprägten Dis-
kurs in Europa“. Es gebe ein eindeutig negatives 
Kommunikationsumfeld, in dem Arbeitnehmer 
als Bittsteller und Arbeitgeber als Wohltäter dar-
gestellt würden. „Gewerkschaften werden seit 

langem als Dinosaurier wahrgenommen“, er-
klärt Solidarność-Vertreter Sławomir Adamczyk 
und schöpft halb ironisch Hoffnung aus der 
Tatsache, dass „es uns trotz allem noch gibt“. Ab-
schließend stellt Höbel die Frage: „Wann und für 
wen sind wir zuständig?“ Seine eigene Antwort 
könnte die Perspektiven weisen, nach denen die-
se Konferenz gefragt hat: „Wir sind zuständig, 
wenn wir uns für zuständig erklären.“

„GUTE GESELLSCHAFT“ IN SÜDKOREA
D E B AT T E  Ü B E R  G E S E L L S C H A F T S M O D E L L  D E R  Z U K U N F T

Beratungsprogramm

Kurz notiert
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KÖNIGSWEG QUOTE?
M A N G E L N D E  R E F O R M E N  I N  D E R  G E N D E R P O L I T I K  O S T M I T T E L E U R O PA S

Herta Däubler-Gmelin ist sich sicher: „Frauen in 
der Politik können viel bewirken.“ Die in fast vier 
Jahrzehnten Parlamentsarbeit gestählte SPD-Po-
litikerin war Ende September nach Warschau ge-
kommen, um den Frauen im Osten Mitteleuropas 
ihre Erfahrungen zu schildern und ihnen Mut zu 
machen. „Es lässt sich vieles ändern, packen Sie 
es an!“, lautet die Botschaft der ehemaligen Bun-
desjustizministerin, die sie zur Eröffnung einer 
Konferenz der Friedrich-Ebert-Stiftung und des 
Warschauer Instituts für Öffentliche Angelegen-
heiten mitgebracht hat.
Thema ist die „(Mangelnde) Präsenz von Frauen 
in der Politik“ Polens, Tschechiens, Ungarns und 
der Slowakei. Däubler-Gmelin hat auch konkrete 
Tipps im Gepäck: „Wir brauchen dringend auch 
in Wirtschaft und Wissenschaft mehr Frauen in 
Führungspositionen.“ Um dies zu erreichen, 
müssten Gesetze geändert werden. „Das betrifft 
das Arbeitsrecht, die Kinderbetreuung und eine 
Quotierung im Unternehmensbereich.“
Zwei Panels entwickeln anschließend konkrete 
Strategien für Reformen in der „Genderpolitik“ 
Ostmitteleuropas. Der Streit um die Einführung 
von Frauenquoten bestimmt die Debatten. Die 

ungarische Politikwissenschaftlerin Réká Vár-
nagy will radikaler vorgehen: „Wir brauchen ei-
nen Putsch“, fordert sie und begründet dies mit 
dem Scheitern aller Verhandlungen. „Seit zwei 
Jahrzehnten sind in Ungarn unverändert nur 
zehn Prozent der Abgeordneten weiblich. Alle 
Versuche, Quoten einzuführen, sind ergebnislos 
geblieben“, sagte Várnagy.
Die slowakische Philosophin Darina Malová ist 
skeptischer. „Persönlich glaube ich nicht, dass 
Quoten der Königsweg sind“, sagte sie. Prozente 
seien ein zu formales Kriterium. „Was zählt, 
ist die Macht.“ Einfluss könnten auch wenige 
Frauen ausüben. „Oder viele Frauen verspielen 
ihn.“ Dass es den Frauen auch in der Slowakei an 
Macht mangelt, hält Malová dagegen für offen-
sichtlich. „Ich will hier nicht meinen Nachba-
rinnen aus Tschechien und Ungarn streiten, wo 
die Lage am schlechtesten ist, aber die Slowakei 
hat gute Chancen auf den letzten Platz“, erklärte 
die Philosophin nur halb ironisch.
Die Führungsposition käme in einer hypothe-
tischen Rangliste vermutlich Polen zu, dem ein-
zigen V-4-Staat, in dem es eine Quotenregelung 
gibt. Die Parteien müssen 35 Prozent der Listen-

Strategieentwicklung
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plätze bei Wahlen mit Frauen besetzen. „Da-
für haben wir lange gekämpft“, berichtete die 
Warschauer Sozialwissenschaftlerin Małgorzata 
Fuszara. Allzu euphorisch will sie sich dennoch 
nicht über die Quote äußern. „Es gab erst eine 
Wahl seit der Einführung. Es ist zu früh, Bilanz 
zu ziehen. Entscheidend ist, dass wir das Thema 
auf der Agenda halten.“ 
Im zweiten Panel suchten die ungarische Frau-
enrechtlerin Mónika Magyar und die Frauenbe-
auftragte im tschechischen Arbeitsministerium 
Lucia Zachariášova nach einer Antwort auf die 

Frage: „Macht es die Masse?“ Anders formuliert, 
vorsichtiger: „Garantieren mehr Frauen in der 
Politik mehr Einfluss und Gleichberechtigung?“ 
Zachariášova ist skeptisch: „Nein, die Masse al-
lein macht es nicht.“
Magyar sieht es diametral anders: „Ja, die Menge 
macht es“, sagt sie. Es sei nicht gerecht, fast die 
Hälfte der Bevölkerung von der Entscheidungs-
findung auszuschließen. „Die reine Zahl der Po-
litikerinnen ist auch ein Indikator für den Stand 
der Gleichberechtigung.“

ÜBERALL AUF DER WELT
G E N D E R U N G E R E C H T I G K E I T  A U F  D E N  A R B E I T S M Ä R K T E N

Unsere Arbeitsmärkte sind nicht gerecht, aber wir 
wollen sie gemeinsam gerechter gestalten. Vor 
allem gendergerechter, fasst die junge madagas-
sische Teilnehmerin das Ergebnis der internatio-
nalen Ideenwerkstatt zu Geschlechtergerechter 
Arbeitsmarktpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Ende Oktober zusammen. Mit ihr hatten sich 
elf Nachwuchskräfte aus Ghana, Marokko, 
Ägypten, Panama, Costa Rica, Singapur, In-
dien, Simbabwe, der Schweiz und Deutschland 

fünf Tage mit deutschen Gender- und Arbeits-
marktexpertinnen und -experten ausgetauscht. 
Man war sich einig, dass überall auf der Welt 
ähnliche Strukturen zu Benachteiligungen auf 
dem Arbeitsmarkt führen. Ihre Empfehlungen, 
wie zum Beispiel verbesserte und durchläs-
sigere Bildungschancen für Mädchen und junge 
Frauen, präsentierten sie in einer Radiosendung, 
die im freien Kanal ALEX ausgestrahlt wurde. 
Zudem diskutierten sie mit der sambischen  

Gender-Ministerin die globalen Her-
ausforderungen einer fairen Arbeits-
welt. Ministerin Inonge Wina und 
die ehemalige deutsche Staatssekre-
tärin Karin Roth betonten, dass nur 
eine abgestimmte und kohärente na-
tionale Politik dafür sorgen könne,  
Genderungerechtigkei-ten abzubauen. 

http://www.fes.de/afrika/content/web/
veranstaltungen.html?set=767

Ideenwerkstatt 

BESSERE CHANCEN FÜR FRÜHGEBORENE
In Deutschland kommen jährlich etwa 60.000 Frühgeborene – zirka 10 Prozent aller Neugeborenen 
– zur Welt. Ihre Überlebenschancen sind in Deutschland sehr ungleich verteilt. Im Westen sterben 
mehr Säuglinge als im Osten. Unter anderem darum ging es auf einem Symposion des Landesbüros 
Sachsen-Anhalt „Frühgeborene – medizinischer Fortschritt, gesundheitspolitische Herausforderung 
und pädagogischer Handlungsbedarf“ am 6. November 2013 in Magdeburg.
Dabei betonte der Vorstandsvorsitzende des Bundesverbandes „Das frühgeborene Kind“ Hans-Jür-
gen Wirthl, dass Deutschland im europäischen Vergleich im Hinblick auf Frühgeborene schlecht 
abschneide. Das in Teilen von weither angereiste Fachpublikum drang darauf, „die Frühgeburt“ als 
Ursache für Entwicklungsstörungen und nicht als Indikator anzuerkennen. Zudem wurde gefordert, 
dass die medizinische und sozialpsychologische Nachbetreuung sowie der Nachteilsausgleich für die 
Frühgeborenen und deren Eltern deutlich verbessert werden muss.
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UNTERSCHIEDE IM DETAIL 
S C H W E D E N S  FA M I L I E N -  U N D  G L E I C H S T E L L U N G S P O L I T I K 

Können wir im Bereich der Familien- und Gleich-
stellungspolitik etwas von Schweden lernen? 
Diese Frage beschäftigte ein Fachpublikum bei 
Diskussionsrunden in Brüssel und Berlin. Auf 
den ersten unscharfen Blick sieht es ganz so aus, 
als gäbe es gar nicht mehr so gravierende Unter-
schiede zwischen Deutschland und Schweden. 
Viele Maßnahmen wie Elterngeld, Kinderbetreu-
ungsplätze und Elternzeit ähneln sich, und auch 
in Schweden gibt es so unpopuläre Maßnahmen 
wie das dort 2007 eingeführte Betreuungsgeld. 
Man kämpft um eine stärkere Inanspruchnahme 
der Vätermonate und eine vollständige Besei-
tigung des geschlechterbedingten Lohn-
gefälles. Doch bei näherem Hinsehen unter-
scheiden sich viele Details der Familienpolitik. 
So wurde etwa in Schweden das die Alleinverdie-
nerehe begünstigende Ehegattensplitting bereits 
in den Siebziger Jahren abgeschafft, die Höhe des 
Elterngeldes beträgt zudem 80 % des vorherigen 
Bruttolohns, maximal 120 Tage lang erhalten El-
tern innerhalb von 12 Jahren ein Kinderkranken-
geld in Höhe des Elterngeldes, 80 % aller schwe-
dischen Kinder haben einen nach einheitlichen 
Standards gesicherten Ganztagskrippenplatz ab 

dem 1. Lebensjahr und der sogenannte Gender-
Equality-Bonus sichert jedem Paar 11,50 Euro 
pro Tag an Steuerreduzierung zu, wenn die Eltern 
sich die Kinderbetreuung während der Elternzeit 
gleichmäßig aufteilen. Ein deutlicher Unterschied 
zwischen Schweden und vielen EU-Mitgliedstaa-
ten, wie unter anderem auch Deutschland, ist die 
Akzeptanz der Gleichstellung von Mann und Frau 
in Beruf und im Bereich der unbezahlten Sorgear-
beit. So sind kinderwagenschiebende Väter und 
vollzeitarbeitende Eltern, die um 16.00 Uhr ihren 
Arbeitsplatz verlassen, in Schweden ebenso die 
Regel wie Wickeltische auf Herrentoiletten. Und 
auch die schwedischen Arbeitgeber akzeptieren 
zunehmend Väter in Elternzeit, so dass es insbe-
sondere im öffentlichen Dienst in Schweden heu-
te sogar schon fast verpönt ist, keine Vätermonate 
zu nehmen. Einig waren sich die deutschen Ex-
perten über familienpolitische Maßnahmen: Ne-
ben mehr Betreuungsplätzen solle ein verstärktes 
Augenmerk auf die Qualität der Betreuung gelegt 
werden, das Ehegattensplitting abgeschafft und 
das erfolgreiche Konzept der Elternzeit weiterhin 
ausgebaut werden. 
http://library.fes.de/pdf-files/id/10231.pdf

Erfahrungsabgleich

WEGWEISER AUS DEM NORDEN
P F L E G E  Z W I S C H E N  FA M I L I E ,  M A R K T  U N D  S TA AT 

Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen wird in 
den kommenden Jahrzehnten rasant ansteigen. 
Dies gilt sowohl für die Bundesrepublik als auch 
die Nordischen Staaten. Unterschiede beste-
hen in den Strategien, wie die Staaten mit dieser  
Herausforderung umgehen: Deutschland setzt 
vor allem darauf, dass Pflege privat finanziert und 
von den Familien – meist Frauen – geleistet wird. 
Ergänzend dazu gibt es eine staatliche Pflegever-
sicherung, die nur einen Teil der Kosten trägt. Die 
Nordischen Staaten setzen auf eine bedarfsge-
rechte Finanzierung des Systems und eine starke 
Rolle der Kommunen bei der Bereitstellung der 
Pflege. Die Wissenschaftlerin Cornelia Heintze 
beschreibt diese strukturellen Unterschiede zwi-
schen dem deutschen und dem nordischen Sys-
tem in der FES-Studie „Auf der Highroad“ . Viele 
Expertinnen und Experten sind sich einig: Das 
familienbasierte deutsche System hat keine Zu-

kunft. Immer weniger Familienangehörige kön-
nen oder wollen pflegen, viele pflegende Frauen 
sind von Altersarmut bedroht oder werden 
selbst zu Pflegefällen, zudem wächst die Zahl der 
Singlehaushalte. Der Blick in den Norden lohnt 
also. Die Abteilungen Internationaler Dialog, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie Politischer 
Dialog der FES haben diesen Blick zusammen 
mit den Botschaften der Nordischen Staaten ris-
kiert: Am 4. November trafen in Berlin renom-
mierte Pflegeexpertinnen und -experten aus Dä-
nemark, Finnland, Island, Norwegen, Schweden 
und Deutschland zusammen. Das Fazit des Aus-
tausches war eindeutig: Obwohl die Nordischen 
Staaten mit ihren jeweiligen Pflegesystemen ganz 
eigene Probleme haben, sind sie für das deutsche 
Modell durchaus so etwas wie Wegweiser. 
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/09243-
20120730.pdf

Systemvergleich
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Bestandsaufnahme UND WER FRAGT UNS?
S C H U L E  U N D  D I E  L E B E N S W E LT E N  V O N  J U G E N D L I C H E N

Rap schallte durch die Gänge der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Berlin:

„Ich kann entweder trainiern 
Oder lernen und studiern
Aber auf jeden Fall  
werd ich die Liebe zu Vivien verliern.“

So fasste der Freestyle-Rapper Tobias Borke 
(Bild) den Sketch von Bremerhavener Schüler/in-
nen zusammen, in dem es um den Umgang mit 
Druck und Disziplin in der Schule ging. Interes-
siert sich Schule für die Werte, Einstellungen und 
Bedürfnisse von Jugendlichen? Inwieweit muss 
sie das überhaupt? Diese Fragen standen bei der 

öffentlichen Konferenz des Netzwerks Bildung 
im Vordergrund. Schüler/innen aus Bremerha-
ven und Berlin kamen ausführlich zu Wort. Sie 
stellten mit nachgestellten Szenen aus ihrem 
Leben und einem selbst gedrehten Film dar, wie 
sie sich selbst und ihre Bedürfnisse sehen. Die 
Jugendlichen thematisierten Mitspracherechte, 
Abitur mit Migrationshintergrund sowie die per-
sönliche und gesellschaftliche Zukunft.
Die Frage, ob und wie das Bildungssystem die 
Lebenswelten der Jugendlichen berücksichtigt, 
ist nicht neu, wie Prof. Dr. Carola Groppe von 

der Helmut-Schmidt-Universität in Hamburg in 
dem historischen Einführungsvortrag erläuterte. 
Schon im Kaiserreich schlossen sich Jugendliche 
in einer Sprechsaalbewegung zusammen und for-
derten offensiv mehr Mitbestimmungsrechte für 
Schüler/innen bezüglich der Unterrichtsinhalte. 
Anschließend wurde der Blick auf empirische Stu-
dien geweitet. Dr. Marc Calmbach, Direktor der 
Abteilung Sozialforschung am SINUS-Institut, 
stellte die wichtigsten Ergebnisse der Sinus Studie 
„Wie ticken Jugendliche 2012?“ vor. Die Studie 
systematisiert die unterschiedlichen Werthal-
tungen und Lebensstile der 14- bis 17- Jährigen 
nach Milieus. Während die „Konservativ-Bürger-
lichen“ die Schule in ihrer jetzigen Form erhal-
ten wollen, fordern die „Sozialökologischen“ die 
Abschaffung des dreigliedrigen Schulsystems. 
„Prekäre“ wünschen sich mehr Ruheräume, die 
„Experimentalistischen Hedonisten“ fordern 
Schulverschönerungen und die „Expeditiven“ 
suchen nach Individualität für Lernmethoden. 
„Nur wenn man weiß, was Jugendliche bewegt, 
kann man sie auch bewegen“, so Dr. Marc Calm-
bachs Resümee.
Schulleiter aus verschiedenen Bundesländern 
präsentierten Beispiele, wie es gelingen kann, die 
Lebenswelten der Jugendlichen in den Schulall-
tag zu integrieren. Der Einsatz digitaler Medien 
für Bildungsaspekte wird beispielsweise am Carl-
Jacob-Burckhardt-Gymnasium in Lübeck prak-
tiziert. Dort wird die interne Kommunikation 
mit Hilfe von interaktiven Monitoren gefördert. 
Weiterhin wurde illustriert, wie beispielsweise die 
Mitbestimmung durch Schülerhaushalte funkti-
onieren und das soziale Engagement der Schüler/
innen durch Projekte gestärkt werden kann.   

JUNGE JUDEN IN DEUTSCHLAND
Der Autor David Ranan, in einer deutsch-jüdischen Familie in Israel groß geworden, hat für sein 
neues Buch „Die Schatten der Vergangenheit sind noch lang“ die Enkel der Holocaust-Überlebenden 
zu ihrem Jüdischsein, zu ihrer Einstellung gegenüber Israel und Deutschland, aber auch zu ihren 
Kenntnissen über die Beweggründe ihrer Großeltern, im Land der Täter zu leben, befragt. Dabei of-
fenbart sich, dass das Verhältnis zu Deutschland sich im Vergleich zur Generation ihrer Eltern oder 
Großeltern deutlich entspannt hat. Dennoch bezeichnen weiterhin nur wenige Deutschland als ihre 
Heimat, auch wenn sie sich wiederum für Israel in den meisten Fällen „zu deutsch“ fühlen. 
Der im Berliner Nicolai-Verlag erschienene Titel wurde im November 2013 in der FES Berlin und einer 
anschließenden Lesung im Bonner Haus der FES vorgestellt.
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Jugendaustausch

FachvorträgeUND DAS IST AUCH GUT SO! 
S E X U E L L E  U N D  G E S C H L E C H T L I C H E  V I E L FA LT  I N  D E R  S C H U L E 

Das Thema sexuelle und geschlechtliche Viel-
falt gewinnt auch in der Schule zunehmend an 
Bedeutung. Aber Schule ist nach wie vor nicht 
frei von Stereotypen, Vorurteilen und Ausgren-
zungen. Wissen über die Lebenswelten von „les-
bischen, schwulen, bi-, trans- und intersexuellen 
Menschen“ (LSBTI*) werden kaum vermittelt. 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung Berlin lud deshalb 
am 22. Oktober zur Diskussion mit Fachvorträ-
gen und sogenannten Praxischecks von Schule, 
Ausbildung und außerschulischer Bildungsar-
beit ein. Mit dabei waren unter anderem Con-
ny Kempe-Schälike, die die Initiative „Selbst-
bestimmung und Akzeptanz sexueller Vielfalt“ 
der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft koordiniert, und Tom Schreiber, 
queer-politischer Sprecher der SPD-Fraktion Ber-
lin. Die Veranstaltung brachte es auf den Punkt: 
Zahlreiche Veränderungen sind notwendig, da-
mit Schule tatsächlich langfristig zu einem Ort 
gelebter Vielfalt ohne Ausgrenzung und Diskri-
minierung wird. Zum Beispiel gebe es zahlreiche 
Möglichkeiten, sexuelle und geschlechtliche 

Vielfalt im Unterricht zu thematisieren, aber 
nur wenige Lehrkräfte würden diese auch nut-
zen. Diskutiert wurde auch, inwieweit sich LS-
BTI-Lehrkräfte outen und als Vorbilder agieren 
sollten. Hintergrund der Veranstaltung ist die 
vom Berliner Abgeordnetenhaus 2009 beschlos-
sene Initiative „Selbstbestimmung Akzeptanz se-
xueller Vielfalt“, deren Fortführung zeitglich zur 
Diskussion stand. 

GLEICHE PROBLEME
D E U T S C H - I S R A E L I S C H E S  B E G E G N U N G S P R O G R A M M

Wie lassen sich Vorurteile abbauen und das 
Verständnis füreinander fördern? Diese Frage 
haben sich die Wegbereiter des internationalen 
Jugendaustausches in Deutschland gestellt, als es 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs darum ging, 
die Völkerverständigung voranzutreiben. Das 
Instrument des Jugendaustausches gilt gerade 
im Falle von Israel als wahre Erfolgsgeschichte, 
daher unterstützt die Friedrich-Ebert-Stiftung 
schon seit vielen Jahren Begegnungen von deut-
schen und israelischen Jugendgruppen. 
Dieses Jahr schickte das Jugend-
werk der Arbeiterwohlfahrt 
Niederrhein eine kleine Dele-
gation von engagierten jungen 
Menschen nach Israel. Auf dem 
Programm standen Treffen mit 
Umweltaktivisten, die Besich-
tigung einer hochmodernen 
Recyling-Anlage in Shafdan und 
eines Forschungszentrums für 

erneuerbare Energien in Shaknin. Daneben gab 
es aber auch genug Zeit, sich mit Aktivisten der 
Jugendbewegung der israelischen Gewerkschaft 
über das Leben in Deutschland und Israel aus-
zutauschen. Die Teilnehmerin Fabienne Schulte 
(26) gab zu Protokoll: „Israel war bislang immer 
ein weißer Fleck auf meiner persönlichen Land-
karte. Aber es ist interessant zu erfahren, dass die 
Jugendlichen hier mit den gleichen Problemen 
zu kämpfen haben wie wir bei uns in Deutsch-
land!“ 

R E G E N B O G E N FA M I L I E N

Eingetragene Lebenspartnerschaften mit Kin-
dern wurden in den vergangenen Jahren recht-
lich sukzessive bessergestellt, bis heute ist je-
doch ihre Gleichstellung mit Ehepaaren nicht 
erreicht. Familie ist da, wo Kinder sind,  unab-
hängig vom Familienstand und der sexuellen 
Identität der Eltern, lautete daher das Motto 
des Regenbogenfamilienseminars, das Anfang 
November zum 5. Mal in Kooperation mit dem 
Lesben- und Schwulenverband in Deutschland 
(LSVD) stattfand. 

Kurz notiert

Lange Tradition:  
Begegnungen 
zwischen Jugendli-
chen aus Israel und 
Deutschland
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Studienförderung 

PARTIZIPATION? JA BITTE! 
Z I V I L G E S E L L S C H A F T  M U S S  E U R O P Ä I S C H E  D E M O K R AT I E  S T Ä R K E N

Es mangelt nicht an Einflussmöglichkeiten und 
offiziellen Instrumenten zur Partizipation an 
EU-Prozessen. Es mangelt allerdings an Infor-
mationen über eine qualifizierte Beteiligung der 
EU-Bürgerinnen und -Bürger an europäischen 
Politikprozessen. Ganz gleich ob es sich um eine 
Europäische Bürgerinitiative, die Beteiligung an 
einer Konsultation der EU-Kommission oder das 
Einreichen einer Beschwerde beim Europäischen 
Ombudsmann handelt – einzelnen Bürgerinnen 
und Bürgern ist die Existenz dieser zum Teil sehr 
niedrigschwelligen Zugänge nicht bekannt. Um 
einen Beitrag zur Stärkung der europäischen De-

mokratie zu leisten, hat das FES-Büro Brüssel vom 
13. bis 16. Oktober ein Dialogprogramm für zivil-
gesellschaftliche Multiplikatoren aus Deutsch-
land zum Thema der EU-Bürgerbeteiligung 
durchgeführt. Die EU-Institutionen selbst verfü-
gen in Anbetracht einer Union von mehr als 500 
Millionen Bürgern trotz aller Mühen jedoch über 
sehr begrenzte Möglichkeiten, um bis zu einzel-
nen Bürgern vorzudringen. Die Gesprächspart-
ner des Dialogprogrammes appellierten daher 
an die wichtige Rolle der zivilgesellschaftlichen 
Multiplikatorinnen und statteten die Teilnehmer 
so mit einem konkreten Handlungsauftrag aus. 

STARTHILFE MIT FOLGEN
S O L I D A R I T Ä T S F O N D S  D E R  F R I E D R I C H - E B E RT- S T I F T U N G

Dafina Kurti kam als Flüchtling aus dem Kosovo 
nach Deutschland und wurde durch ein Stipen-
dium des Solidaritätsfonds der Friedrich-Ebert-
Stiftung während ihres Studiums gefördert. Für 
ihr Studium mit der Abschlussarbeit zum Thema 
Bildungschancen für Migrantenkinder wurde 
ihr der DAAD-Preis für hervorragende Leistun-
gen ausländischer Studierender an deutschen 
Hochschulen verliehen. Seit 2011 ist Frau Kurti 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin am GESIS –
Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften tätig 
und setzt damit ihre Forschungsarbeit fort. 
Die Grundlage dafür schuf der Solidaritätsfonds, 
der seit 1971 vorrangig bedürftige ausländische 
Studierende und Nachwuchswissenschaftle-

rinnen und –wissenschaftler unterstützt, die aus 
politischen, rassistischen oder religiösen Grün-
den verfolgt werden und/oder sich durch ihr 
Engagement für Freiheit, Gleichheit, Solidarität 
und Demokratie ausgezeichnet haben. Seit der 
Gründung wurden mehr als 1.000 bedrohte aus-
ländische Studierende und Graduierte gefördert. 
Die Entscheidung über die Vergabe eines Stipen-
diums trifft ein unabhängiger Vergabeausschuss, 
dem auch zwei gewählte stipendiatische Vertre-
ter/innen angehören.

M E H R  Z U M  T H E M A

www.fes.de/studienfoerderung/material

EHRENAMTLICHE VORSTÄNDE GESUCHT!
85 Prozent der Vereine in Deutschland haben Schwierigkeiten bei der Be-
setzung ihrer ehrenamtlichen Leitungsfunktionen, das zeigen die Ergeb-
nisse einer Studie des Wissenschaftszentrums Berlin 2011. Woran liegt 
das und was können Vereine tun, um Menschen für die Übernahme von 
ehrenamtlichen Leitungsfunktionen zu gewinnen und die Vorstands-
arbeit nachhaltig zu gestalten? Die Broschüre „Ehrenamtliche Vorstän-
de gesucht. Wie Sie Führungskräfte für den Verein gewinnen, entwi-
ckeln und binden“ der Akademie Management und Politik der FES gibt 
Antworten auf diese Fragen. Sie zeigt sehr praxisnah auf, mit welchen  
Herausforderungen sich Vereine konfrontiert sehen und wie sie diesen 
aktiv begegnen können. 	 www.fes-mup.de ZU
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Akademie Management und Politik

Ehrenamtliche 
Vorstände gesucht!
Wie Sie Führungskräfte für den Verein 
gewinnen, entwickeln und binden.

Katrin Matuschek und Valerie Lange

Dialogprogramm
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MEHR DORF FÜR WENIGER MENSCHEN
Z U K U N F T S P E R S P E K T I V E N  D E S  L Ä N D L I C H E N  R A U M S

Wir werden weniger, älter und räumlich he-
terogener, so das Eingangsstatement von Jens 
Ridderbusch, Referent im Statistischen Landes-
amt Baden-Württemberg. Das Fritz-Erler-Forum 
hatte gemeinsam mit der Hochschule Kehl zu 
einer Tagung über „Zukunftsperspektiven im 
ländlichen Raum“ eingeladen. Der demogra-
phische Wandel ist in vollem Gange und wirkt 
sich bereits heute wahrnehmbar auf den länd-
lichen Raum im Ländle  aus. Insbesondere die Er-
haltung und Auslastung von Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge stellt die Kommunen vor große 
Herausforderungen. Alfred Winkler (SPD), Mit-
glied im Landtagsausschuss „Ländlicher Raum 
und Verbraucherschutz“, ist sich darüber be-
wusst:   Der demographische Wandel ist in aller 
Munde, aber noch nicht in allen Köpfen! Junge 
Menschen zieht es der Ausbildung oder des Stu-
diums wegen in die Zentren des Landes. Und 
jene Gutausgebildeten kehren nur selten wieder 
in ihre Herkunftsdörfer zurück, da es dort keine 
adäquaten Arbeitsplätze gibt. Ältere Menschen 

finden hingegen in Städten immer bessere Bedin-
gungen für ein seniorengerechtes Wohnen. Die 
Auswirkungen dieser Entwicklung sind immens. 
Schulen, die medizinische Versorgung und die 
kommunale Infrastruktur, wie Einkaufmöglich-
keiten oder die Versorgung mit Breitbandan-
schlüssen, sind die Sorgenkinder der Bürgermei-
ster. In drei Diskussionsgruppen wurde jeweils 
eines dieser Themen mit Expertinnen und 
Experten aus Ministerien, Kommunalverwal-
tungen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden 
und Energieversorgern erörtert. Doch über alle 
drei Themenfelder hinweg wurde deutlich, dass 
die demographische Entwicklung nicht nur Ne-
gatives mit sich bringt. Das Schlüsselwort heißt   
Zusammenarbeit: Sowohl die Zusammenarbeit 
von Politik und Verwaltung mit Bürgerinnen 
und Bürgern, aber auch die interkommunale Zu-
sammenarbeit, um die vorhandene Infrastruktur 
zu erhalten. Das bedeutet auch eine Abkehr von 
der noch verbreiteten Kirchturmpolitik hin zu 
überregionalen Strategien und Konzepten. 

Ideenwerkstatt

E-LEARNING ALS BILDUNGSREVOLUTION?
R E I H E  H O C H S C H U L P O L I T I K  Z U M  E I N S AT Z  D I G I TA L E R  M E D I E N

„Ein Wanderer wird von einem Reiter auf seinem 
galoppierenden Pferd überholt. Der Wanderer 
ruft dem Reiter zu: „Wohin des Weges ?“ Der Rei-
ter antwortet: „Frag nicht mich, sondern frag das 
Pferd!“ 
Mit diesem chinesischen Gleichnis machte Kurt 
Beck in seiner Begrüßungsrede deutlich, dass 
sich die Digitalisierung der Hochschulbildung 
nicht unkontrollierbar verselbständigen dürfe. 
Die Vor- und Nachteile von E-Learning-Instru-
menten wurden am 8.November in einer Konfe-
renz der Reihe Hochschulpolitik von Lehrenden 
und Lernenden verschiedener Hochschulen 
vorgestellt. Dabei wurde deutlich, dass der Ein-
satz digitaler Medien nur dann sinnvoll ist, wenn 
didaktisch-methodisches Know-how vorhanden 
ist. „A fool with a tool is still a fool“, resümierte 
Axel Wolpert von time4you. 
Auf einem Markt der E-Learning-Möglichkeiten 
wurden  aktuelle MOOCs (Massive Open Online 
Courses) sowie Lernplattformen und virtuelle 
Kolloquien präsentiert.

In ihrem Vortrag wagte Netzexpertin Gesche 
Joost Prognosen für das Jahr 2030. Einerseits 
könnten die Hochschulen durch digitale Me-

dien entlastet und die internationale Vernetzung 
verstärkt werden. Andererseits könnte E-Lear-
ning zum Verschwinden der Professoren und der 
Abwicklungen von Hochschulen führen. „Bil-
dungshäppchen statt Schwarzbrot-Lehre“ wären 
die Folge. 
http://www.fes.de/themen/bildungspolitik

Markt der 
Möglichkeiten

Markt der Möglich-
keiten: Präsentation 
von Online-Kursen, 
Lernplattformen und 
virtuelle Kolloquien 
(Foto: Bollhorst).



I N F OFES 3 / 2 0 1 3

INTEGRATION, BILDUNG, KULTUR36

NEUE EINSICHTEN ERMÖGLICHEN
P R E I S  F Ü R  P O L I T I S C H E N  F I L M

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat im Jahr 2013 
erstmalig im Rahmen des Filmfestes Hamburg ei-
nen eigenen Preis vergeben: „Der politische Film 
der Friedrich-Ebert-Stiftung“. Zwölf Filme stell-
ten sich dem Urteil einer dreiköpfigen Jury, die 
mit einem Preisgeld von insgesamt 5.000 Euro 
politisch ambitioniertes Kino belohnt. Mit dem 
Preis werden Filmschaffende gefördert, die mit 
ihren Themen anregen, bewegen und neue Ein-
sichten möglich machen. Die zwölf nominierten 
Filme umfassten sowohl Spiel- als auch Doku-
mentarfilme, darunter Arbeiten aus Dänemark, 
Deutschland, Frankreich, Indien, Iran, Israel, Li-
banon, Marokko, Pakistan, Ruanda und Spanien. 
Zwischen dem 26. September und dem 5. Ok-
tober wurden die zwölf Filme des Wettbewerbs 
während des Filmfestes Hamburg als Deutsch-
land- bzw. als Weltpremieren gezeigt. Über 2000 

Besucherinnen und Besucher waren dabei insge-
samt zu begrüßen. An jeden Film schlossen sich 
jeweils vertiefende Gespräche mit Regisseuren 
und Expertinnen und Experten über das Gese-

hene an. Im Festzelt des Filmfestes veranstaltete 
die Friedrich-Ebert-Stiftung zudem eine Diskus-
sion über die Frage, nach Rolle und Wirkung 
des politischen Films. Vor rund 1.000 Zuschau-
erinnen und Zuschauern wurde der Preis „Der 
politische Film der Friedrich-Ebert-Stiftung“ am 
5. Oktober 2013 auf der Abschlussveranstaltung 
des Filmfestes Hamburg ohne Ranking zu glei-
chen Teilen an zwei Gewinner verliehen: „Fire 
in the Blood“, Regie: Dylan Mohan Gray, Indien. 
Aus der Begründung der Jury: „Es geht um Aids 
in Entwicklungsländern und den Kampf um die 
Bezahlbarkeit der Medikamente. Die westliche 
Pharmaindustrie blockiert die Herstellung von 
Generika und entscheidet damit, wer leben darf 
oder sterben muss. Der Film ist großartig recher-
chiert, und empörend deutlich wird hier die All-
macht der Wirtschaftsverbände.“

„Manuscripts Don‘t Burn“, Regie: 
Mohammad Rasoulof, Iran. Aus der 
Begründung der Jury: „Iran in den 
1990er-Jahren. Wir folgen zwei Ge-
heimdienstmitarbeitern, die unter-
wegs sind, um ihre Mitmenschen zu 
überwachen, zu foltern und zu ermor-
den. Eine ruhige, dunkle, völlig kon-
zentrierte Reise in die absolute Trost-
losigkeit eines totalitären Regimes. Die 
universelle politische Botschaft ist die 

Existenz des Films selbst. Dass es ihn gibt, zeigt, 
dass es möglich ist, auch unter schrecklichen Be-
dingungen selbstbestimmt zu handeln und ein 
großes Werk zu schaffen.“

Preisverleihung 

Für Dylan Mohan 
Gray nahm Fatih 

Akin den Preis ent-
gegen   und verlas 

ein SMS-Grußwort 
des Regisseurs. Mo-
hammad Rasoulof 
wurde in Iran sein 

Pass abgenommen. 
Für ihn nahm der 

Produzent des Films 
den Preis entgegen. 

NOCH MEHR FILME 
Wem gehört die Welt? So die Leitfrage einer Filmreihe, mit der das FES-Landesbüro Niedersachsen, das 
Kulturforum Hannover und das Kommunale Kino herausfinden wollten, inwiefern sich der Kampf für 
bessere Arbeitsbedingungen und eine gerechtere Verteilung von Wohlstand auch in der Kunst wider-
spiegelt. Den Auftakt machte Slatan Dudows Klassiker „Kuhle Wampe“ aus dem Jahr 1932 nach einem 
Buch von Bert Brecht, der Fragen nach sozialer Absicherung, gewerkschaftlicher Organisation und 
dem Wert von Arbeit aufwirft. Es folgten zwei Filme des Avantgarde-Filmkünstlers Harun Farocki. In 
„Arbeiter verlassen die Fabrik“ (1995) hinterlegt Farocki Filmszenen mit einem Kunst und Sozialkritik 
verbindenden Kommentar. Dem steht „Ein neues Produkt“ (2012) gegenüber, in dem unkommentiert 
die Kamera dokumentiert, wie leitende Angestellte einer Beratungsfirma Rationalisierungsprozesse 
schönreden. Den Abschluss bildete dann die amerikanische Independent-Perle „Wendy and Lucy“ 
(2008), in der Regisseurin Kelly Reichardt ihre Protagonistin in einen Strudel aus Arbeitslosigkeit, Ar-
mut und Obdach- und Perspektivlosigkeit stürzt. 
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ZWISCHEN INFORMATION UND KOMMERZ
Ü B E R  D I E  Z U K U N F T  D E R  S P O RT B E R I C H T E R S TAT T U N G 

Hochleistungssport sei in bestimmten Bereichen 
eine nahezu mafiöse Veranstaltung. Die Verqui-
ckung von Sport und Wirtschaftsinteressen, die 
fast flächendeckende Intransparenz in Sportver-
bänden – das gebe es in fast allen Bereichen: 
Vom IOC, der Fifa bis nach unten, beklagte der 
Sportjournalist und Blogger Jens Weinreich zu 
Beginn des 7. Mitteldeutschen Mediendialogs 
der FES am 16. Oktober 2013 in Leipzig. Unter 
der Überschrift „Zwischen Information und 
Kommerz. Die Zukunft des Sports in den deut-
schen Medien“ waren außerdem der sächsische 
SPD-Medienpolitiker und MDR-Rundfunkrat 
Dirk Panter, der Medienunternehmer Dr. Micha-
el Kölmel und Prof. Dr. Lothar Mikos, Medien-
forscher an der Hochschule für Film und Fern-
sehen in Potsdam zusammengekommen. Die 
Moderation lag bei Wolfgang Brinkschulte vom 
MDR-Fernsehen. Kölmel, zugleich Eigentümer 
der Leipziger WM-Arena, erwartete eine noch 
umfassendere und perfekte Vermarktung des 

Premiumprodukts Fußball in Fernsehen und In-
ternet. Unter den 30 meistgesehenen Sendungen 
des Jahres befänden sich nach Einschaltquote 29 
Live-Übertragungen von Fußballspielen, so Köl-
mel. Die Medienbranche, ob elektronisch oder 
gedruckt, versuche generell, mit Sport die Aufla-
gen und Quoten zu steigern, sagte er. Der Blog-
ger Jens Weinreich bekräftigte sein distanziertes 
Verhältnis zur Kommerzialisierung des Sportes. 
Seit Jahren berichtet er kritisch über Korruption 
beim Internationalen Olympischen Komitee. Er 
forderte, vorhandene Monopole bei der Lizenz-
vergabe aufzubrechen. Dirk Panter erklärte, der 
Sportberichterstattung werde in der deutschen 
Medienlandschaft ein sehr hoher Stellenwert 
beigemessen. Der Anteil der Sportsendungen bei 
ARD, ZDF und in den dritten Programmen betra-
ge acht Prozent. Das bedeute hauptsächlich Fuß-
ball, Wintersport und Boxen. Allerdings stünden 
dem Finanzierungskosten von 25 Prozent des 
Gesamtbudgets gegenüber, so Panter. 

SYMBOL GEGEN GLEICHGÜLTIGKEIT
„ D I E  W E I S S E  R O S E “ :  W I D E R S TA N D  I M  N AT I O N A L S O Z I A L I S M U S

70 Jahre nach der Hinrichtung von Hans und So-
phie Scholl und ihrer Freunde erinnert die Fried-
rich-Ebert-Stiftung zusammen mit der Weißen 
Rose Stiftung und der Jüdischen Gemeinde Rigas 
an die Widerstandsgruppe im Dritten Reich. 
Als ein Symbol gegen politische Passivität und 
Gleichgültigkeit, bezeichnete die deutsche Bot-
schafterin in Lettland, Andrea Wiktorin, die Wi-
derstandsbewegung Weiße Rose. 
Gestern wie heute bedürfe es Menschen, die sich 
wie die Mitglieder der Weißen Rose für Freiheit, 
Verantwortung und Toleranz einsetzen, bekräf-
tigte Hagit Ben-Yaakov, die Botschafterin Israels, 
im Rahmen der Ausstellungseröffnung.
Auf Lettisch und Deutsch zeigt die Weiße-Rose 
Ausstellung den Lebensweg und die mutigen 
Taten und Aktionen der Mitglieder der Wider-
standsgruppe. Die Ausstellung porträtiert auf 
mehr als zwanzig Tafeln eindrücklich den Wi-
derstand der jungen Studenten gegen das Nazire-
gime zu Beginn der 1940er-Jahre in Deutschland. 
Tagebucheinträge, Fotos und Auszüge aus den 
insgesamt sechs Flugblättern, die die Mitglieder 

der Weißen Rose verfasst haben, ermöglichen 
eine Auseinandersetzung mit dem Thema Wi-
derstand im Nationalsozialismus. 
Noch bis Mitte 2014 ist die Ausstellung im  
jüdischen Gemeindezentrum in Riga zu sehen.

E I N  G R O S S E R  T H E M E N B O G E N

Rund hundert Geschichtsinteressierte und Teil-
nehmer eines Seminares zur Geschichte der SPD 
sowie Gäste aus der Region um Bad Münsterei-
fel versammelten sich Anfang Dezember in der 
Kurt-Schumacher-Akademie, um den Vortrag 
von Prof. Dr. Peter Brandt zur Geschichte der 
SPD zu hören und mit ihm zu diskutieren.
Der Sohn des früheren Bundeskanzlers Wil-
ly Brandt, der Anfang der 1970er-Jahre häufig 
Gast im Haus der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Bad Münstereifel war, schlug einen großen The-
menbogen zur Entwicklung der ältesten Partei 
Deutschlands bis heute. 

Mediendialog

Wanderausstellung

Kurz notiert
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Dem Verhältnis zwischen Nationalstaat und Eu-
ropäischer Gemeinschaft widmete sich der Ge-
sprächskreis Geschichte der FES am 19. Novem-
ber in Berlin. Als Diskussionsgrundlage dienten 
Textausschnitte aus dem Werk des Historikers 
Ernst Engelberg (1909–2010), der in der Türkei, 
der Schweiz und in sechs deutschen Staaten ge-
lebt hat: im Kaiserreich, in der Weimarer Repu-

blik, im   Dritten Reich  in der DDR sowie in der   
alten  und neu vereinigten Bundesrepublik. In 
seinen Werken setzte er sich immer wieder mit 
den Wechselverhältnissen zwischen Region und 
Nation und denen zwischen verschiedenen Na-
tionen auseinander. Zu den Gesprächspartnern 
zählte auch Professor Egon Bahr. 

Der demographische Wandel beschäftigt die 
Politik auf allen Ebenen. In Mecklenburg-Vor-
pommern ist das Problem der Überalterung und 

SYSTEMUMSTELLUNG ERFOLGREICH 
Langer Atem und intensive Vorbereitung gingen diesem Schritt voraus, viel Detailarbeit und fach-
liches Know-how garantierten den Erfolg: Seit September 2013 ist die FES-Bibliothek vollwertiges 
Mitglied im sogenannten „B3Kat“. Der „B3Kat“ ist die Verbunddatenbank der Bundesländer Berlin, 
Brandenburg und Bayern und in München bei der Bayerischen Staatsbibliothek angesiedelt. Der Bei-
tritt in diesen Bibliotheksverbund verbessert den nationalen Nachweis der FES-Bestände und sichert 
technische wie fachliche Unterstützung.
Durch den Beitritt in den B3Kat erfolgt die Katalogisierung nun online; die Titel sind damit sofort 
sowohl im FES-Katalog wie auch im Verbund nachgewiesen. Zum Teil können auch Daten anderer 
Bibliotheken genutzt werden, was die Einarbeitung beschleunigt. Andererseits profitiert der Verbund 
durch den Sammelschwerpunkt der FES-Bibliothek: Die FES-Eigenveröffentlichungen sowie Publi-
kationen von Parteien und Gewerkschaften sind als Unikate eine willkommene Bereicherung des 
Verbundkatalogs.
Inzwischen steht aber der neue online-Katalog zur Verfügung – mit neuer Suchoberfläche und stets 
aktuell : http://library.fes.de/opac

R E G I O N  U N D  N AT I O N

E N G A G E M E N T L O T S E N

G R E N Z L A N D C A F É

Abwanderung ganz besonders spürbar. Der Lan-
desring des Deutschen Seniorenringes e. V. hat 
gemeinsam mit dem Büro der FES in Schwerin 
Ideen für bürgerschaftliche Engagement zur Si-
cherung der kommunalen Lebensqualität ent-
wickelt. In einem Wochenendseminar, gefolgt 
von sechs aufeinander aufbauenden Tagessemi-
naren, wurden 2013 insgesamt 24 Engagement-
lotsen qualifiziert. 
Durch den Einsatz von Engagementlotsen soll es 
gelingen, eine aktive, verantwortungsbewusste 
Bürgerschaft zu unterstützen und damit zu einer 
größeren Identifikation mit der Kommune bei-
zutragen.

Seit dem EU-Beitritt Polens haben die ökono-
mischen und gesellschaftlichen Verflechtungen 
zwischen der polnischen Großstadt Szczecin 
und ihrem ländlichen deutschen Hinterland 
in Vorpommern und der Uckermark zugenom-
men. Großen Anteil daran haben engagierte 
Menschen, die das FES-Landesbüro Mecklen-
burg-Vorpommern seit langem mit Diskussions-
foren und Workshops unterstützt.
In einem „Grenzlandcafé“ berieten Deutsche 
und Polen am 8. November in Szczecin unter 
anderem darüber, inwieweit die Grenzregion 
ein Laboratorium für Experimente darstellen 
kann. Fehlende Sprachkenntnisse erschweren 
die Kommunikation, machen sie aber nicht un-
möglich, wie die regen Diskussionen in den Ar-
beitsgruppen des Grenzlandcafés zeigten.

Kurz notiert

http://library.fes.de/opac
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EUROPA UND DIE WELT
V E R N E T Z E N

AFGHANISTAN NACH 2014 
E M P F E H L U N G E N  A N  D I E  R E G I O N

Kaum war das unter deutscher Führung ste-
hende Feldlager Kundus an die afghanischen 
Sicherheitskräfte übergeben, kam es zu neuen 
Anschlägen im Norden Afghanistans; ein für die 
Bundeswehr tätiger afghanischer Dolmetscher 
wurde ermordet. Kann die NATO ein Land in 
dieser Lage verlassen? Voraussichtlich wird 
sie es nicht tun. Geplant ist, eine neue UN-man-
datierte Mission in Afghanistan einzurichten, der 
ab 2015 immerhin noch etwa 10.000 NATO-Sol-
daten, davon 600 bis 800 deutsche, angehören 
werden. „Resolute Support“ soll sie heißen und 
den afghanischen Sicherheits-
kräften helfen, sich und ihr 
Land vor Extremisten, Taliban 
und anderen bewaffneten Kräf-
ten zu schützen. 
Dennoch sind Afghanistan und 
seine Nachbarstaaten verunsi-
chert: Die Konfliktmüdigkeit 
im Westen wächst und damit 
die Angst in der Region, in die 
Bedeutungslosigkeit abzurut-
schen – ein „zweiter Irak“ zu 
werden. Mit etwa siebzig Teil-
nehmerinnen und Teilneh-

mern aus Afghanistan, Pakistan, Indien, den 
zentralasiatischen Republiken, aus China, dem 
Iran, der Türkei, Russland, Deutschland und den 
USA wurden Fragen rund um die Zukunft Afgha-
nistans auf einer Internationalen Konferenz der 
FES in Istanbul diskutiert. Im Mittelpunkt stand 
dabei die „Joint Declaration on Regional Peace 
and Stability“ – eine politische Analyse, die 
im Rahmen des Regionalprojekts Envisioning Af-
ghanistan Post 2014 vom Asienreferat der FES in 
Zusammenarbeit mit Policy Groups aus Afgha-
nistan, Indien, Pakistan und Zentralasien erar-

beitet wurde. Von deutscher Sei-
te nahm der Sonderbeauftragte 
der Bundesregierung für Afgha-
nistan und Pakistan, Botschafter 
Dr. Michael Koch, von US-Seite 
der Leiter des Afghanistanbüros 
im Außenministerium, David 
Rank, teil – beiden wurde die Ge-
meinsame Erklärung mit zahl-
reichen Empfehlungen an die 
Internationale Gemeinschaft 
übergeben.
http://www.fes.de/cgi-bin/gbv.
cgi?id=10307&ty=pdf

Regionalprojekt

enViSioning aFgHaniStan 
PoSt 2014
Perspectives and Strategies for constructive 
confl ict resolution from the neighbourhood

AfghAnistAn’s Region: 
2014 & Beyond 
Joint Declaration on regional 
Peace anD Stability



I N F OFES 3 / 2 0 1 3

40 EUROPA UND DIE WELT

VIELVERSPRECHENDE SYMBOLIK
A F G H A N I S C H - PA K I S TA N I S C H E  A N N Ä H E R U N G

Stammesrituale und der therapeutische Einsatz 
von Tieren sind nicht gerade ein Markenzeichen 
der FES-Friedens- und Sicherheitsarbeit. Doch 
ein stämmiger Fettschwanz-Schafsbock ent-

spannte in Kabul die FES-organisierte Runde von 
Vertretern zweier Nationen, deren Grenztruppen 
sich wöchentliche Schusswechsel und Provoka-
tionen liefern. Denn es war diese symbolische 
Friedensgeste – üblich in einer Region, in der das 

gemeinsame Mahl noch heute Stammesfehden 
beendet – die die Mitglieder der Policy Groups 
aus Pakistan (PPG) und Afghanistan (APG) auf-
einander zugehen ließ.

Das Kabuler Treffen im Sep-
tember war das mittlerweile 
dritte bilaterale Treffen des 
FES-initiierten Track-II-Pro-
jektes „Envisioning a Secure 
and Independent Afghanistan 
Post 2014 – Perspectives and 
Strategies for Constructive 
Conflict Resolution from the 
Neighborhood“. Hinter dem 
etwas sperrigen Titel verbirgt 

sich ein komplexes Regionalprojekt, das sich seit 
2012 zum Ziel gesetzt hat, hochrangige ehema-
lige Politiker, Botschafter, Militärs, Geschäfts-
leute und Medienvertreter aus Afghanistan und 
seinen Nachbarländern zusammenzubringen.  

PAKISTANS SCHLÜSSELROLLE
A F G H A N I S TA N  U N D  S E I N E  N A C H B A R S TA AT E N

Im Krieg gegen die Taliban und andere extre-
mistische Gruppierungen, im Krieg für Rechts-
staatlichkeit und Menschenrechte, für Frieden 
und Stabilität wandelte sich die Rolle Pakistans 
vom anfänglichen Partner und engen Verbün-
deten der USA insbesondere aus afghanischer 
und regionaler, südasiatischer Perspektive zum 
eigentlichen Problem. Zum sicheren Hafen für 
die international gefürchteten „Tehreek-e-Tali-
ban Pakistan“, zum Nährboden eines welt-
weiten islamistischen Terrorismus, zum ge-
scheiterten Atomwaffen-Staat, der die Kontrolle 
über einen großen Teil des eigenen Landes, die 
Stammesgebiete im Nordwesten Pakistans verlo-
ren hat. 
Zugleich ist der Abzug der Isaf-Truppen aus Af-
ghanistan in vollem Gange. Bis zum Ende des 
Jahres 2014 soll er beendet sein, soll die Verant-
wortung für die Sicherheit der Afghaninnen und 
Afghanen in die Hände des afghanischen Staates 
übergehen. Leiser geworden sind die Stimmen, 
die noch vor wenigen Jahren Frieden und Stabili-
tät zur Bedingung für den Truppenabzug mach-
ten – umso lauter wird der Ruf nach regionaler 

Zusammenarbeit, nach dem konstruktiven Bei-
trag der Nachbarländer Afghanistans, um aus 
Afghanistan ein Land mit „vernünftiger, fried-
licher und erfolgreicher Zukunft“ zu machen, 
wie (der damalige) Außenminister Westerwelle 
zum Auftakt der „Heart-of-Asia“-Konferenz be-
tonte. Zum „Herzen Asiens“ gehört – neben In-
dien, China, den zentralasiatischen Republiken, 
Russland, der Türkei und Iran – auch Pakistan. 
Als ein weltweit bekannter Experte des Afgha-
nistan-Konflikts stand der britisch-pakistanische 
Journalist Ahmed Rashid im Rahmen einer Dis-
kussionsrunde am 5. September 2013 im Politi-
schen Club der FES Rede und Antwort. Rashid 
arbeitet und publiziert für den Daily Telegraph, 
das Wallstreet Journal und zahlreiche Fachzeit-
schriften. 2002 war Rashid der erste Journalist, 
der vor der UN-Generalversammlung eine An-
sprache zum Gedenken an die Unterzeichnung 
des Petersberg-Prozesses mit Afghanistan hielt. 
Im vergangenen Jahr legte Rashid mit seinem 
Buch „Pakistan on the Brink“ eine kritische Ana-
lyse der Rolle Pakistans im Afghanistan-Konflikt 
vor. 

Angebunden unter 
einem Apfelbaum, 

wartete der Frie-
densbock, Symbol 
jahrhundertealter 

gemeinsamer 
Traditionen und 

Genusses, nicht auf 
die Schlachtung, 
sondern auf das 

Gruppenfoto. Beide 
Gruppen beschlossen 

jedoch, das Schaf 
einem Waisenhaus 

zu übergeben. 

Expertengespräch

Vertrauensbildung
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EIN ZÄHER PROZESS
Z E H N  J A H R E  I N D I E N - PA K I S TA N  D I A L O G

Anlässlich der UN-Vollversammlung im Sep-
tember 2013 fand in New York ein viel beachte-
tes Treffen der Premierminister von Indien und 
Pakistan, Manmohan Singh und Nawaz Sharif, 
statt. Seit den Parlamentswahlen im Mai 2013, 
die in Pakistans Geschichte den ersten Übergang 
von einer demokratisch gewählten Regierung an 
ihre Nachfolgerin ermöglichten, war es das erste 
Zusammenkommen von Regierungschefs der 
beiden rivalisierenden Atommächte. Im Kontext 
aufflammender Spannungen entlang der De-
markationslinie in Kaschmir wurden die Ankün-
digungen, die Waffenruhe einhalten und die bi-
lateralen Beziehungen verbessern zu wollen, als 
wichtiges Zeichen für die von zahlreichen Kon-
flikten geprägte Region gewertet.
Vor diesem Hintergrund haben die FES-Büros 
Indien und Pakistan gemeinsam eine zweitägige 
„Indien-Pakistan Friedenskonferenz“ in Dubai 
organisiert, zu der führende Persönlichkeiten 
aus Politik, Militär, Medien und Zivilgesellschaft 
der beiden Länder eingeladen wurden. 
Das diesjährige Dialogforum markiert den 
zehnten Jahrestag einer FES-Initiative, die 2002 
gemeinsam mit indischen Partnern trotz wid-
riger politischer Umstände ins Leben gerufen 

wurde. In Folge des blutigen Attentats auf das 
indische Parlament in Neu-Delhi Ende 2001 wa-
ren die bilateralen Beziehungen im Jahr 2002 auf 
einem historischen Tiefpunkt angelangt. Durch 
massive Truppenverlegungen standen sich die 
Atommächte an der gemeinsamen Grenze ge-
genüber, beide Staaten bereit, bis zum Äußersten 
zu gehen. Vor diesem Hintergrund war ein ver-
trauensbildender Dialog zwischen Indien und 
Pakistan ebenso schwierig wie notwendig. Auch 
nach mehr als 10 Jahren ist die Fortführung des 
Dialogs auf allen Ebenen von sehr hoher Bedeu-

Friedenskonferenz

In regelmäßigen Treffen unterschiedlicher For-
mate laden die insgesamt sieben beteiligen FES-
Regionalbüros diese einflussreichen Macher ein, 
um sie über regionale Kooperation und Vertrau-
ensbildung ins Gespräch zu bringen.
Ohne Frage sind die katastrophalen Beziehungen 
zwischen Afghanistan und Pakistan einer der 
größten Stolpersteine auf dem Weg zu Frie-
den und Stabilität. Beide Nationen sind seit der 
Gründung Pakistans 1947 in einem vielschich-
tigen Konflikt gefangen, der auf die Nichtaner-
kennung der gemeinsamen Grenze, der so-
genannten „Durand-Line“, seitens Afghanistans 
zurückzuführen ist. Die gebirgige Grenzregion, 
politisch kaum kontrollierbar, ist zudem beider-
seits der Grenzen Rückzugsgebiet von Taliban 
und militanten Gruppierungen. 
Während das erste bilaterale Treffen zwischen 
den jeweils rund zehn Mitgliedern beider policy 
groups Ende 2012 noch ausgesprochen frostig 
verlaufen ist und im neutralen Dubai stattfinden 

musste, hatte die dritte Runde schon vielverspre-
chend angefangen. Erstmals erklärten sich sechs 
der hochrangigen Track-II-Vertreter aus Pakistan 
bereit, nach Kabul zu reisen. Da der in Afgha-
nistan überaus beliebte ehemalige pakistanische 
Innenminister, Aftab Sherpao, mit von der Partie 
war, öffneten sich in Kabul sonst verschlossene 
Türen.
Sherpao, Mitglied der FES-Pakistan Policy Group 
(PPG), und seine Mitstreiter wurden während 
ihres Kabul-Besuches nicht nur von Präsident 
Hamid Karsai empfangen, sondern konnten 
auch die Vertreter des angesehenen Hohen 
Friedensrates und die Sprecher des Ober- und 
Unterhauses des afghanischen Parlaments über 
die einzigartige Zusammenarbeit im FES-Regio-
nalprojekt informieren. Zusammen mit ihren 
afghanischen Counterparts überreichten sie die 
im bilateralen Gesprächsforum gemeinsam erar-
beiteten Vorschläge für bessere nachbarschaft-
liche Beziehungen.

Karte: Publix®
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WELCHER WEG AUS DER KRISE?
Z U  W E N I G  Ö F F E N T L I C H E  D E B AT T E N  I N  PA K I S TA N

Pakistans Wirtschaft stagniert – und das seit Jah-
ren, was vor allem der schlechten Sicherheitslage 
und der defizitären Energieversorgung geschul-
det ist. Das vom Internationalen Währungs-
fonds (IWF) neu aufgelegte Programm sieht 
weitere Kürzungen im ohenhin schon knappen 
Regierungshaushalt vor, außerdem sollen weite 
Teile der Stahlindustrie sowie der größten natio-
nalen Fluggesellschaft (PIA) privatisiert werden. 
Die im Mai 2013 neugewählte Regierung un-
ter Nawaz Sharif hat zwar angekündigt, einen 
Schwerpunkt auf wirtschaftspolitische Reformen 
zu setzen. Wie der Aufschwung erreicht und die 
dringend benötigten Arbeitsplätze im Kampf ge-
gen Jugendarbeitslosigkeit und Extremismus ge-
schaffen werden sollen, bleibt allerdings unklar. 
Trotz einer lebhaften Diskussionskultur gibt es 
in Pakistan nur wenige öffentlich geführte wirt-
schafts- und sozialpolitische Debatten.

Um diese Lücke zu schließen, hat die Friedrich-
Ebert-Stiftung in Pakistan Ende Oktober 2013 
als Auftakt einer neuen Arbeitslinie den ersten 
„National Panel on the Economy of Tomor-
row“ organisiert. Der ehemalige Finanz- und 
Wirtschaftsminister, Dr. Hafiz Pasha, hatte als 
Diskussionsgrundlage eine Länderstudie zu Pa-
kistan geschrieben und darin die wichtigsten 
wirtschaftspolitischen Herausforderungen ana-
lysiert. Eine von FES-Pakistan zusammengestell-
te Gruppe von Ökonomen, Journalisten  sowie 
Vertreterinnen und Vertretern zivilgesellschaft-
licher Organisationen diskutierte über Reformen 
und deren Realisierbarkeit. Während seiner Er-
öffnungsrede bekräftigte Ahsan Iqbal, Minister 
für Planung, Entwicklung und Reformen, dass es 
an der Zeit sei, über neue wirtschaftspolitische 
Paradigmen nachzudenken.

Neue Arbeitslinier 

POLITISCHES TAUWETTER IN IRAN
H O F F N U N G  A U C H  F Ü R  D I E  R E G I O N A L E N  B E Z I E H U N G E N

Durch eine gemeinsame Grenze von mehr als 
900 km und geschätzten drei Millionen af-
ghanischen Flüchtlingen im eigenen Land ist 
Iran eines der wichtigsten Nachbarländer Af-
ghanistans. Vom Westen weitgehend unkom-
mentiert, engagiert sich Iran großzügig bei Bil-
dungs- und Infrastrukturmaßnahmen für den 
Wiederaufbau Afghanistans. Zudem nutzt das 
schiitisch-islamische Regime seinen politischen 
Einfluss zur Unterstützung schiitischer Minder-

heiten, oft zum Ärgernis der Taliban. Eine regi-
onale Befriedung ohne das regionalpolitische 
Schwergewicht Iran ist kaum möglich. Das Land 
muss daher in regionale Kooperation und der Su-
che nach Lösungsmöglichkeiten eingebunden 
werden.
In diesem Kontext kommt dem FES-Regional-
projekt „Envisioning a Secure and Independent 
Afghanistan Post 2014“, in dem mit Vertretern 
der Nachbarstaaten Afghanistans Politikempfeh-

tung für Stabilität und Frieden in Südasien. Die 
Teilnehmer der FES-Konferenz in Dubai waren 
sich einig, dass der Rahmen der bilateralen Be-
ziehungen von den zivilen Regierungen gesetzt 
werden muss. Jedoch sollte der politische Dia-
log auch auf die militärische Ebene übetragen 
werden, damit beide Armeen deeskalierende 
Strategien entwickeln und umsetzen können. 
Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen 
betonten, dass die Verbesserung der bilateralen 
Beziehungen letzlich auch stärker durch den 
Druck der Bevölkerungen gegenüber den politi-
schen Entscheidungsträgern eingefordert wer-

den müsste. Dabei könnten vor allem die Me-
dien eine deeskalierende Rolle spielen, um die 
historisch bedingten Stereotypen und Wahrneh-
mungen zu verändern.
Schließlich waren sich die Teilnehmer aus In-
dien und Pakistan einig, dass die europäische 
Geschichte wichtige Beispiele für Versöhnungs-
prozesse auch in Südasien biete. Fünfzig Jahre 
nach dem Elysee-Vertrag zwischen Frankreich 
und Deutschland bleibt es für viele Inder und 
Pakistaner ein ferner Traum, eines Tages ebenso 
einfach die Grenze überqueren zu können.

Dialogförderung
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„DEMOKRATIE IST NICHT EINFACH“
E H E M A L I G E N  P R Ä S I D E N T I N  K I R G I S TA N S  I N  B E R L I N

In den letzten drei Jahren hat das zentralasia-
tische Land Kirgistan einen bemerkenswerten 
Demokratisierungsprozess durchlaufen. Im April 
2010 wurde nach gewalttätigen Ausschreitungen 
der autoritär regierende Staatspräsident Kurman-
bek Bakijew gestürzt. Der daraufhin eingesetzten 
Übergangsregierung stand Rosa Otunbajewa als 
Präsidentin vor. Ihr ist es in dieser schwierigen 
Übergangsphase gelungen, die ersten freien und 
fairen Parlamentswahlen sowie die Verabschie-
dung einer neuen Verfassung vorzubereiten. 
Kirgistan gelang der Wechsel zu einer parlamen-
tarischen Republik. Aus den Wahlen ging im Ok-
tober 2011 dann  Almasbek Atambajew als Sieger 
hervor. Eine solche demokratische Entwicklung, 
wie sie in Kirgistan stattgefunden hat, ist im zen-
tralasiatischen Kontext ein Novum. 
Rosa Otunbajewa, die zu dieser Entwicklung ei-
nen ganz entscheidenden Beitrag geleistet hat, 
war am 30. September 2013 bei der FES in Berlin 
zu Gast. In ihrem Vortrag zog sie eine Bilanz der 

demokratischen Entwicklungen in ihrem Land: 
„Heute haben wir ein voll funktionierendes 
Land, ein Land, das durch ein Parlament regiert 
wird – das einzige dieser Art übrigens in Zentrala-
sien.“ Doch Demokratie ist nicht einfach. Otun-
baeva sind auch die noch ungelösten Fragen und 
Probleme Kirgistans durchaus bewusst: „Leider 
klappt nicht alles. Manchmal passen Demokra-
tie und Marktwirtschaft nicht hundertprozentig 
zusammen. Es läuft nicht immer erfolgreich. Wir 
mussten ein neues Herz in unser Land einpflan-
zen. Es ist das parlamentarische System, das Sys-
tem der Kontrolle und des Ausgleichs.“
Im Anschluss an den Vortrag verwies Rolf Müt-
zenich, MdB, und außenpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion, auf den wichtigen Bei-
trag, den Kirgistan in Zentralasien bei möglichen 
Konflikten um die Wasserverteilung und vor 
dem Abzug der Truppen aus Afghanistan leisten 
kann. 

Vortrag

lungen für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
in der Region entwickelt werden, eine besondere 
Rolle zu.
So wurde in mühsamen Schritten der Dialog mit 
Vertretern des iranischen Think Tanks „Institute 
for Political and International Studies“ sowie 
Experten des iranischen Außenministeriums 
etabliert. Im Februar 2013 warb die FES erstmals 
vor Ort für eine stärkere Beteiligung Teherans im 
vertrauensbildenden Dialog mit den Nachbarn. 
Doch der Umgang miteinander war und ist nicht 
immer einfach. Der FES als gesellschaftspoli-
tische Organisation wird Interesse, aber auch 
großes Misstrauen von Seiten des international 
isolierten Regimes entgegengebracht. Die Stif-
tung wird aufgrund des Engagements deutscher 
Truppen in Afghanistan nicht als neutral wahr-
genommen. Die selbstgewählte Rolle der FES als 
Mediatorin in einem Konflikt mit regionaler und 
internationaler Dimension sorgte daher auf ira-
nischer Seite für Verwirrung. 
Seit der Wahl des moderaten Präsidenten Hassan 
Rohani im Juni 2013 tauen die erstarrten Bezie-
hungen zwischen Iran und der internationalen 
Gemeinschaft zum ersten Mal wieder etwas auf, 
was die Atmosphäre für die zweite FES-Delegati-

onsreise im November 2013 deutlich auflockerte. 
Die iranischen Partner sowie Teilnehmer aus der 
Region diskutierten erstmals konstruktiv über 
die Interessen Irans und der zukünftigen Rolle 
der Nachbarstaaten Afghanistans. In Teheran 

wurden Probleme angesprochen, die dringend 
auf Regierungsebene zu behandeln wären, doch 
aus politischen Gründen nicht verhandelt wer-
den können. Die FES ermöglichte somit einen 
vertraulichen Austausch zwischen entschei-
denden Akteuren in der Region, die sonst nicht 
miteinander kommunizieren würden. 

Neue Gesprächsfä-
den: FES gewinnt 
den Iran für vertrau-
ensbildende Dialoge  
in der Region.
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STAATSPRÄSIDENTEN VOR GERICHT
D I E  F O L G E N  D E R  V E R FA H R E N  G E G E N  K E N I A S  S TA AT S S P I T Z E

Seitdem sich Kenias Präsident Uhuru Kenyatta 
und sein ebenfalls angeklagter Stellvertreter Wil-
liam Ruto in Den Haag im Zusammenhang mit 
der Gewalt nach den kenianischen Präsident-
schaftswahlen von 2007 für Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit verantworten müssen, ist das 
Verhältnis zwischen einigen afrikanischen Staa-
ten und dem Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) gespannt. 
Die Zukunft der internationalen Strafjustiz war 
daher Anfang November in Berlin Gegenstand 
einer Tagung der FES mit Juristen, Diplomaten, 

Journalisten und Wissenschaftlern. Im Mittel-
punkt standen die in Den Haag anhängigen Ver-
fahren und die massive Kritik der Afrikanischen 
Union am IStGH. 
Von „Neo-Kolonialismus“ und der einseitigen 
Verfolgung afrikanischer Regierungschefs unter 
dem Deckmantel internationaler Strafjustiz ist 

in einigen afrikanischen Hauptstädten die Rede. 
Diese Kritik bekräftigte der äthiopische Botschaf-
ter Fesseha Tessema im Verlauf der Fachtagung: 
„Die Art, wie der Internationale Strafgerichtshof 
vorgeht, unterminiert Frieden, Demokratie und 
Stabilität in Afrika. Es sollten keine Verfahren 
gegen Regierungschefs eingeleitet werden dür-
fen. Das Verfahren gegen Kenyatta sollte bis zum 
Ende seiner Amtszeit eingestellt werden.“
Der kenianische Menschenrechtsanwalt Njono 
Mue ließ diese Einwände nicht gelten. Vielmehr 
fragte er, warum die Afrikanische Union zwar bei 
der Verteidigung von Staatschefs zur Stelle sei, 
aber zuvor eine Aufarbeitung der Gewalt nicht 
unterstützt habe. Den Haag sei die „einzige Hoff-
nung der Opfer auf Gerechtigkeit“, so Mue. 
Hans-Peter Kaul, der als Richter am IStGH mit 
der Verfahrenseröffnung persönlich befasst war, 
zeigte sich jedoch skeptisch, ob die Beweislage 
für eine Durchführung des Verfahrens, geschwei-
ge denn eine Verurteilung im Sinne der Anklage-
schrift gegen Kenyatta und Ruto, überhaupt aus-
reichend sei. Überhaupt halte er die Bestätigung 

der Anklage und die Eröffnung des Strafverfahren 
für einen Fehler: „Ich habe, nach mehrfacher, 
sorgfältiger Prüfung der Fakten- und Beweislage 
in einem Minderheitsvotum dreimal hinterei-
nander begründet, dass es sich bei den massen-
haften Straftaten nach den Wahlen 2007/2008 in 
Kenia nicht um Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, sondern um schwere Verbrechen nach 
dem nationalen Strafrecht Kenias handelte. (…) 
Ich war und bin weiterhin der festen Überzeu-
gung, dass solche Fälle nicht vor den Internatio-
nalen Strafgerichtshof gehören.“
Die ehemalige deutsche Justizministerin Herta 
Däubler-Gmelin, die in ihrer Amtszeit die Grün-
dung des IStGH vorangetrieben hatte, betonte 
dagegen, wie wichtig es jetzt sei, die Verfah-
ren gegen Kenyatta und Ruto ordnungsgemäß 
durchzuführen. Nur so ließe sich prüfen, ob 
Völkerrechtsverbrechen amtierender Staatschefs 
geahndet werden müssen und können. In diesem 
Sinne betonte Däubler-Gmelin, dass die Kon-
struktion vermeintlicher Gegensätze zwischen 
IStGH und Afrika dagegen eher der politischen 
Propaganda und einer scheinbaren Legitimation 
für Regierungschefs diene, sich dem Zugriff von 
Recht und Gesetz zu entziehen.

T R A N S AT L A N T I S C H E R  D I A L O G

Die Herausforderungen der transatlantischen 
Agenda standen im Fokus einer Informations-
reise des Bundestagsabgeordneten und langjäh-
rigen Vorsitzenden der deutsch-amerikanischen 
Parlamentariergruppe, Hans-Ulrich Klose, nach 
Washington. 
Nach seiner Rückkehr berichtete er in Berlin im 
Rahmen einer Diskussionsrunde des Transatlan-
tischen Dialogs der FES von seinen Gesprächen 
in den USA. Diskutiert wurde unter anderem 
über die teilweise sehr gegensätzliche Wahrneh-
mung der NSA-Überwachungs- und Spionageaf-
färe dies- und jenseits das Atlantiks ebenso wie 
über deren mögliche Auswirkungen auf die Ver-
handlungen zwischen der EU und den USA über 
ein Freihandelsabkommen.

Tagung

Kurz notiert

Hans-Peter Kaul, 
Richter am IStGH, 

zeigte sich skep-
tisch gegenüber der 

Anklage
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RISIKEN UNTERSCHÄTZT
D E R  E U R O  A U S  D E U T S C H E R  U N D  F R A N Z Ö S I S C H E R  S I C H T

Die Zukunft der Eurozone beleuchtete ein Exper-
tentreffen des französischen Forschungsinstituts 
„Centre d´études prospectives et d´informations 
internationales“ und der Friedrich-Ebert-Stif-
tung. Im Mittelpunkt stand am 15. Oktober in 
Paris die Frage nach der Zusammenlegung von 
finanzpolitischen Instrumenten in der Eurozone 
und dem Mandat der Europäischen Zentralbank.
Die anfängliche Hoffnung, eine Gemeinschafts-
währung würde die europäische Integration 
voranbringen, hat sich als zu optimistisch her-
ausgestellt, resümierte Finanzminister a. D. 
Hans Eichel. Jean Pisani-Ferry, Leiter des Strate-
giekommissariats des französischen Premiermi-

nisters, vertrat die Auffassung, dass man Fragen 
der Finanzstabilität in den ersten Jahren des 
Euro wenig Beachtung geschenkt habe. Augus-
tin Landier, Wirtschaftsprofessor aus Toulouse 
unterstützte diese Sicht. Man habe die Risiken in 
der Eurozone unterschätzt. Im Hinblick auf die 
künftige Gestaltung der Rahmenbedingungen 
der Gemeinschaftswährung stimmte man 
grundsätzlich darin überein, dass eine vollstän-
dige Bankenunion geschaffen werden müsse. 
Abschließend stellte ein Teilnehmer die Frage, 
ob sich Deutschland und Frankreich zu gemein-
samen Initiativen in der Eurozone entschließen 
könnten. Diese Möglichkeit wurde verneint.

Expertentreffen

VORSCHLÄGE AUS DER PROVINZ
E U R O PA  I N  N I E D E R S A C H S E N

Über die Chancen und Risiken des geplanten 
Freihandelsabkommens zwischen den USA und 
der Europäischen Union diskutierten im Rah-
men der Lüneburger Gespräche am 30. Oktober 
unter anderem der Europaabgeordnete Bernd 
Lange und Dr. Dierk Hirschel, Bereichsleiter 
Wirtschaftspolitik bei der ver.di Bundesver-
waltung. Durch das für 2015 geplante Abkom-
men würde ein Wirtschaftsraum mit über 800 
Millionen Einwohnern und einem bilateralen 
Handelsvolumen von rund 500 Milliarden Euro 
entstehen. Allerdings gebe es insbesondere bei 
den Arbeitnehmerrechten große Differenzen 
zwischen den USA und der EU, so die Einschät-
zung von Bernd Lange. Die Vereinigten Staaten 
hätten zum Beispiel lediglich zwei von insgesamt 
12 Kernarbeitsnormen der International Labour 

Organization ratifiziert. Dierk Hirschel plädierte 
dafür, ökologische und soziale Standards in den 
Verhandlungsprozess mit einzubeziehen.
„Wie weiter mit Europa?“ lautete die Frage einer 
weiteren Diskussionsveranstaltung im Rahmen 
des Braunschweiger Dialogs am 12. November. 
In seinem Vortrag „Der Euro in der Zerreißprobe“ 
skizzierte der Chefvolkswirt der Nord/LB Torsten 
Windels zunächst den Verlauf der aktuellen Euro 
Krise. Der einzige Weg, gemeinsam aus der Krise 
zu kommen, besteht laut Windels darin, mehr 
Investitionen zu tätigen. Deutschland als finanz-
stärkstem Land in der EU falle dabei eine beson-
dere Rolle zu. 
Für eine wirklich solidarische Gemeinschaft 
sprachen sich gut 200 Jugendliche aus ganz 
Niedersachsen aus, die bei einem open space in 

AUSBAU ODER RÜCKBAU? 
Der zukünftige Kurs der europäischen Integration stand am 6. November 2013 im Mittelpunkt eines 
Streitgesprächs des Arbeitskreises Europa der FES. Die Professoren Hans-Wolfgang Platzer und An-
dreas Nölke präsentierten ihre unterschiedlichen Lösungsansätze für die Krise in der Europäischen 
Währungs- und Wirtschaftsunion. Insbesondere stand die Frage im Mittelpunkt, ob die Krise durch 
einen Rückbau der negativen Integration oder durch einen Ausbau der positiven Integration über-
wunden werden könne. In der Debatte wurde deutlich, dass ein konsequenter Bruch mit der bishe-
rigen Krisenstrategie auf europäischer Ebene als notwendig angesehen wird. 
Hans-Wolfgang Platzer „Ausbau oder Rückbau der europäischen Integration?“
http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/10383.pdf

Open Space und 
Diskussion
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BESCHEIDENE ERFOLGE
W I R K U N G E N  D E R  K R I S E N B E K Ä M P F U N G  I N  P O RT U G A L

Bereits im dritten Jahr erhält Portugal Gelder 
aus dem 78 Milliarden Euro schweren EU-IWF-
Rettungsprogramm und führt im Gegenzug ein 
politisch umstrittenes, von starken Einschnit-
ten geprägtes Strukturreform- und Anpassungs-
programm  durch. Die EU meldet mittlerweile 
zwar bescheidene Erfolge bei der Reduzierung 
des Defizits,  allerdings lassen Wachstum und 
Arbeitsmarkterholung weiter auf sich warten. 
Währenddessen werden die Auswirkungen der 
vermeintlichen Rettungspolitik immer evi-
denter: hohe Arbeitslosigkeit, das Ausbleiben 
von privaten und öffentlichen Investitionen, 
Kürzung von Löhnen und eine sich verfesti-

gende Aussichtslosigkeit in der Gesellschaft. Vor 
diesem Hintergrund hat das FES-Europabüro 
eine Delegation des portugiesischen Gewerk-
schaftsdachverbandes Mitte Oktober nach Brüs-
sel eingeladen, um in Hintergrundgesprächen 
mit Vertretern aus den EU-Institutionen und 
verschiedenen Verbänden über die Folgen der 
Austeritätspolitik und die schwierige soziale 
Lage im Land zu berichten. Hoffnung bot den 
Teilnehmern eine aktuelle Mitteilung der EU-
Kommission: Soziale Indikatoren wie das Ar-
mutsrisiko und Arbeitslosigkeit sollen künftig in 
die Bewertung der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Mitgliedstaaten einfließen.

Hintergrund-
gespräche 

SIGNAL DER KOOPERATION
B Ü R G E R M E I S T E R D I A L O G  Z W I S C H E N  D E U T S C H L A N D  U N D  G R I E C H E N L A N D

Die Deutsch-Griechische-Versammlung bildet 
ein in Europa einzigartiges Forum für die Zusam-
menarbeit von Kommunen, Regionen sowie Bür-
gerinnen und Bürgern zweier Länder und geht 

auf eine Vereinbarung zwischen Bundeskanzle-
rin Angela Merkel und dem früheren Minister-
präsidenten Griechenlands, Giorgos Papandre-
ou, zurück. 
Nach drei Jahrestagungen in griechischen Städ-
ten fand die Versammlung in diesem Jahr in 

Nürnberg statt. Gastgeber Dr. Ulrich Maly (Bild), 
Präsident des Deutschen Städtetages und Bürger-
meister der Stadt, machte gleich zu Beginn der 
Veranstaltung deutlich: „Nicht Besserwisserei, 
sondern Solidarität mit Griechenland und seinen 
Bürgerinnen und Bürgern“ sei angesagt. „Wir 
sind da, wenn Unterstützung gebraucht wird.“
Und tatsächlich wünscht sich Giannis Miche-
lakis, Innenminister in Griechenland, deutsche 
Unterstützung in dieser schwierigen Zeit. Zen-
trale Themen waren daher Kommunales Ma-
nagement, erneuerbare Energien, nachhaltiges 
Wassermanagement, Migration und Integration 
sowie die Vermarktung griechischer Produkte im 
Ausland.
Alle in Griechenland ansässigen deutschen po-
litischen Stiftungen wirkten maßgeblich an der 
Veranstaltung mit. So bot die FES Athen eine Ex-
kursion zu einer Biogasanlage an und führte eine 
Diskussionsrunde zum Thema „Starke Kommu-
nen mit erneuerbaren Energien“ durch. 

Jahrestagung 

Hannover unter dem Titel „Europa reloaded“ um 
eine starke Zukunftsvision für Europa rangen. 
Vielfältige kreative Lösungen zu Fragen von „A“ 
wie Akzeptanz von Homosexualität über „M“ 
wie Mindestlohn bis hin zu „Z“ wie die Zulas-
sung von weiteren Beitritten zur Europäischen 
Union wurden gesammelt, sachlich abgewogen 

und teils kontrovers diskutiert. Der für Europa-
angelegenheiten in der niedersächsischen SPD-
Landtagsfraktion zuständige Abgeordnete Maxi-
milian Schmidt zeigte sich schon zu Beginn des 
Tages gespannt, welche Ideen und Vorschläge 
ihm die Jugendlichen für seine weitere Arbeit 
mit auf den Weg geben würden. 
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AM KRITISCHEN WENDEPUNKT
Z U K U N F T S A G E N D A  O S T M I T T E L E U R O PA

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat auch die 
Staaten Ost- und Mitteleuropas hart getroffen. 
Von den drei baltischen Staaten über Polen, 
Tschechien, die Slowakei bis Ungarn wurden 
teilweise drastische Sparmaßnahmen ergriffen, 
die zwar in Teilen ihre gewünschte Wirkung 
entfalten, gleichzeitig aber auch zu großen po-
litischen, ökonomischen und sozialen Verwer-
fungen geführt haben.
Neben der akuten Krisenbewältigung stehen 
die Länder Ostmitteleuropas ebenfalls vor den 
Herausforderungen einer Anpassung an länger-
fristige Prozesse wie die Globalisierung, den de-
mographischen Wandel oder die zunehmende 
Knappheit natürlicher Ressourcen. 
Um den progressiven Kräften in den Ländern 
Ost-Mitteleuropas in dieser Debatte um die Zu-
kunft ihres Wirtschafts- und Sozialmodells eine 
kräftigere Stimme zu verleihen, hat die FES das 
Projekt „Zukunftsagenda Ostmitteleuropa. Im-
pulse für ein neues europäisches Wirtschafts- 

und Sozialmodell“ ins Leben gerufen. Als Partner 
konnte sie für dieses Projekt den Berliner Think-
tank „Das Progressive Zentrum“ gewinnen.
Die litauische Hauptstadt Vilnius war als Ver-
anstaltungsort der Auftaktkonferenz am 11. No-
vember gut gewählt: nicht allein, weil die litau-
ische Regierung in der zweiten Jahreshälfte 2013 
die EU-Ratspräsidentschaft anführte, sondern 
auch, weil in den Baltischen Staaten die Folgen 
einer konsequenten Austeritätspolitik mit all ih-
ren gewünschten und negativen Effekten beson-
ders deutlich zu sehen sind.
Laszlo Andor, EU-Kommissar für Beschäftigung, 
Soziales und Integration und ungarischer Sozi-
aldemokrat, eröffnete die Konferenz mit einer 
Rede zur „Stärkung des Europäischen Sozialmo-
dells“. Seiner Einschätzung nach steht Europa 
an einem kritischen Wendepunkt; „We are in a 
make-or-break period for the reform of the Euro-
pean Monetary Union and also for the future of 
Social Europe.”

Projekt

BÖSE ÜBERRASCHUNGEN MÖGLICH
N I C H T W Ä H L E R  I N  U N G A R N

Auch wenn der genaue Termin der Parlaments-
wahlen im Frühjahr 2014 noch nicht festgelegt 
wurde, ist der Vorwahlkampf in Ungarn bereits 
voll im Gange. Regierungslager und Opposition 
bezeichnen beide die kommenden Wahlen als 
Schicksalsfrage der Nation. Der Kampf um die 
Nichtwähler und Unentschiedenen, die zur Zeit 
in Umfragen über 40 Prozent der Befragten aus-
machen, steht daher im Zentrum der Vorberei-
tungen auf diese Wahl.
So stieß die vom Budapester Büro der FES zusam-
men mit dem Think Tank „Policy Solutions” or-
ganisierte internationale Konferenz zum Thema 
„Nichtwähler: Welche sozialen Gruppen haben 
sich von der Politik abgewendet und warum?” 
auf sehr großes Interesse.  Tamás Boros, Direktor 
von Policy Solutions stellte die teilweise über-
raschenden Ergebnisse der ersten umfassenden 
Studie in Ungarn über den gesellschaftlichen 
Hintergrund der Nichtwähler vor: Wahlberech-
tigte, die sich selber am rechten ideologischen 
Rand verorten, gehen mit größerer Wahrschein-
lichkeit zur Wahl, so einer seiner Befunde. 

Die vertretenen Meinungsforscher, die Ana-
lysten dreier Think-Tanks und Wahlkämpfer, 
waren sich weitgehend einig, dass eine stärkere 
Wahlbeteiligung zu überraschenden Ergebnis-
sen führen könnte. 

M O D E L L  F Ü R  U N G A R N ?

Ungarn bereitet die Einführung eines Betriebs-
rentensystems nach deutschem Vorbild vor. 
Vor diesem Hintergrund kamen ungarische Ge-
werkschafter und Betriebsratsvertreter am 18. 
November mit Vertretern des Managements aus 
Automobilunternehmen und Rentenexperten 
auf einem FES-Workshop über „Sozial- und Ren-
tenversicherung im Rahmen des Gleitzeit-Mo-
dells in der Automobilindustrie“ zusammen. Das 
komplexe Modell der deutschen Altersversor-
gung mit Schwerpunkt auf die betriebliche Al-
tersversorgung bei der Daimler AG wurden von 
Dr. Thomas Metz, Experte der Stabsabteilung des 
Gesamtbetriebsrats der Daimler AG in Stuttgart,  
ausführlich vorgestellt.

Internationale 
Konferenz

Kurz notiert
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ANGESPANNTES VERHÄLTNIS
R U S S L A N D  U N D  D I E  B A LT I S C H E N  S TA AT E N

Gegenseitiges Misstrauen, Sicherheitsbeden-
ken und Ablehnung gegenüber dem mächtigen 
Nachbarn prägen die Außen- und Sicherheitspo-
litik Litauens, Lettlands und Estlands. In Dialog 
treten und Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
ausloten waren deshalb das Motto des diesjäh-
rigen Baltic-Russia-Youth-Forums in Vilnius. Da-
mit reagierte die regionale FES-Vertretung auf 
das angespannte Verhältnis der Baltischen Staa-
ten zu Russland. 
Das Baltic-Russia-Youth-Forum ist eines der we-
nigen Plattformen, das vor allem junge High-
Potentials aus allen vier Staaten – Litauen, Lett-
land, Estland und Russland – zusammen an 

einen Tisch bringt. Bereits zum dritten Mal seit 
2011 diskutierten rund 45 Teilnehmer das bri-
sante Thema der Sicherheitspolitik ihrer Länder. 
Die Beziehungen Russlands zur NATO und zu 
den drei Baltischen EU-Staaten wurden in an-
geregten Podiumsdiskussionen, Vorträgen und 
Gruppenarbeiten analysiert und mögliche part-
nerschaftliche Zukunftsszenarien entworfen. Im 
Ergebnis der Gruppenarbeiten stand vor allem 
der Wunsch nach einem intensiven Dialog. Ge-
spräche zwischen Experten aus Russland und aus 
den Baltischen Staaten sollten regelmäßig initi-
iert und eine Kultur gegenseitiger Wertschät-
zung gepflegt werden.  

NOCH WENIGER FRAUEN?
Z W E I F E L  A M  N E U E N  U N G A R I S C H E N  WA H L G E S E T Z

Mit einem Frauenanteil im Parlament von gerade 
einmal neun Prozent nimmt Ungarn den letzten 
Platz in der EU und den 57 OSZE-Ländern ein. 
„Noch weniger Frauen im nächsten ungarischen 
Parlament?“, fragte daher provozierend am 15. 
November eine Konferenz in Budapest, an der 
auch die FES-Vertretung Ungarn beteiligt war. 
Das neue Wahlgesetz und die Kandidatenaufstel-
lung begründen Zweifel, ob sich die Repräsenta-
tion von Frauen nach den Parlamentswahlen im 

April 2014 erhöhen wird. Die Konferenz bot Ge-
legenheit auszuloten, welche Möglichkeiten eine 
überparteiliche Zusammenarbeit von Frauen es 
gibt, beispielsweise zur Durchsetzung von Quo-
ten oder einer familienfreundlicheren Sitzungs-
kultur im Parlament. Zu den Mitorganisatoren 
gehörten das Office for Democratic Institutions 
and Human Right der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa und die School 
of Public Policy der Central European University.

Prognose 

Forum

GOLDENE BRÜCKEN DES DIALOGS
Anfang Dezember wurde der FES-Vorsitzende Kurt Beck für sein herausragendes Engagement für 
die deutsch-polnischen Beziehungen geehrt. Auf dem Sankt Annaberg in Oberschlesien verliehen 
das Amt der Wojewodschaft Oppeln und das Haus der Deutsch-Polnischen Zusammenarbeit dem 
ehemaligen Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz den Sonderpreis „Goldene Brücken des Dia-
logs“. In seiner Laudatio lobte Józef Sebesta, ehemaliger Marschall der Wojewodschaft Oppeln, den 

Preisträger für seinen Einsatz. In seiner Dan-
kesrede blickte Beck noch einmal auf den Weg 
der Zusammenarbeit zwischen Oppeln und 
Rheinland-Pfalz zurück und hob Parallelen zu 
den deutsch-französischen Beziehungen hervor. 
„Damals, Mitte der 1990er Jahre, dachte ich mir: 
Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und Frankreich muss das Vorbild sein. Was zwi-
schen diesen beiden ‚Erzfeinden‘ gelungen ist, 
muss doch auch zwischen Polen und Deutschen 
möglich sein“.
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Lunchdebatte

Konferenz

POLITISCHE REIFE UND VERANTWORTUNG
S E R B I S C H E  O P P O S I T I O N  F Ü R  E U - B E I T R I T T S V E R H A N D L U N G E N

Dank der Vermittlung durch die Hohe Reprä-
sentantin der EU, Catherine Ashton, schlossen  
Serbien und Kosovo im April endlich ein Abkom-
men zur Normalisierung ihrer nachbarschaft-
lichen Beziehungen. Dieser Schritt veranlasste 
die EU-Mitgliedstaaten im Juni dazu, grünes 
Licht für den Beginn der Beitrittsverhandlungen 
mit Serbien zu geben. Damit kann die neue ser-
bische Regierung aus ehemaligen Milosevic-
Anhängern, die in der Opposition einen klaren 
antieuropäischen Kurs verfolgt hat, diesen be-
deutsamen Schritt  nun als ihren Erfolg verzeich-
nen. Wie geht die Demokratischen Partei (DS), die 
sich während ihrer Regierungszeit jahrelang der 
EU-Integration verschrieben hatte und dafür von 
den Nationalpopulisten aufs Schärfste bekämpft 
wurde, damit um? Dragan Djilas, der neue Vorsit-
zende der Demokratische Partei (DS) in Serbien, 
machte bei einem Besuch auf Einladung des Eu-
ropabüros der FES in Brüssel am 26. November 
deutlich, dass die DS auch in der Opposition die 
Erfolge der neuen Regierung  unterstützen wer-
de. Damit bewies er bei einer Lunchdebatte mit 
ausgewählten EU-Entscheidungsträgern sowie 
bei einer öffentlichen Debatte mit Medienvertre-
tern politische Reife und Verantwortung. Gleich-
zeitig wies er deutlich auf die sich zunehmend 
drastisch Lage der Medien- und Meinungsfrei-
heit in Serbien, zahlreiche Übergriffe auf Oppo-

sitionspolitiker und die weiterhin wachsenden 
sozioökonomischen Probleme des Landes hin. 
Er appellierte insbesondere an die Europäische 
Kommission, in den nun beginnenden Verhand-
lungen mit Serbien einen Schwerpunkt auf die 
innenpolitischen Entwicklungen zu legen.

A N Z I E H U N G S K R A F T

Trotz einer gewissen Erweiterungsmüdigkeit 
in der EU durch die weitreichenden Folgen der 
Euro- und Finanzkrise, stagniert die Erweiterung 
der EU keineswegs. Die EU strahlt nach wie vor 
große Anziehungskraft auf die Länder des west-
lichen Balkans aus, die allerdings bei der Rechts-
staatlichkeit, der Wirtschaftsentwicklung sowie 
ungelösten regionalen Konflikten weiterhin vor 
großen Herausforderungen stehen. Vom 30. Sep-
tember bis 4. Oktober 2013 haben sich daher Ge-
werkschaftsvertreter/innen aus den Ländern des 
westlichen Balkans zur Rolle der Gewerkschaf-
ten im EU-Beitrittsprozess sowie zum Sozialen 
Dialog auf europäischer Ebene in Brüssel infor-
miert. Aufbauend auf zwei vorausgegangene 
Schulungen in Monenegro und Berlin, lernten 
sie in Brüssel die praktische Arbeitsweise der EU-
Institutionen näher kennen und setzten sich mit 
ihrer eigenen Rolle im Beitrittsprozess auseinan-
der. 

MEHR STABILITÄT?
A U S W I R K U N G E N  D E R  G A S F U N D E  V O R  Z Y P E R N

Die möglichen Konsequenzen der Gasfunde vor 
der Küste Zyperns und die Auswirkungen auf den 
östlichen Mittelmeerraum standen Mitte No-
vember im Zentrum einer gemeinsamen Konfe-
renz des Peace Research Institute Oslo, der Broo-
kings Institution und des Zypern-Büros der FES. 
Dabei wurden insbesondere  die regionalen Per-
spektiven (Griechenland, Israel, Libanon, Russ-
land, Türkei und Zypern), die ökonomischen 
Chancen und Risiken des Gasmarktes sowie die 
Bedeutung für den Friedensprozess in Zypern be-
trachtet.
Insgesamt haben die Rohstoffvorkommen das 
Potential, die Stabilität im östlichen Mittelmeer-
raum, etwa durch eine Pipeline in die Türkei, 

deutlich zu verbessern. Allerdings ist die finan-
zielle Bedeutung der Gasvorkommen wegen 
eines hohen Investitionsbedarfs und unsicherer 
Perspektiven auf dem Gasmarkt  unklar. Die Gas-
funde werden in keinem Fall die gegenwärtigen 
finanziellen Probleme Zyperns quasi über Nacht 
lösen. Vielmehr bleiben Reformen notwendig. 
Die Aussicht auf Einnahmen aus dem Verkauf 
von Gas könnte jedoch einen neuen Impuls für 
die Verhandlungen zur Wiedervereinigung Zy-
perns liefern. Die Beilegung des Zypern-Kon-
fliktes würde die Erschließung der Vorkommen 
erleichtern und mittelbar für mehr Stabilität im 
östlichen Mittelmeerraum und darüber hinaus 
sorgen.

Kurz notiert
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MIT AUSSICHT AUF DEN GEZI-PARK
K O N F E R E N Z  Ü B E R  D I E  D E M O K R AT I E E N T W I C K L U N G  I N  D E R  T Ü R K E I

Im Frühsommer 2013 rollte eine Welle des Pro-
tests über die Türkei, die am 28. Mai 2013 in Istan-
bul mit Demonstrationen gegen ein geplantes 
Bauprojekt auf dem Gelände des Gezi-Parks, 
begann. Die Proteste richteten sich nach dem 
gewaltsamen Eingreifen der türkischen Polizei 
und der brutalen Räumung des Gezi-Park gegen 
den als autoritär empfundene Regierungsstil der 

regierenden islamisch-konservativen AKP. Mini-
sterpräsident Recep Tayipp Erdoğan reagierte mit 
der Präsentation eines „Demokratiepakets“, dass 
– wenn auch ungenügend – die Bereitschaft zu 
Reformen und mehr Demokratisierung signali-
siert. Nichtsdestrotz stellt die Unterdrückung der 
Rechte von Minderheiten, Frauen ebenso wie die 
eingeschränkte Freiheit der Medien immer noch 
beachtliche Hürden im Demokratisierungs-
prozess der Türkei dar. Diese Einschränkungen 
wurden auch im kürzlich veröffentlichten Fort-
schrittsbericht der EU wiedergegeben, mit dem 
ein neues Verhandlungskapitel (Regionalpolitik) 
eröffnet wurde. 
Vor diesem Hintergrund veranstalte das Türkei-
Büro der FES am 22. und 23. November 2013 in 
Kooperation mit dem Global Progressive Forum 
und der Fraktion der Progressiven Allianz der So-
zialisten & Demokraten im Europäischen Parla-
ment in Istanbul eine zweitägige Konferenz über 
die Demokratieentwicklung in der Türkei – mit 
direktem Blick auf den angrenzenden Gezi-Park. 
Zu den Eingeladenen zählten unter anderem 
die Europaabgeordneten Hannes Swoboda, Ma-
ria Eleni Koppa und Libor Roucek sowie die tür-
kischen Abgeordneten Şafak Pevey, Rıza Türmen, 
Sezgin Tanrıkulu  und Ayşe Danışoğlu. Durch die 
Einbeziehung der an den Protesten beteiligten 
Organisationen und Aktivisten konnten sich die 
Europaabgeordneten ein eigenes Bild von den 
Ereignissen machen.

MODERATORENROLLE AUFGEGEBEN
D I E  T Ü R K E I  U N D  D I E  P O L I T I S C H E N  U M B R Ü C H E  I M  N A H E N  O S T E N

Das Thema Transformation und Konflikt im 
Nahen Osten stand Mitte November im Mittel-
punkt einer zweitägigen Konferenz in Ankara, 
veranstaltet von der FES-Türkei und der Tech-
nischen Universität des Nahen Ostens (METU). 
Die Teilnehmer kamen aus nahezu allen Län-
dern der Region, die mehr oder weniger stark von 
den aktuellen politischen Umbrüchen im Nahen 
Osten betroffen sind. Daneben nahmen Exper-
ten und Akademiker aus Neuseeland, Australien, 
den USA, England, Katar, Spanien und Russland 
teil. Auch Studenten und Doktoranden der ME-

TU-Universität sowie der Bilkent Universität An-
kara beteiligten sich rege an den Diskussionen.
Die Konferenz bot eine exzellente Möglichkeit, 
um einen direkten Dialog zwischen den Ver-
tretern aus der Türkei, Irans, Ägyptens, Syriens, 
Tunesien und Libyen zu führen. Die Rolle der 
Türkei in den fortlaufenden politischen Umbrü-
chen wurde skeptisch betrachtet, da das Land 
seine Moderatorenrolle aufgegeben hat und zu-
nehmend einseitige Positionen in den offenen 
oder schwelenden Konflikten der Region als sun-
nitische Schutzmacht einnimmt.

G E W E R K S C H A F T E N  G U T  V E R N E T Z T

Die türkische Gewerkschaftsbewegung ist durch 
restriktive Gesetzgebung sowie tiefe ideologische 
Grabenkämpfe in ihrer Wirkungsmacht stark 
eingeschränkt. Dennoch haben einzelne links-
progressive Gewerkschaften in jüngster Zeit in 
mehreren Arbeitskämpfen erhebliche Ausdauer 
bewiesen und gingen aus diesen letztendlich so-
gar siegreich hervor. Dies war auch Ergebnis ei-
ner guten internationalen Vernetzung; vor allem 
deutsche Gewerkschaften haben mit Solidari-
sierungskampagnen vorbildliche Unterstützung 
geleistet. Bei der Vorstellung der FES-Gewerk-
schaftsstudie Türkei Ende September in Berlin 
wurde deutlich, dass es vielfach den Wunsch 
nach noch intensiverer Kooperation gibt. Die 
FES-Türkei hat in Istanbul im November mit 
verschiedenen Veranstaltungen die Bedürfnisse 
und Ideen einer engeren Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften gebündelt. 

Kooperations- 
veranstaltung

Kurz notiert
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E I N  N A H E R  O S T E N  F R E I  V O N  M A S S E N V E R N I C H T U N G S WA F F E N ?
Die Hindernisse für Rüstungskontrolle und Abrüstung sind nicht vorwiegend technischer, sondern 
sicherheits- und machtpolitischer Natur. So die Einschätzung einer Diskussionsrunde anlässlich der 
Vorstellung der aktuellen Ausgabe des Palestine-Israel-Journal (PIJ) „A Middle East without Weapons 
of Mass Destruction“. Die von der FES mitgestaltete Veranstaltung war mit hochrangigen Experten 
besetzt: Prof. Frank von Hippel, Princeton Universität, Prof. Daniel Kurtzer, ehemaliger US-Botschaf-
ter in Israel und Ägypten, Dr. Reuven Pedatzur, Prof. an der Tel Aviv University und Chefmilitärana-
lyst der Haaretz, Peter Weiss, Ko-Präsident von International Lawyers Against Nuclear Arms und Ziad 
AbuZayyad, PIJ Co-Editor, ehemaliger PA-Minister und PLC-Mitglied. Die Teilnehmer/innen zeigten 
sich pessimistisch über die unmittelbare Umsetzbarkeit einer massenvernichtungswaffenfreien Zone 
im Nahen Osten. 

E I N S AT Z  F Ü R  A U S S Ö H N U N G

Seit mehr als sechs Jahren sind Westjordanland und Gaza gespalten. Nach der Machtübernahme der 
Hamas im Gazastreifen wurden einige Versuche unternommen, die Spaltung zwischen den beiden 
wichtigen Parteien Fatah und Hamas zu beenden. Die in Kairo und Doha unterzeichneten Verein-
barungen zur Versöhnung scheiterten jedoch mehrmals in der Umsetzung. Um einen Beitrag zur 
Versöhnung zu leisten, hat die FES in Zusammenarbeit mit dem Palestinian Non-Governmental Or-
ganisations Network (PNGO) eine Reihe von Workshops durchgeführt. Bei einem der Workshops 
vereinbarten Jugendliche, unter ihnen Vertreter der verschiedenen Studentengruppen, über soziale 
Medien einen Aufruf zur Versöhnung zu verbreiten, und hoffen, damit mindestens 30.000 Unter-
stützer zu gewinnen.

K E I N  L I C H T  A M  E N D E  D E S  T U N N E L S ?

Seit sieben Jahren befindet sich der palästinensische Gazastreifen unter israelischer Blockade. Nach 
dem Machtwechsel im Nachbarland Ägypten hat sich die Versorgungslage im Gazastreifen noch wei-
ter verschlechtert: Der Schmuggel durch die zahlreichen Tunnel zwischen Gaza und Ägypten liegt 
brach, 90 % der Tunnel sind von ägyptischer Seite zerstört worden. Besonders verheerend sind die 
Auswirkungen auf die Energieversorgung. Stromausfälle von bis zu 18 Stunden pro Tag belasten nicht 
nur Privathaushalte, sondern lähmen das gesamte öffentliche Leben. 
Das Palestine Economic Policy Research Institute hat die schwierige Lage im Rahmen eines Roundta-
bles Ende November gemeinsam mit der FES in Ramallah thematisiert und Gründe für den Engpass 
beleuchtet: Vertreter der Ministerien, der Wirtschaft und Wissenschaft kamen aber zu dem Schluss, 
dass für eine funktionierende öffentliche Daseinsvorsorge die Zusammenarbeit zwischen den politi-
schen Kontrahenten Fatah und Hamas unabdingbar ist. 

A B R Ü S T U N G  –  A U S S Ö H N U N G  –  A U S W I R K U N G 

WERTE VS. INTERESSEN?
E I N  „ C H I N A F R Ü H S T Ü C K ”  M I T  A N D R E W  J .  N AT H A N

Im Jahr 2013 fanden sowohl der US-chinesische 
als auch der deutsch-chinesische Menschen-
rechtsdialog statt. Beide ließen Diplomaten auf 
der westlichen Seite einigermaßen ernüchtert 
zurück. Denn Chinas rasanter Aufstieg zur Wirt-
schafts-, Militär- und globalen Gestaltungsmacht 
stellt die bisherigen politischen Dialogmecha-
nismen zunehmend in Frage. Nicht zuletzt als 
Weltwirtschaftsmotor und weltweit größter De-

visenhalter hält die Volksrepublik ein strategisch 
wichtiges Pfund in ihren Händen. Droht folglich 
das Verschwinden von Menschenrechtsfragen 
aus dem chinesisch-amerikanischen und auch 
dem deutsch-chinesischen Dialog? Oder lassen 
sich neue außenpolitische Ansätze denken, die 
der veränderten Machtstruktur Rechnung tra-
gen und nicht zugleich in normativer Beliebig-
keit münden?

Hintergrund-
gespräch
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KONTROVERSEN INKLUSIVE 
M E N S C H E N R E C H T S - S O M M E R S C H U L E  I N  V I E T N A M

Verhaftete Blogger, Arbeitslager und eine zen-
sierte Presselandschaft – in Vietnam sind Men-
schenrechtsverletzungen weiterhin an der 
Tagesordnung. Besonders seit der politischen 
Öffnung Myanmars fürchtet das Land um sei-
nen Ruf, denn es gilt nun als eines der repres-
sivsten Länder der Region. Umso stärker waren 
die Anstrengungen der vietnamesischen Regie-
rung, einen Sitz im UN-Menschenrechtsrat zu 
erhalten, um das Image des Landes aufzubes-
sern. Im Zuge der letztlich erfolgreichen Kam-
pagne für einen Platz in diesem Gremium sind 
in Vietnam auch Anstrengungen unternommen 
worden, die Menschenrechtsausbildung zu för-
dern – ein „window of opportunity“ für das FES 
Landesbüro. 
So fanden sich zwölf vietnamesische und sechs 
deutsche Studentinnen und Studenten in Ha 
Long City ein, um sich eine Woche lang mit 
dem Thema Menschenrechte zu beschäftigen. 
Möglich wurde diese Sommerschule durch die 
langjährige Kooperation des Landesbüros der 
Friedrich-Ebert-Stiftung mit der Rechtshoch-
schule Hanoi, einer der besten juristischen 
Hochschulen des Landes, deren Absolventen 
gute Chancen haben, wichtige Positionen in- 

und außerhalb des vietnamesischen Justizsy-
stems zu bekleiden. 
Tatsächlich bot die Sommerschule für die Stu-
dentinnen und Studenten erstmals die Möglich-
keit, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen, 
da, wie sie freimütig zugaben, Diskussionen über 
Menschenrechtsfragen an der Rechtshochschu-
le bisher nicht  auf dem Lehrplan stehen. 
Einer simulierten Gerichtsverhandlung, einem-
sogenannten „Moot Court“, ging ein mehrtä-
giger Kurs zu den wichtigsten Abkommen und 
Institutionen im Bereich Menschenrechte vo-
raus. Auf den ausdrücklichen Wunsch des Rek-
tors der Rechtshochschule wurde auch ein Gast-
vortrag eines vietnamesischen Dozenten über 
die Menschenrechtssituation in seinem Land 
ins Programm integriert. Wer zuvor befürchtet 
hatte, die Situation in Vietnam könne in diesem 
Vortrag arg beschönigt werden oder die vietna-
mesischen Studenten würden ihre Ansichten 
nicht äußern, wurde sehr schnell eines Besseren 
belehrt: Die Diskussionen war offen, kritisch 
und kontrovers. 

Sommerschule 

Anlass genug für das Referat Asien und Pazifik, 
mit dem renommiertem China-Experten der Co-
lumbia University und Vorstandsmitglied von 
Human Rights Watch China, Andrew J. Nathan, 
im Rahmen eines „Chinafrühstücks“ über die 
Frage von Werten versus Interessen in den US-
chinesischen Beziehungen zu sprechen. Einen 
Antagonismus, den Andrew Nathan übrigens 
kurzerhand in der Formel „Werte = Interessen“ 
auflöste. Menschenrechte – so Nathan – seien 
nicht „nur“ aus einer wertebezogenen Perspek-
tive, sondern auch verstanden als strategische 
Interessen, von höchster Relevanz. Die Aufgabe 
von politischen Akteuren im Dialog mit China 
sei es demnach, diese strategische Dimension 
von Menschenrechtsfragen zu verdeutlichen 
sowie die Verknüpfung von Menschenrech-
ten und gesellschaftlicher Stabilität aufzu-
zeigen. Nathan zeigte sich überzeugt, dass sich 
Deutschland als einflussreiches Land durchaus 
eine ambitionierte Menschenrechtspolitik ge-

genüber China erlauben könne; Sorge vor Sank-
tionen brauche Deutschland aufgrund seiner 
starken Stellung in der Welt und aufgrund der ge-
wachsenen deutsch-chinesischen Beziehungen 
nicht zu haben. 
Wie also weiter mit den offiziellen Menschen-
rechtsdialogen? Dialog nur um des Dialoges 
willen könne – so Andrew Nathan – nicht die 
Antwort auf diese Frage sein.  Gelänge es, beider-
seitig akzeptable Grundregeln zu vereinbaren, 
wäre der Grundstein für einen erfolgreichen Dia-
log gelegt. Andernfalls, davon zeigte sich Andrew 
Nathan überzeugt, müsse man notfalls auch be-
reit sein, den Dialog zeitweilig auszusetzen.
Im Rahmen des „Chinafrühstücks“ bietet das 
Referat Asien und Pazifik seit 2011 einem inte-
ressierten Fachpublikum aus Politik, Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien 
differenzierte, aber auch kontroverse Einschät-
zungen zu aktuellen Fragen und Entwicklungen 
in China zur Diskussion an. 
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Daheim statt im Heim - Assistenzsysteme für ein selbstbestimmtes Leben im Alter

Dank des deutschen Gesundheitssystems ist es gelungen, unsere Lebenserwartung zu verlängern und dazu 
beizutragen, dass wir im Alter länger gesund sind.  Auf Grund des medizinisch-technischen Fortschritts kön-
nen heute viele Krankheitsverläufe immer besser behandelt werden. Dies ist mit einem Anstieg der Pflegelei-
stungen verbunden und stellt angesichts des demographischen Wandels die Pflege in Deutschland vor große 
Herausforderungen.
Altersgerechte Assistenzsysteme ermöglichen ein längeres selbständiges Verbleiben im gewohnten Umfeld 
und unterstützen die Arbeit des pflegerischen und medizinischen Fachpersonals. Ambient Assisted Living 
(AAL) Produkte und Systeme „Made in Germany“ haben darüber hinaus das Potenzial, sich zu einem Ex-
portschlager in wichtigen Zukunftsmärkten zu entwickeln, die oft vor ähnlichen Herausforderungen stehen. 
Innovative Assistenzsysteme werden in Deutschland noch nicht optimal genutzt.  

http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/10373.pdf

Eurobonds – Aufregerthema oder Lösungsansatz? 

Mit den Verhandlungen zum Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und der Bankenunion sind die 
Diskussionen um Eurobonds in den Hintergrund getreten. Diese können jedoch unter bestimmten Voraus-
setzungen ein alternatives Finanzierungsinstrument für Staaten darstellen, die aufgrund der Bankenkrise in 
Zahlungsschwierigkeiten gekommen sind. 
Das Thema Eurobonds spaltet jedoch Gesellschaft, Wissenschaft und Politik. Während die Gemeinschafts-
anleihen in Deutschland mehrheitlich als direkter Zugriff Europas auf deutsches Geld („Wir sollen wieder 
zahlen!“) gewertet werden, weisen andere Stimmen auf die notwendige europäische Einheit zur Bewältigung 
der staatlichen Refinanzierungs- und Staatsschuldenkrise hin („Den Teufelskreis durchbrechen“).

http://library.fes.de/pdf-files/stabsabteilung/10146.pdf

Für zukunftsfähige Kommunalfinanzen 

Entschuldungsmodelle und eine Stärkung der Finanzaufsicht gefordert 
Wie geht es weiter mit den klammen Städten und Gemeinden in Deutschland? Die Schuldenlast zahlreicher 
Kommunen in Ost und West wird mit inzwischen 140 Milliarden Euro immer schwerer. Vielerorts müssen 
kommunale Leistungen wie Schwimmbäder, Bibliotheken, Kindergärten oder der öffentliche Personen-
nahverkehr eingeschränkt, verteuert oder gar gestrichen werden. Die Schlüsselrolle der Kommunen für die 
positive Gestaltung unseres Gemeinwesens und für die öffentliche Daseinsvorsorge ist durch ihre schlechte 
Haushaltslage bedroht.

http://www.fes.de/cgi-bin/gbv.cgi?id=10397&ty=pdf
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Nie hat die SPD im Bund länger regiert, nie die deutsche Gesellschaft intensiver geprägt als in 
den Jahren von 1969 bis 1982, die als das »sozialdemokratische Jahrzehnt« der alten Bundes-
republik gelten. Der Bochumer Historiker Bernd Faulenbach stellt seine Bilanz der Sozialdemo-
kratie jener Jahre in den Kontext der damaligen politischen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Auseinandersetzungen.

Eines der herausragenden Jahrzehnte der Bonner Republik war die Zeit Willy Brandts und 
Helmut Schmidts, die Zeit des großen Aufbruchs und des Protestes, der Neuen Ostpolitik 
und der Nachrüstungsdebatte, der inneren Reformen und der alternativen Herausforde-
rungen. Doch nicht nur die Gesellschaft, auch die SPD war einem tiefgreifenden Wandel 
unterworfen – ein Spiegel der großen Probleme, die sich seit 1973/74 häuften: von der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung über den Terrorismus bis hin zu einem verwirrenden 
»Klimawandel« in der internationalen Politik.

Bernd Faulenbach  
geb. 1943, Dr. phil., Historiker, Professor an der Ruhr-Universität Bochum, zahlreiche  
Veröffentlichungen zur Geschichte der Bundesrepublik und DDR. Der Autor ist Vorsitzender  
der Historischen Kommission beim Parteivorstand der SPD.
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Mit der Eurokrise stellt sich die Frage: Wie steht die Europäische Union zu den 
grundlegenden Werten und Zielen der politischen Linken – Demokratie, Selbst-
bestimmung, Freiheit und Wohlstand für möglichst viele Menschen? Ist die EU 
ein emanzipatorisches Instrument der Bürger Europas? Oder ist sie ein Agent 
ihrer schleichenden Entmündigung?

Brauchen wir mehr Europa – oder weniger? Höhlt die EU die politischen und 
sozialstaatlichen Errungenschaften des 20. Jahrhunderts aus? In welche Richtung 
muss sich die Europäische Union entwickeln, um die vielfältigen Probleme des 
Integrationsprozesses zu überwinden? Führende Intellektuelle aus zehn Mit-
gliedsländern der Europäischen Union haben ihre Visionen für ein progressiveres 
Europa aufgeschrieben – frei von Denkverboten und -schablonen. Sie eint die 
Erkenntnis: Europa kann es besser!

Ernst Hillebrand

geb. 1959, Dr. phil., Leiter des Referats Internationale Politikanalyse der Friedrich- 
Ebert-Stiftung (FES). Er leitete unter anderem die FES-Büros in Paris und London.

Anna Maria Kellner

geb. 1981, Dipl.-Pol., Internationale Politikanalyse der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES). 
Seit 2007 u. a. Leiterin des FES-Büros Algerien.
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